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aa) Die Verfeinerung der Maßstäbe, die Unendlichkeit sozialen Unbehagens und die wach­
sende soziale Empfindlichkeit (S. 249) 

bb) Die Wahrnehmung oder Entstehung jeweils neuer Vergleichszusammenhänge (S. 250) 
cc) Typisierung und Zentrierung der Problemlösungen (S. 251) 
dd) Die Unendlichkeit und Widersprüchlichkeit der Erwartungen und die Endlichkeit har­

monischer Erfüllung (S. 256) 
ee) Die anthropologische Unmöglichkeit eines statischen Sozialstaates (S. 257) 
d) Der sozialstaatliche Hor izont von Glück und Sicherheit (S. 258) 
e) Der demokratische Rechts- und Sozialstaat als Prozeß (S. 260) 

V I . ö k o n o m i s c h e r u n d nichtökonomischer A u f t r a g des Sozialstaats 

(S. 261) 

V I I . Schlußbemerkungen (S. 266) 

/ . Persönliches zur Sache: Hans Peter Ipsen zum Sozialstaatsprinzip1 

1. Aufbruch 

A l s 1949 das Grundgesetz als Rechtstext u n d pol i t i sch- ins t i tut ionel ler 

Rahmen ins W e r k gesetzt w a r , stand v o r der deutschen Staatsrechtslehre 

die Aufgabe , den Sinn jenes Rechtstextes z u erfragen u n d z u entfalten. Z u 

den Denkwürdigkeiten jener Jahre, i n denen die Fundamente der G r u n d ­

gesetz-Interpretation gelegt w u r d e n 2 , zählt Hans Peter Ipsens H a m b u r -

1 Der Verfasser dieser Zeilen fühlt sich dem Jubilar in dankbarer, freundschaftlicher Ver­
ehrung zugewandt. Diese geht zurück auf das Erlebnis der Zusammenarbeit i m Rahmen der 
Verhandlungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer zum Thema »Verwaltung 
durch Subventionen« in Graz 1966 ( W D S t R L Heft 25,1967). Der Jubilar hatte dort das Re­
ferat, der Verfasser das Korreferat zu halten. M i t welcher Großzügigkeit, Kollegialität, ja 
Kameradschaftlichkeit sich der so viel ältere, erfahrenere und angesehenere Referent zu »sei­
nem« Korreferenten verhielt, ist diesem unvergeßlich, ja erscheint ihm immer noch als ein 
Exempel für »aufgeklärte Souveränität« eines Avancierten. Die geistige Begegnung des Ver­
fassers mit dem Jubilar geht freilich weiter zurück. Der Verfasser möchte hier vor allem an­
knüpfen an die wesentliche Hi l fe , die ihm die Veröffentlichungen Hans Peteripsens bedeutet 
haben, als er Ende der fünfziger und Anfang der sechziger Jahre seine (immer noch unveröf­
fentlichte) Habilitationsschrift über »Das Verfassungsrecht der sozialen Intervention« aus­
arbeitete. Seither empfindet der Verfasser den Jubilar als einen wichtigen Weggefährten im 
Nachdenken über den Sozialstaat. Deshalb dieses Thema zu dieser Festschrift. - Für Hilfe 
bei der Sichtung und Selektion des unübersehbar gewordenen literarischen und judikativen 
Materials zum Sozialstaat, das hier nur exemplarisch zitiert werden kann, und bei der Durch­
sicht des Manuskripts hat der Verfasser seinen Mitarbeitern Wolfgang Oehler und Reinhard 
Merkel zu danken. 

2 Siehe zu den Unterschieden von damals und heute Hans Peter Ipsen, Uber das Grundge­
setz - nach 25 Jahren, D Ö V 27. Jhrg. (1974), S. 289 ff . 
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ger Rektoratsrede » U b e r das Grundgese tz« 3 . M i t dem i h n kennzeichnen­
den M u t rückt er d o r t »in den Mittelpunkt« seiner »Bemühung, v o n den 
Entscheidungen oder Nicht -Entsche idungen zu sprechen, über die das 
Grundgesetz schweigt oder nur U n v o l l k o m m e n e s besagt, u n d die« - wie 
er g laube- »gerade das für unsere Verfassungslage Typische u n d Maßgeb­
liche sind«. Er wählt vier K o m p l e x e aus. D e r erste davon ist »die E n t ­
scheidung des Grundgesetzes für den sozialen Rechtss taat« 4 . U n d er er­
öffnet seine Überlegungen m i t einem Vergleich zwischen Grundgesetz 
u n d Weimarer Verfassung: 

»In seiner Rechtsstaatlichkeit überhöht es die denkbaren Verfassungsgewährlei­
stungen für die Stellung und den Schutz des einzelnen bis zum vorstellbaren Ma­
ximum und in einer Intensität, die die Weimarer Verfassung weit hinter sich läßt. 
In seiner Sozialität, seinem Bekenntnis zu einer Sozialverfassung, genügt es sich im 
proklamierten Verfassungsgrundsatz ohne Aktualisierung und bleibt es seinerseits 
hinter der Weimarer Verfassung selbst dann zurück, wenn der sehr unterschiedli­
che Rechts- und Realwert mancher Weimarer Grundgesetzvorschriften in Rech­
nung gestellt bleibt.« 5 

U n d er k r i t i s i e r t : 
»Wenn es Aufgabe einer Verfassung ist, Normen und Formen zur verbindlichen 

Begegnung mit der sozialen Wirklichkeit zur Verfügung zu stellen - und ich glau­
be, daß der Anspruch des modernen Menschen hierauf stärker und begründeter ist 
als der auf den utopischen oder verheißenden Teil einer Verfassung - , dann ist das 
Grundgesetz mit der nur rechtsgrundsätzlichen Zielbestimmung eines Sozialstaa­
tes diesen Erwartungen nicht vollauf gerecht geworden; und insofern ist das 
Grundgesetz nur vorläufig, als es die Realisierung der Sozialstaatlichkeit der künf­
tigen Gesetzgebung überantwortet. Es ist andererseits nicht vorläufig genug, so­
weit es den sozialen Ausnahmezustand, den es vorfindet, weitgehend ignoriert 
und davon Abstand nimmt, der außerordentlichen sozialen Realität, die gegeben 
ist, mit außerordentlichen, für den Augenblick gebotenen Maßnahmen entgegen­
zutreten.« 6 

D a n n erläutert er diese Doppelrüge v o n einerseits z u w e n i g , anderer­
seits z u viel Vorläufigkeit : 

»Die soziale Lage wird heute bestimmt durch das Schicksal der Kriegsopfer 
jedweder Gestalt, durch das Bild unserer zerstörten Städte und der Raumnot ihrer 
Bewohner, durch die N o t der Flüchtlinge und Vertriebenen . . . Eine Verfassung 
echter Vorläufigkeit, . . . würde hierin ergiebiger sein müssen als das Grundge­
setz.« 7 

3 1950, 2. A u f l . 1965; abgedruckt in Ernst Forsthoff (Hrsg.) , Rechtsstaatlichkeit und So­
zialstaatlichkeit, 1968, S. 16 ff (im folgenden nach dieser Quelle zitiert). 

4 A a O , S. 21. 
5 AaO, S. 21. 
6 A a O , S. 23. 
7 A a O , S. 23 f. 

14 Festschrift Ipsen 
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Ipsen stellt fest, daß außerordentliche V o l l m a c h t e n z u r A b h i l f e der 
akuten Notstände fehlen u n d das Grundgesetz davor zurückschrecke , »in 
der Hintansetzung rechtsstaatlicher Gewährleistungen des status q u o Be i ­
träge zur Realisierung seiner p r o k l a m i e r t e n Sozialstaatlichkeit« z u l e i ­
s ten 8 . D a m i t gerät sein Gedankengang aber auch schon i n den D e n k b e ­
reich des Ubermaßes an Vorläufigkeit 9 . D r e i Problemkreise nennt er v o r 
a l lem: erstens, daß das Grundgesetz die Anlehnungsbedürftigkeit des e in­
zelnen an den Staat, sein Angewiesensein auf die Vorsorgeleistungen der 
öffentlichen V e r w a l t u n g , n icht sieht; zweitens, daß es »die soziale, n icht 
mehr n u r liberale F u n k t i o n der Grundrechte« verschweigt u n d drittens, 
daß es i n der »Sozial- u n d Wirtschaftsverfassung . . . die Vorläufigkeit 
seiner Verfassungseigenschaft durch völligen Verz ich t auf alle Regelung 
erkennbar« m a c h t 1 0 . 

Z w e i Jahre nach dieser R e d e 1 1 befaßte sich das Bundesverfassungsge­
r i cht erstmals m i t dem Sozialstaatsprinzip: 

Das Sozialstaatsprinzip könne »bei der Auslegung des Grundgesetzes wie bei 
der Auslegung anderer Gesetze von entscheidender Bedeutung sein . . . Das we­
sentliche zur Verwirklichung des Sozialstaates kann nur der Gesetzgeber tun : er ist 
gewiß verfassungsrechtlich zu sozialer Aktivität, insbesondere dazu verpflichtet, 
sich um einen erträglichen Ausgleich der widerstreitenden Interessen und um Her­
stellung erträglicher Lebensbedingungen für alle die zu bemühen, die durch die 
Folgen des Hitler-Regimes in N o t geraten sind« 1 2 . 
Das forder t Ipsen zu neuer Stellungnahme heraus: 

»Die Bedeutung der Sozialstaat-Erklärung ist damit thematisch und normativ 
aber erst an einem Zipfel berührt, denn je definitiver und weniger vorläufig das 
G G verstanden und je mehr sein Verfassungscharakter betont w i r d , um so größer 
müssen die Ansprüche werden, die an die Sozialstaat-Erklärung zu stellen 
sind . . . Sachlich gehören . . . etwa folgende Bereiche in den Komplex hinein: 
Bedarfsbefriedigung und Versorgung (Daseinsvorsorge), staatliche Beeinflussung 
des Wirtschaftsablaufs (sog. Interventionsverwaltung. . . ) , Sicherung des Arbeits­
ertragsanteils, Recht auf Arbeit und Arbeitslosenfürsorge, Mitbestimmungs­
recht (?), Sozialversicherung (stellt A r t . 20 etwa ihre institutionelle Garantierung 
dar?) 1 3 , Familien- und Kinderfürsorge, soziale Gestaltung des Schul- und Bi l -

8 A a O , S. 24. 
9 S. dazu später dann das Schlußwort zu »Enteignung und Sozialisierung« VVDStRL 

Heft 10 (1952), S. 169 ff (170). 
1 0 AaO (Anm. 3), S. 25 f. 
1 1 Sie war vom 17. November 1949. Die nachfolgend zitierte Entscheidung ist vom 

19. Dezember 1951. 
1 2 BVerfG 1, 97 (105). 
1 3 Später ( in : Die Aufhebung der Angestelltenversicherungsfreiheit für höhere Angestell­

te, Rechtsgutachten, 1968, S. 20) bejaht Ipsen, daß »in der Sozialstaatsentscheidung des 
Grundgesetzes . . . anerkanntermaßen zunächst eine institutionelle Gewährleistung minde-
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dungswesens, Erfüllung der in den A r t . 119, 120 G G bezeichneten Aufgaben (für 
Vertriebene, Flüchtlinge, Kriegsfolgegeschädigte), endlich im Rahmen der in A r t . 
15 G G getroffenen Verfassungsentscheidung die zeitige Realisierung eines M i n ­
destprogramms vorgesehener Vergesellschaftung . . . U n d normativ gesehen be­
darf die Sozialstaat-Erklärung näherer Bestimmung als institutionelle Garantie be­
stimmter Sozialeinrichtungen, als Bestandteil des gegen Abänderungen geschütz­
ten Verfassungsminimums im Sinne von A r t . 79 Abs. I I I G G , als Maßstab der 
richterlichen Prüfungszuständigkeit nach A r t . 100 G G und der Landesverfas­
sungs-Regulative des A r t . 29 G G , . . . als Element zur Inhaltserfüllung des 
Gleichheitssatzes A r t . 3 und des Ermessensbegriffs der zuständigen Exekutive, 
endlich als Merkmal für die Frage, ob und inwieweit einzelne Grundrechte nicht 
nur staatsgerichtet, sondern drittgerichtet wirken im Verhältnis einzelner unter­
einander. 

Uberschattet werden diese Fragestellungen von der Einsicht, daß die Begriffe 
Bundesstaat, Demokratie und Rechtsstaat des A r t . 20 ihre gewachsene und aner­
kannte Inhaltsbestimmung durch sich selbst äußern, während die von A r t . 20, 28 
G G ihnen gleichgeordnete Sozialstaat-Erklärung dieser sich selbst genügenden 
Aussagekraft noch entbehrt, ihrer aber angesichts unserer Verfassungslage künftig 
nicht minder, vielleicht sogar noch mehr bedarf. Demokratie und Rechtsstaat stel­
len unter ihnen diejenigen Elemente unserer Verfassung dar, die der Ausgestaltung 
und Harmonisierung mit der sozialen Staatszielbestimmung primär überantwor­
tet sind, wobei die Rechtswegstaatlichkeit des G G wahrscheinlich die schwersten 
Hindernisse aufrichtet, den sozialen (also nicht den liberalen, aber auch nicht so­
zialistischen!) Rechtsstaat zu erfüllen, den A r t . 20 G G uns vorstellt.« 1 4 

Dieses weitreichende P r o g r a m m 1 5 w i r d v o n Ipsen i n der Folgezeit vor 
allem i n z w e i Richtungen ver t ie f t : für das Eigentumsrecht u n d den 
Gleichheitssatz. »Die grundgesetzliche Entscheidung für den Sozialstaat 
i m Sinne der Gestaltung der Sozialordnung« bedeute »die N e u - u n d A n ­
dersgestaltung der Eigentumsherrschaft bis h i n z u seiner N e u - V e r t e i ­
l u n g « 1 6 . 

A r t . 14 Abs. 2 GG müsse »über die Stellung des A r t . 14 im Grundrechtsab­
schnitt hinaus im inneren Zusammenhang damit gesehen werden, daß der Staat des 
Grundgesetzes sich zum Sozialstaat proklamiert. Wenn . . . diese . . . hervorra­
gende, zur Staatszielbestimmung gehörige Aussage . . . mehr als eine Formel blei­
ben soll, dann muß sie sich in bezug auf das Eigentum als Grundelement jeder So­
zialordnung gerade in der Ausdeutung des A r t . 14 Abs. 2 bewähren. Dann muß 

stens der vom Grundgesetz vorkonstitutionell vorgefundenen sozialen Einrichtungen« lie­
ge, »zu denen zweifellos auch die >klassische< Sozialversicherung« zähle. 

1 4 A n m . zu dem vorgenannten Urtei l D Ö V 5. Jhrg. (1952) S. 217 ff (Zitat S. 218). Sper­
rungen im Original. Der Absatz vor »Uberschattet werden . . .« ist im Original nicht vorge­
sehen, hier aber der Hervorhebung halber angebracht. 

1 5 Siehe dazu variierend und intensivierend vor allem auch »Enteignung und Sozialisie­
rung« (Anm. 9) S. 74 f. 

1 6 AaO, S. 75. Hervorhebung nicht im Original. 

14* 
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die . . . Wendung >Eigentum verpflichtete mehr als eine zweckmäßige Ausle­
gungsregel für den Richter, und dann muß der Satz »sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen« mehr als ein sozialethischer Appell an den 
einzelnen sein. Beide Sätze sind als Ermächtigung und Direktive des Gesetzgebers 
aufzufassen, die Inhaltsbestimmung des Eigentums dahin auszugestalten, daß die 
Sozialstaatlichkeit . . . nicht färb- und inhaltslos verblaßt und verkümmert« 1 7 . 

Fre i l i ch , w e n n die Grenzen des A r t . 14 erreicht seien, müsse »soziale 
Gestaltung . . . zu Lasten der Al lgemeinhe i t gekauft u n d bezahlt wer ­
d e n « 1 8 . 

Besondere sozialstaatliche Bedeutung mißt Ipsen der Sozialisierung 
( A r t . 15 G G ) b e i 1 9 . A r t . 15 G G dürfe n icht n u r als G r u n d r e c h t s n o r m be­
trachtet werden . A u c h »aus der posi t iven Entscheidung des Grundgeset­
zes zur sozialstaatlichen Gestaltung« folge »vielmehr, daß die Sozialisie­
r u n g durch das G G z u m I n h a l t seiner wirtschaftspol i t ischen Entschei­
d u n g gemacht u n d die Sozialisierung legalisiert worden« s e i 2 0 . Angesichts 
des hohen Ranges der Sozialstaatlichkeit ( A r t . 20 i . V . m . A r t . 79 A b s . 3 
G G ) sei sogar f ragl ich , ob selbst eine Grundsatzänderung »über die v o n 
A r t . 15 gegebene Zielsetzung der Vergesellschaftung hinweggehen könn­
t e « 2 1 . 

D e n anderen Schwerpunkt grundrechtl icher A k t u a l i s i e r u n g der Sozial­
staatlichkeit d u r c h Ipsen bi ldet der Gleichheitssatz22\ 

»Wenn Sozialstaatlichkeit über rein ethische Anforderungen der aus dem Z u ­
sammenleben gebotenen wechselseitigen Rücksichtnahme hinaus auf gerechte 
Güter- und Chancenverteilung durch den Staat zielt und ihm die Identifizierung 
mit partikulären Interessen der Gesellschaft verwehrt, kann ihr Gebot zur Inhalts­
erfüllung des G1S vornehmlich im ökonomischen Bereich beitragen. Vor allem das 
Merkmal Herkunft des A r t . 3 Abs. I I I G G vermag daraus eine Sinndeutung als 
Gebot zu ökonomischer Egalisierung zu empfangen. Die Begründung eines 
Rechtsanspruchs auf öffentliche Fürsorge als eine A r t Mindest-Existenz-Gewähr-
leistung der Allgemeinheit für den Schwachen, wie sie von der Rechtsprechung ge­
legentlich unternommen worden ist, könnte als derartige Funktionalisierung des 
G1S mit Hil fe der Sozialstaat-Klausel verstanden werden. Es kann nicht zweifel­
haft sein, daß hier der entscheidende Ansatzpunkt für eine neue Phase der Radika­
lität des G1S liegen mag. In der Kompositions-Formel des sozialen Rechtsstaates, 

1 7 A a O , S. 85. 
1 8 AaO, S. 91. Siehe dazu auch Ipseny Rechtsfragen der Investitionshilfe, AöR Bd. 78 

(1952/53), S. 284 ff , (S. 321). 
1 9 Enteignung und Sozialisierung (Anm. 9), S. 75. 

2 0 A a O , S. 102. 
2 1 AaO, S. 103. 
2 2 Hans Peter Ipsen, Gleichheit, i n : Neumann-Nipperdey-Scheuner, Die Grundrechte, 

Bd. I I , 1954, S. 111 ff, insbes. S. 160 f, 173 ff . 
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die das Grundgesetz verwendet, wird mit Hil fe des G1S das Schwergewicht von 
der Sicherung der Freiheit auf die Sicherung der Gleichheit verlagert, wenn ein so­
zialer, d. h. auf Ausgleich sozialer Unterschiede zielender Auftrag des Staates so, 
wie das Grundgesetz ihn offensichtlich versteht, als Selbstrechtfertigung des Staa­
tes und in seiner verfassungsmäßigen Ordnung legitimiert i s t .« 2 3 »Stand am histo­
rischen Anfang des modernen kontinentalen Verfassungsstaates seine staatsbür­
gerlich-politische Emanzipationskraft . . ., so kennzeichnet ihn jetzt sein sozialer 
Antrieb, der sich gleichermaßen an die Gesetzesanwendung und an die Gesetzge­
bung wendet . . . Es ist daher richtig, daß der Staat, der zur Sicherung seiner eige­
nen Existenz eine soziale Ordnung revidieren und umgestalten muß, die wegen 
ungleicher Güterverteilung als ungerecht empfunden w i r d , durch den G1S Anglei-
chungen herbeiführt, die als dem legitimen Rechtsbewußtsein entwachsend und 
entsprechend ihre Rechtfertigung in sich tragen. Das ist die heute erkennbare und 
wirksame, maßgebliche Entwicklungstendenz des G1S, die in der Sozialstaatsklau­
sel des Grundgesetzes einen nur partiellen und umrißhaften Ausdruck gefunden 
hat .« 2 4 

2. Erfahrung 

I n Einzelstudien f re i l i ch t r i t t dann i m m e r mehr die Polarität zwischen der 
Best immtheit der Freiheitsrechte u n d der U n b e s t i m m t h e i t des Sozial­
staatsprinzips 2 5 i n den V o r d e r g r u n d . Das galt v o n A n f a n g an für die 
Grenzen zwischen E igentumsbindung u n d E n t e i g n u n g 2 6 . Später treten 
Stellungsnahmen z u den Freiheitsrechten h i n z u 2 7 . Für das allgemeine 
Freiheitsrecht des A r t . 2 A b s . 1 G G aber w i r d einerseits die »dem Gesetz­
geber obliegende Aufgabe der Sozialgestaltung« betont , »die n icht nur 
Rechte, sondern auch Pf l ichten austeilt, u n d die a l lverbindl ich best immt, 

2 3 A a O , S. 173 f. 
2 4 AaO, S. 176. I m Zitat weggelassen wurde die Betonung, daß die Bindung der Verfas­

sung den Gesetzgeber t r i f f t , nicht den Richter ermächtigt. Siehe dazu auch aaO, S. 160,175. 
Siehe zur Verwirklichung des Sozialstaatsprinzips vermittels des Gleichheitssatzes auch den 
Diskussionsbeitrag Ipsens zu »Begriff und Wesen des sozialen Rechtsstaates« VVDStRL 
Heft 12 (1954), S. 119 ff. - Der Verfasser dieser Zeilen möchte bekennen, daß es nicht zuletzt 
diese Sicht Ipsens einer Verbindung von Gleichheitssatz und Sozialstaatsprinzip war, die ihn 
anregte, die Rechtsprechung des BVerfG zu Gleichheitssatz und Sozialstaatsprinzip unter 
dem Titel »Soziale Gleichheit« zusammenfassend darzustellen und zu würdigen (AöR Bd. 
93, 1968, S. 341 f f ) . 

2 5 Siehe dazu auch Gleichheit ( A n m . 22), S. 173. 
2 6 Siehe oben zu A n m . 18. Siehe ergänzend auch »Enteignung und Sozialisierung« (Anm. 

9), S. 107. 
27 Hans Peter Ipsen, Rechtsfragen berufsständischer Zwangsversorgung, i n : Aktuelle 

Probleme der Versicherungswirtschaft vom Standpunkt der Versicherungswissenschaften 
betrachtet, hrsgg. von Walter Rohrbeck, 1954, S. 31 ff , insbes. S. 50 f f ; Die Aufhebung der 
Angestelltenversicherungsfreiheit ( A n m . 13), S. 17 ff . 



214 Hans F. Zacher 

was das G r u n d r e c h t i n der H a r m o n i s i e r u n g der Einzelbefugnis m i t d e m 
Gemeinschaftsinteresse inha l t l i ch herzugeben v e r m a g « 2 8 . Andererseits 
w i r d E ingr i f fen i n die allgemeine Handlungsfre ihe i t eine klare sozialstaat­
liche L e g i t i m a t i o n abver langt 2 9 . 

E i n Teilhaberecht aus dem Sozialstaatsprinzip herzule i ten, erscheint -
auch vermittels des Gleichheitssatzes 3 0 - unzuläss ig 3 1 . Dagegen gewähr­
leiste das Sozialstaatsprinzip die v o m Grundgesetz vorgefundenen sozia­
len E inr ichtungen wie die »klassische« Sozia lvers icherung 3 2 . Eine beson­
ders glückliche Synthese v o n Rechtsstaat u n d Sozialstaat f indet Ipsen d o r t 
v o r , w o - w i e i m Beispielsfall der öffentlichen Rechtsauskunfts- u n d Ver ­
gleichsstelle H a m b u r g s - der Sozialstaat den Rechtsstaat real is ier t 3 3 . 

H a t t e Ipsen 1949 verlangt, der Sozialstaat müsse sich u m die N ö t e der 
Nachkriegszeit bemühen, so sieht er auf der Staatsrechtslehrer-Tagung i n 
Würzburg 1965 für den Sozialstaat ein wesentl ich anderes Betätigungs­
fe ld . Er spricht v o m »Verfassungsauftrag zur Wachstumsvorsorge«. D e r 
»moderne Industr ie - u n d Sozialstaat« müsse »mit allen seinen M i t t e l n da­
für sorgen, daß die wirtschaft l iche Potenz nicht n u r erhalten bleibt , son­
dern w ä c h s t « 3 4 . Das ist einer der treff l ichsten Beweise für die O f f e n h e i t , 
den gesunden Pragmatismus u n d den Sinn für die » N ö t e der Ze i t« , m i t de­
nen Hans Peter Ipsen nicht nur das Sozialstaatsprinzip, sondern die Ver­
fassung überhaupt zu handhaben weiß. 

3. Neue Fronten 

D i e Szene wandelt sich - für Ipsen wie für andere - , als sich i n den späten 
60er Jahren das Spektrum akuter Sozialstaats-Utopien weitet . D i e A b w e h r 
usurpatorischer Inanspruchnahme des Sozialstaatsprinzips d u r c h »unde­
mokratische Herrschaftsansprüche« w i r d zu einer v o r d e m nicht gekann­
ten A u f g a b e 3 5 . A l s Hans Peter Ipsen 1974 auf »25 Jahre Grundgesetz« z u -

2 8 Besprechung zu: Christian-Friedrich Menger, Der Begriff des sozialen Rechtsstaates 
im Bonner Grundgesetz, in : DVB1. 72. Jahrg. (1957), S. 219. 

2 9 Die Aufhebung der Angestelltenversicherungsfreiheit ( A n m . 13), S. 20. 
3 0 Siehe dazu noch unsicher: Gleichheit (Anm. 22), S. 160 f mit A n m . 171. 
3 1 Rechtsfragen berufsständischer Zwangsversorgung (Anm. 27), S. 51 ff . 
3 2 Siehe oben A n m . 13. 
3 3 Ipsen, Die öffentliche Rechtsauskunfts- und Vergleichsstelle: Eine Institution des so­

zialen Rechtsstaates, i n : 50 Jahre öffentliche Rechtsauskunfts- und Vergleichsstelle Ham­
burg, Hamburger Dokumente 1.73, 1973, S. 9 ff. 

3 4 Diskussionsbeitrag zu »Gesetzgeber und Verwaltung V V D S t R L Heft 24 (1966), S. 
221 ff (222). - Siehe dazu auch Peter Badura in dieser Festschrift. 

3 5 Siehe dazu Ipsen, 50 Jahre deutsche Staatsrechtswissenschaft im Spiegel der Verhand-
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rückblickte, betonte er die »Ziel- u n d Zwecksetzung des Staates durch das 
Sozialstaatsprinzip, das den Staat als Aufgabe sichtbar« m a c h e 3 6 . D u r c h 
das Sozialstaatsprinzip wachse das Grundgesetz über seine formal-rechts­
staatliche Gestalt hinaus. Das Sozialstaatsprinzip enthebe den Verfas­
sungsgeber der Aufgabe permanenter Verfassungsanpassung. 

»Es ist dagegen Aufgabe ständiger Verfassungsverwirklichung und -Verteidi­
gung, die staatliche Verantwortung für soziale und wirtschaftliche Befriedigung 
und Ordnung in den verfassungsrechtlich erlaubten Formen und Verfahren 
wahrzunehmen, also im Respekt vor dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, dessen 
Harmonisierung mit dem der Sozialstaatlichkeit das Grundgesetz aufgegeben hat. 
Genau das ist der Punkt, an dem es heute fragwürdig wird - aber weniger für das 
Grundgesetz selbst, als vielmehr für die staatlich Verantwortlichen, wenn sie diese 
Harmonisierung ignorieren.« 3 7 

»Es liegt i n der Zielsetzung sozialstaatlicher Realisation, daß sie L e i ­
stungserwartungen erfüllt.« Das geschehe durch ein Geben u n d N e h m e n . 
»Grundrechtlich gesehen sind E igentum u n d Gleichheit - jeweils pos i t iv 
u n d negativ - diejenigen Wirkungsbereiche des Grundgesetzes . . ., i n 
denen die V e r w i r k l i c h u n g des Sozialstaatsprinzips g ibt u n d n i m m t u n d 
letzt l ich nivelliert.« Vermögensbildung, M i t b e s t i m m u n g , Zugang zu 
Ausbildungsstätten u . dergl . könnten so als sozialstaatliche Grundrechts ­
entfal tung verstanden werden. » O h n e Z w e i f e l würde eine Grundrechts ­
aktualisierung, die verspricht u n d vertei l t - statt nur zu schützen, was m a n 
hat - , polit ischer W e r b u n g eher dienstbar sein, als eine solche, die n u r 
abwehrt.« W o diese Realisierung v o n Grundrechten aber »unmittelbar 
d u r c h Inanspruchnahme anderer Grundrechtsträger stattf inden m u ß , 
setzt das Verhältnis v o n Staat u n d Wir tschaf t dem Sozialstaatsprinzip 
seine G r e n z e n « 3 8 . 

I n diesem Sinne betont Ipsen die Schranken, die A r t . 15 G G einer »Sy­
stemveränderung« setzt u n d die N o t w e n d i g k e i t , »durch Leistung ge­
rechtfertigte Differenzierung« u n d damit das Leis tungsprinzip selbst v o r 
einem »verfehlten Verständnis des Grundrechts auf Gleichheit« , das auch 
ein »gefährliches Ins t rument zur >Einschleusung der Ideologie in das V e r -
fassungsrecht«< sein könne, zu bewahren. U n d wei ter : »Leistungsanfor­
derungen . . . , die die Haushaltskraft überfordern, verr ingern den Schutz 
gewährleisteten E i g e n t u m s « 3 9 . 

lungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, I I . Verhandlungen von 1949 
(Heidelberg) bis 1971 (Regensburg), AöR Bd. 97 (1972), S. 375 ff; 25 Jahre Grundgesetz 
( A n m . 2), S. 289 ff (294). 

3 6 A a O , S. 2 94 . 3 7 AaO, S. 295. 
3 8 Ebenda. 3 9 A a O , S. 296. 
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Verfassungsinterpretation ist ein polemisches Geschäft . Was sich p o l i ­
tisch v o n selbst ergibt , bedarf ihrer H i l f e n icht . D i e U b e r o r d n u n g der 
Verfassung über den A l l t a g des pol i t ischen Lebens bedingt es, daß Verfas­
sungsinterpretation gegen den S t r o m zu s c h w i m m e n hat. Das ist sicher e i ­
ner der Gründe dafür, w a r u m Hans Peter Ipsen v o n seinem z u v e r s i c h t l i ­
chen sozialstaatlichen A u f b r u c h i m m e r mehr dazugekommen ist , die 
Rechtsgüter z u betonen, die sozialstaatlicher Uberschwang oder gar 
usurpatorisch einseitige In terpre ta t ion des Sozialstaatsprinzips gefährden 
oder zerstören könnte . So könnte Ipsens E v o l u t i o n auch als Beispiel für die 
vielfachen Veränderungen gelten, die sich i n der Ambiance des G r u n d g e ­
setzes - u n d n icht zuletzt des Sozialstaatsprinzips - vo l lzogen haben: v o n 
der Bewältigung der N o t der Nachkriegszei t über die E n t w i c k l u n g u n d 
A u s b r e i t u n g des Wohlstandes zur Fast -Explosion des Gemischs divergie­
render evolutionärer u n d revolutionärer E r w a r t u n g e n i m »Zeitalter der 
R e f o r m e n « , bis zu dem lästigen Sich-Einrichten auf die »Grenzen des 
Wachstums« oder gar »die V e r w a l t u n g des M a n g e l s « 4 0 , aber auch v o n der 
»grundgesetzlichen Periode . . . der gemeinsamen A n s p a n n u n g z u m 
Wiederaufbau« zur Phase der zunehmenden Polaris ierung u n d schließlich 
»pessimistischen Verdrossenheit u n d Resignation auf der einen Seite, . . . 
ideologisch überfordernder Ansprüchlichkeit bei gleichzeitiger Staatsver­
leugnung auf der a n d e r e n « 4 1 . 

4. Zur Absicht des Folgenden 

D i e E n t w i c k l u n g , die sich i n der Beschäftigung Ipsens m i t der Sozial­
staatsnorm vol lzogen hat, kann aber auch als Beispiel dafür dienen, daß 
die Ungewißheit über die Sozialstaatsnorm auf eine eigentümliche Weise 
v o n der Schaffung des Grundgesetzes bis heute gleich geblieben ist u n d 
doch sich gewandelt hat. M a n kann viel leicht sagen: die Summe der U n -

4 0 Siehe dazu etwa Wilfried Berg, Die Verwaltung des Mangels, Der Staat Bd. 15 Jg 
(1976), S. 1 ff m. eingeh. Nachw.. 

4 1 25 Jahre Grundgesetz (Anm. 2), S. 293. Zur Rolle des Sozialstaatsprinzips in dieser 
Entwicklung siehe z. B. Rainer Schmidt, Der soziale Auftrag des Grundgesetzes, i n : 
Rechtsstaat - Sozialstaat, hrsgg. v. Willi Weyer, 1972, S. 39 f f insbes. z. B. S. 56: »Versu­
chungen liegen nahe. A u f der einen Seite: Die Verfassung als Callgirl der Revolution, auf der 
anderen Seite die Verfassung als kümmerliche Legitimationsgrundlage bestehender Macht­
verhältnisse. Die Entwicklung in der BRD führt uns beide Gefahren vor Augen.« Siehe zum 
Vorigen zuchHansF. Zacher, Zur sozialen Programmatik der Bayerischen Verfassung, Ver­
fassung und Verfassungsrechtsprechung, Festschrift zum 25jährigen Bestehen des Bayeri­
schen V e r f G H , 1972, S. 97 ff. 
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gewißheit über das Sozialstaatsprinzip ist gleich geblieben; die Gründe 

u n d Gegenstände der Ungewißheit haben sich geändert 4 2 . G i b t Ipsens 

vielfältige Befassung m i t dem Sozialstaatsprinzip Anlaß, sich dies zu ver­

gegenwärtigen, so ist es der Z w e c k dieser Ze i len , mehr Gewisses über die 

Persistenz dieser Ungewißheit zu erfahren. 

77. Die »Andersartigkeit« des Sozialstaatsprinzips 

Das Grundgesetz stellt das Sozialstaatsprinzip i n A r t . 20 A b s . 1 u n d 28 

A b s . 1 neben vier andere P r i n z i p i e n - d a s bundesstaatliche, das rechtstaat­

l i c h e 4 3 , das republikanische u n d das demokratische P r i n z i p - , m i t denen 

es die Garantie der Unabänderlichkeit ( A r t . 79 A b s . 3 G G ) t e i l t 4 4 . U n t e r 

ihnen steht das republikanische P r i n z i p - verstanden als die N e g a t i o n der 

Erb l i chke i t des Amtes des Staatsoberhaupts - i m Schatten der Interesselo­

sigkeit . D i e drei anderen P r i n z i p i e n aber - Bundesstaat, Rechtsstaat u n d 

D e m o k r a t i e - haben sich zu umfänglicher, differenzierter u n d stabiler I n ­

hal t l ichkei t e n t w i c k e l t 4 5 . Jeder K o m m e n t a r z u m Grundgesetz, aber auch 

- u m die hier n icht unwesentliche »Parallelwertung i n der Laiensphäre« 

anzuvisieren - jedes H a n d b u c h der Staatsbürgerkunde, jedes H i l f s m i t t e l 

4 2 Eine scheinbar abweichende, letztlich aber doch auch übereinstimmende Darstellung 
der Entwicklung siehe bei Eberhard Menzel, Die Sozialstaatlichkeit als Verfassungsprin­
zip der Bundesrepublik, D Ö V 25. Jahrg. (1973), S. 537 ff . 

4 3 Das freilich in A r t . 20 Abs. 2 nicht unmittelbar angesprochen ist. 
4 4 Das gilt für das Rechtsstaatsprinzip freilich nur via A r t . 1, 20 Abs. 2 u . 3, 79 Abs. 

3 G G . 
4 5 Dabei waren die Wege von Bundesstaatlichkeit und Rechtsstaatlichkeit weitgehend pa­

rallel. Von Anfang an im Grundgesetz durch differenzierte Einzelregelungen interpretiert 
und ins Werk gesetzt, wurden Verfassungsprinzipien der Bundesstaatlichkeit und der 
Rechtsstaatlichkeit mehr und mehr auch zu Mutternormen für ergänzende Konfliktlösungen 
und Einzelregelungen geschriebenen und ungeschriebenen Rechts. Der Ansatz war hinsicht­
lich des demokratischen Prinzips analog. Auch das demokratische Prinzip war als staatsor­
ganisatorisches verfassungsrechtlich exemplifiziert und ins Werk gesetzt. V o n der Mitte der 
sechziger Jahre an wurde es aber weitgehend als »Kontrast« zur grundgesetzlichen Staatsor­
ganisation reklamiert: als alternatives Organisationsprinzip ( i . S. etwa von Rätedemokratie), 
als gesellschafts organisatorisch es Prinzip ( i . S. etwa von Wirtschaftsdemokratie, sozialer 
Selbstverwaltung usw.), letztlich als allgemein materielles Rechtsprinzip. Diese Anfechtung 
scheint mittlerweile weitgehend überwunden zu sein (siehe dazu z. B. Werner Simson und 
Martin Kriele, Das demokratische Prinzip im Grundgesetz, W D S t R L Heft 29, 1971, S. 
3 f f ) . Abgesehen von dieser vorübergehenden Deviation und i m weit gespannten Vergleich 
zwischen dem Anfang und dem Ende des ersten Vierteljahrhunderts des Grundgesetzes ist 
also für das demokratische Prinzip eine dem rechtsstaatlichen und dem bundesstaatlichen 
Prinzip analoge Entwicklung zu beobachten. 
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für den Sozialkundeunterr icht u n d die Vie l fa l t pol i t ischer L i t e r a t u r bis h i n 
zur Tagespresse kann darüber Aufschluß geben. Al lenfal ls die gesell­
schaftspolitische Uber in terpre ta t ion des demokratischen Pr inz ips macht 
da eine A u s n a h m e 4 6 . 

A b e r was ist der Ertrag des Sozialstaatsprinzips? Es ist Behauptung, 
Mandat , I m p u l s , A r g u m e n t u n d V o r w u r f geblieben - keine selbständig 
entscheidende N o r m geworden. N i c h t daß es an l i terar i scher 4 7 oder j u d i ­
k a t i v e r 4 8 Bemühung u n d H e r a n z i e h u n g gefehlt hätte. H i e r i n k a n n sich 
das Sozialstaatsprinzip neben den anderen Staatsfundamentalnormen 
durchaus sehen lassen. G l e i c h w o h l : es w u r d e »nichts Rechtes« daraus. 
U n d auch die »linke« Traur igke i t über das »nicht erfüllte G r u n d g e s e t z « 4 9 

konnte allenfalls dazu beitragen, daß die Dürft igkeit manifest w u r d e - sei 
es durch die Klage über sie, sei es d u r c h die unbefr iedigte Nachfrage nach 
Substantiierung, sei es endlich d u r c h die Inanspruchnahme für umfas­
sende Vis ionen oder part ikulare Postulate indiv idue l len oder gruppen-ge-
tragenen Sozialstaatsverständnisses, das keinen Konsens f i n d e n k o n n t e 5 0 

und so erst recht die Aussageschwäche des Sozialstaatsprinzips deutl ich 
machte. 

N u n ist gewiß der V e r z i c h t des Grundgesetzes auf eine soziale Pro­
grammat ik eine gern berufene Erklärung für diese Aussageschwäche des 

4 6 Siehe dazu noch einmal die vorige Anmerkung. 
4 7 Siehe etwa die von Ernst Forsthoff veranstaltete Anthologie »Rechtsstaatlichkeit und 

Sozialstaatlichkeit (1968); für später siehe vor allem die Bibliographien bei Karl Albrecht 
Schachtschneider, Das Sozialprinzip, 1974, S. 87 ff ; Harald Noack, Sozialstaatsklausel und 
juristische Methode, 1975, S. 205 ff ; Roman Herzog, Die Verfassungsentscheidung für die 
Sozialstaatlichkeit, i n : Maunz-Dürig-Herzog, Grundgesetz, Kommentar, A r t . 20, S. 65 ff 
(1976). 

4 8 Siehe Werner Weber, Die verfassungsrechtlichen Grenzen sozialstaatlicher Forderun­
gen, Der Staat, Bd. 4 ( 1965)S.409 tf;Zacher, Soziale Gleichheit ( A n m . 24), S. 341 {{\ders., 
Das Sozialstaatsprinzip in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, BayVBl. 
n. F. 15. Jahrgang (1969), S. 113 ff ; Horst Günther Schmidt, Das Sozialstaatsprinzip in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung der Bundesrepublik Deutschland, Diss. Freiburg, 
1971; Werner Schreiber, Das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes in der Praxis der 
Rechtsprechung, 1972. 

4 9 Siehe dazu statt anderer Hans-Hermann Hartwich, Sozialstaatspostulat und gesell­
schaftlicher Status quo, 1970. Die Wendung vom »nicht erfüllten Grundgesetz« ist freilich 
mit der Schrift/l dolf Arndt, »Das nichterfüllte Grundgesetz« (1960) verbunden. Deshalb sei 
ausdrücklich klargestellt, das Arndt in einem sehr viel tieferen, allgemeineren Sinn vom 
»nicht erfüllten Grundgesetz« und seinem Sozialstaatsprinzip (insbes. S. 8 f) gesprochen 
hat, als dem der Inanspruchnahme für sozialistische Modelle. 

5 0 U n d zumeist nicht einmal auf den Respekt verfassungsrechtlicher Widerlegung stieß. 
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Sozialstaatsprinzips 5 1 . U n d eine gewisse Berechtigung kann dem auch 

nicht abgesprochen werden - aber doch nur eine gewisse, ja nur eine sehr 

begrenzte. Eine soziale Verfassungsprogrammatik; selbst w e n n sie i n so­

ziale Verfassungsrechte gekleidet w ä r e 5 2 , könnte das Sozialstaatsprinzip 

nicht i n der Weise ergänzen u n d gewährleisten, w i e etwa die Grundrechte 

u n d die inst i tut ionel len V o r k e h r u n g e n des gewaltenteiligen Staates das 

Rechtsstaatsprinzip v e r w i r k l i c h e n , wie die Verfassungsbestimmungen 

über W a h l e n , A b s t i m m u n g e n u n d Staatsorganisation der D e m o k r a t i e z u ­

gleich D e f i n i t i o n u n d Leben geben u n d wie die grundgesetzlichen N o r ­

men über die Ver te i lung der Kompetenzen auf B u n d u n d Länder u n d über 

die E i n w i r k u n g v o n B u n d u n d Ländern aufeinander den Bundesstaat 

k o n k r e t gestalten. D a z u ist soziale Programmat ik zu sehr auf polit ische 

Realisierung angewiesen - s o w o h l auf die Verfügbarkeit der M i t t e l , als 

auch auf die D i s p o s i t i o n über Prioritäten u n d auf aktive G e s t a l t u n g 5 3 . 

Diesem E i n w a n d , daß so v ie l m i t einer sozialen Verfassungsprogramma­

t i k nicht ausgerichtet wäre, entsprechen »spiegelbildlich« Überlegungen, 

daß so ohne substantiierende Begleitung das Sozialstaatsprinzip des 

Grundgesetzes nicht war u n d nicht i s t 5 4 . Gerade Ipsen hat i m m e r wieder 

5 1 Siehe dazu B. Herzog, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 47) Rdnr. 152, 168. Siehe auch Hans 
F. Zacher, A r t . »Sozialstaatsprinzip, i n : Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaften, 
1977, S. 153. 

5 2 Siehe dazu statt anderer Peter Badura, Das Prinzip der sozialen Grundrechte und seine 
Verwirklichung im Recht der Bundesrepublik Deutschland, Der Staat Bd. 14 (1975), S. 
17 ff. 

5 3 Gewiß reichen die Erfahrungen mit dem Landesverfassungsrecht nicht aus, um dies zu 
belegen. Dazu war die Landesstaatlichkeit bis 1949 zu sehr durch die katastrophalen U m ­
stände der Zeit und durch die Besatzungsmacht kupiert, und danach durch Grundgesetz und 
Bundeskompetenz. Immerhin findet sich das Nebeneinander von Sozialstaatsnorm und aus­
gedehnter Sozialstaatsprogrammatik in den Verfassungen der Länder Bayern (zum Sozial­
staat siehe A r t . 3 der Bayerischen Verfassung), Rheinland Pfalz (Ar t . 74) und Saarland (Art . 
60), und fand es sich in den Verfassungen der früheren Länder Baden ( A r t . 50) und Würt­
temberg-Baden (Ar t . 43). Und die Verfassung Bremens verbindet mit umfassender Sachpro­
grammatik das Bekenntnis der Präambel zu sozialer Gerechtigkeit. Das Nebeneinander des 
Sozialstaatsprinzips mit einer begrenzten Sachproblematik kennt die Verfassung des Landes 
Württemberg-Baden (Art . 43). U n d was hat diese doch so vielfältig angebotene Kumulation 
von Sozialstaatsprinzip und Sozialprogrammatik an Klärung über den Sozialstaat gebracht? 
Allenfalls konnten Schwerpunkte sichtbar werden. Abgrenzungen im Sinne einer Erschöp­
fung des Sozialstaatsprinzips durch die Sozialprogramme und seiner Nicht-Anrufbarkeit für 
unbenannte soziale Nöte wurden sicher nicht geleistet und wären auch nicht zu wünschen. -
Z u m Ertrag dieses Nebeneinanders für das Sozialstaatsprinzip der Bayerischen Verfassung 
siehe Zacher, Zur sozialen Programmatik der Bayerischen Verfassung (Anm. 41) insbes. S. 
110 f. 5 4 Siehe z. B. Schachtschneider, Sozialprinzip,(Anm. 47), S. 17f. 



220 Flans F. Zacher 

auf Elemente hingewiesen, die eine H i l f e bei dem Verstehen u n d der Rea­

lisierung des Sozialstaatsprinzips bedeuten k o n n t e n : G r u n d r e c h t e , insbe­

sondere i n sachregelnden A u s f o r m u n g e n w i e A r t . 15 G G 5 5 , die Zustän­

digkei tsnormen des Grundgesetzes 5 6 , die dem Grundgesetz vorausl ie­

genden Programme der Landesverfassungen 5 7 u n d die v o m Grundgesetz 

bereits vorgefundenen »sozialen Errungenschaf ten« 5 8 . Später kamen die 

Verfassungsziele des wir tschaf t l ichen W a c h s t u m s 5 9 u n d des gesamtwir t ­

schaftlichen Gleichgewichts ( A r t . 104 a A b s . 4 , A r t . 109 A b s . 2 u n d A b s . 

4 , u n d A r t . 115 G G ) h i n z u 6 0 . I m Laufe der Ze i t w u r d e die Bundesrepu­

b l i k auch i m m e r mehr eingebunden i n internationale A b k o m m e n 6 1 , unter 

denen die d u r c h Bundesgesetz i n k o r p o r i e r t e Europäische Sozialcharta 

nach Gestaltung u n d I n h a l t einem deutschen sozialstaatlichen Verfas­

sungsprogramm am nächsten k o m m t . 

5 5 Enteignung und Sozialisierung (Anm. 9), S. 74 f f (104, 107). 
5 6 Uber das Grundgesetz ( A n m . 3), S. 24. 
5 7 Gleichheit (Anm. 22), S. 174; siehe ferner etwa Hartwich, Sozialstaatspostulat (Anm. 

49), S. 21 ff und Schachtschneider, Sozialprinzip ( A n m . 47), S. 21 f f ; siehe auch oben A n m . 
53. 

5 8 Siehe dazu Ipsen, oben A n m . 13 und A n m . 32. Siehe ergänzend Klaus Stern, A r t . »So­
zialstaat«, i n : Evangelisches Staatslexikon, 2. A u f l . 1975, Sp. 2402 ff , insbes. Sp. 2407,2410 
m. w. Nachw. 

5 9 Sein berühmt gewordenes Wort vom »Verfassungsauftrag zur Wachstumsvorsorge« 
hztlpsen allerdings schon geprägt, ehe das Wachstumsziel in das Grundgesetz aufgenommen 
worden ist. Siehe dazu oben zu A n m . 34. * 

6 0 Siehe zum wirtschaftspolitischen Zielrahmen des Grundgesetzes Hans F. Zacher, Be­
richt über das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Wirtschaftsrecht, Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, Reihe Wettbewerb-Rechtsangleichung H . 20, 1973, S. 
23 ff . Siehe zum Verhältnis zum Sozialstaatsprinzip z. B. Ipsen, 25 Jahre Grundgesetz 
(Anm. 2), S. 295 f; siehe auch Peter Badura, Auftrag und Grenzen der Verwaltung im sozia­
len Rechtsstaat, D Ö V 21. Jg. 1968, S. 446 ff . (449);Stern, Sozialstaat ( A n m . 58) Sp. 2406 f; 
Zacher, Sozialstaatsprinzip ( A n m . 51), S. 158 f. 

6 1 Exemplarisch sei der Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (1957) 
herangezogen. Schon in der Präambel ist das Ziel der »stetigen Besserung der Lebens- und 
Beschäftigungsbedingungen« angegeben. Ein besonderer Abschnitt ist den Arbeitskräften 
gewidmet. Ihre Freizügigkeit soll sichergestellt werden (Art . 48 f f ) . Insbesondere sollen die 
Systeme der sozialen Sicherheit adäquat harmonisiert werden (Ar t . 51). Titel I I I über »Die 
Sozialpolitik« beginnt mit der Bestimmung (Art . 117): »Die Mitgliedsstaaten sind sich über 
die Notwendigkeit einig, auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitskräfte hinzuwirken und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu 
ermöglichen.« Abgesehen von spezielleren Vorschriften sollen die Mitgliedsstaaten zusam­
menarbeiten auf folgenden Gebieten: Beschäftigung, Arbeitsrecht und Arbeitsbedingungen, 
berufliche Ausbildung und Fortbildung, soziale Sicherheit, Verhütung von Berufsunfällen 
und Berufskrankheiten, Gesundheitsschutz bei der Arbeit , Koalitionsrecht und Kollektiv-
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D a ß das alles n icht zu Buche geschlagen h a t 6 2 , begründet zunächst die 

Hypothese , daß das Fehlen einer detail l ierten Sozialstaatsprogrammatik 

allein n icht erklären k a n n , w a r u m das Sozialstaatsprinzip so aussage­

schwach geblieben ist. U n d diese H y p o t h e s e rechtfert igt die Frage, w e l ­

che anderen Gründe es dafür geben k a n n . Diese Überlegungen werden -

dies sei hier vorweggenommen - zugleich ergeben, daß die Gründe der 

mangelnden normat iven K r a f t des Sozialstaatsprinzips weitgehend auch 

schon erklären, w a r u m auch eine differenzierte Sozialstaatsprogrammatik 

wirkungsschwach bleiben muß - oder was das Grundgesetz anlangt: müß­

te. 

/ / / . Der politische Charakter des Sozialstaatsprinzips 

1. Relevanz der Sozialstaatsnorm? 

»Sozial« heißt heute w e l t w e i t einer der wicht igsten Maßstäbe staatlicher 

Herrschaf t . M i t dem »sozialen« Charakter kann nur noch die »demokrati­

sche« Rechtfert igung der Herrschaf t an Bedeutung wet te i fern . Zwischen 

beiden besteht ein dichter Z u s a m m e n h a n g 6 3 . Herrschaft muß Herrschaf t 

Verhandlungen (Art . 118). Einzelne Themen sind die Gleichheit der Entgelte insbesondere 
für Mann und Frau (Ar t . 119), die Sicherung der bezahlten Freizeit (Art . 120) und die Förde­
rung der Beschäftigung durch den europäischen Sozialfonds (Ar t . 123 f f ) . 

Siehe zur Summe der sich aus Landesverfassungen und internationalen Dokumenten erge­
benden Programmatik nach dem Stand von 1967: Hans F. Zacher, Sozialpolitik und Men­
schenrechte in der Bundesrepublik Deutschland, 1968, S. 11 f. Für die später hinzugekom­
menen Dokumente siehe Hans F. Zacher, Internationales und europäisches Sozialrecht, 
1976, (darin insbes. den »internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte, S. 48 f f ) . 

6 2 Damit soll nicht gesagt werden, daß die textliche Einseitigkeit des Grundgesetzes nicht 
ihre Bedeutung gehabt hat und hat. Siehe z. B. Ulrich Scheuner, Das Grundgesetz in der 
Entwicklung zweier Jahrzehnte, AöR Bd. 95 (1970), S. 323 ff , insbes., S. 360 f, 403 f. 

6 3 Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 2. A u f l . 1950, S. 
373 ff, 376 ff ; Alexander Rüstow, Ortsbestimmung der Gegenwart, Bd. 2, 1950, S. 209 f; 
Bd . 3, 1957, S. 90 f f ; Ernst Forsthoff, Verfassungsprobleme des Sozialstaats, 1954, S. 13 ff , 
insbes. S. 17 und 23; BVerfGE 5 (1956), 85 (198); Hans Freyer, Theorie des gegenwärtigen 
Zeitalters, 1956, S. 62 ff , 206 ff ; Downs, A n Economic Theory of Democracy, 1957; Ger­
hard Leibholz, Strukturprobleme der modernen Demokratie, 1958, S. 1 ff , 13 ff, 42 ff , 
136 f, 147 ff ; Elisabeth Liefmann-Keil, Die Entwicklung der Theorie der Bewilligung öf­
fentlicher Einnahmen und Ausgaben, Finanzarchiv N . F. Bd. 19 (1958/59), S. 218 f f ; Carl-
Joachim Friedrich, A r t . »Demokratie«, i n : Handwörterbuch der Sozialwissenschaften Bd. 
2, 1959, S. 560 ff (563); Badura ( A n m . 60), S. 446 ff (447); Hans F. Zacher, Freiheitliche 
Demokratie, 1968, S. 211 ff ; Scheuner, ( A n m . 62), S. 323 ff , 358. 
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für den Menschen sein, oder als solche ausgegeben werden - »formalde­
mokratisch« durch den Bürger selbst auf sich bezogen, oder »sozial« i h ­
rem Inhal t nach für i h n best immt oder, wie i n der »sozialen Demokrat ie« 
grundgesetzlicher Provenienz, auf beiderlei Weise. D a ß dabei die vorder­
gründige Rede u n d der Inhal t v o n »sozial« u n d »demokratisch« ausge­
dehnten, ja bizarren Variat ionen u n t e r w o r f e n s ind, ändert nichts an der 
Bedeutung dieser Elemente für die G r u n d b e f i n d l i c h k e i t der staatlichen 
Herrschaf t . 

Diese G r u n d b e f i n d l i c h k e i t läßt sich heute denken als ein Viereck je aus 
W o r t und Sache »sozial« und »demokratisch«. N u r : dieses Viereck hat 
v o n L a n d zu L a n d u n d v o n Ze i t zu Z e i t , v o n H a n d e l n d e m zu H a n d e l n ­
dem, v o n Beobachtendem zu Beobachtendem u n d v o n Beschreibendem 
zu Beschreibendem unterschiedliche, ja unterschiedlichste Konste l la t io­
nen. Aber es ist gleichsam die »Grundfläche« aktueller Staatlichkeit. 
»Nichtdemokrat ie« , die nicht wenigstens soziale »Legitimation« für sich 
i n A n s p r u c h n i m m t , ist selten geworden. U n d nur eine - als »formale« 
D e m o k r a t i e - so selbstbewußte D e m o k r a t i e wie die der Vereinigten Staa­
ten glaubt noch , sich eine Diskuss ion über eine nicht maximale Sozialpol i ­
t i k - was nach den Möglichkeiten u n d Wer tungen einer N a t i o n immer 
auch das M a x i m u m sein mag - leisten zu können. Ist »formale« egalitäre 
D e m o k r a t i e instal l iert , so w o h n t i h r f re i l i ch auch a p r i o r i eine eingebaute 
Tendenz z u m »Egalitär-Sozialen« inne. Das schließt n icht aus, n icht sel­
ten sogar ein, daß Sozia lpol i t ik zur M i t t e tendiert , oder G r u p p e n vernach­
lässigt, je nachdem wie numerisch w i c h t i g sie für die »formale« D e m o k r a ­
tie sind oder wie sehr das »Unsoziale« ihrer Existenz das »soziale« W o h l -

Aus der älteren Literatur siehe etwa: Alexis de Tocqueville, De la Democratic en Amerique 

(Oeuvres completes, Edition de J.-P. Mayer, (Gallimard), 3. Edit ion, 1951; Lorenz von 

Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich von 1789 bis auf unsere Tage, 3 Bde, 

1850 (Neuausgabe 1921), Bd. 3 (»Das Königtum, die Republik und die Souveränität der 

französischen Gesellschaft seit der Februarrevolution«) 1848, S. 177 i;Beer, Geschichte des 

Sozialismus in England, 1913, S. 221 ff , insbes. S. 226, 271 ff ; Hans Kelsen, Sozialismus und 

Staat, 1920, S. 92 {{^Heinrich Herkner, Sozialrevolutionäre Bewegungen in der Demokra­

tie, Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, n. F. 33. Jhg. 

Heft 2 (1909), S. 241 H;ders., Die Arbeiterfrage, 7. A u f l . 1921,S.84 tt;Hasbacb, Moderne 

Demokratie, 2. A u f l . , 1921, S. 349 ff ; Werner Sombart, Der proletarische Sozialismus, 

10. A u f l . von »Sozialismus und soziale Bewegung«, 1924, Bd. 1, S. 386, Bd. 2, S. 247 ff; 

Max Adler, Politische und soziale Demokratie, 1926, S. 49 {\Hans Nawiasky, Staatstypen 

der Gegenwart, 1934, S. 43 ff , 91 f f ; ders., Allgemeine Staatslehre Teil 2, Bd. I I , S. 139 ff, 

Teil 4 S. 86 f f ; Arthur Rosenberg, Demokratie und Sozialismus, 1938, S. 51 ff ; Richard 

Thoma, Uber Wesen und Erscheinungsformen der modernen Demokratie, 1948, S. 11 ff. 
6 4 Siehe ergänzend Hans F. Zacher, Faktoren und Bahnen der aktuellen sozialpolitischen 
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befinden der M e h r h e i t s t ö r t 6 4 . Alles i n al lem: staatliche Herrschaf t , die 
sich innerhalb oder außerhalb »formaldemokratischer« S trukturen u n d 
Prozesse als Herrschaf t für die Beherrschten rechtfertigen muß, kann si­
cher nicht auf soziale D e k l a m a t i o n , u n d wahrscheinl ich n icht auf soziales 
Selbstverständnis u n d letzt l ich auch nicht auf ein gewisses Maß an sozialen 
Inhalten verzichten. 

D i e soziale Tendenz ist i n egalitär-formal-demokratischen Staaten f o r t ­
geschrittener zivilisatorischer E n t w i c k l u n g v o m Stand der Bundesrepubl ik 
Deutschland so stark - so aprior isch, so »natürlich«, u m nicht zu sagen 
»naturrechtlich« - , daß eine allgemeine verfassungstextliche Aussage dar­
über nur beschreibender, n icht w i r k l i c h ordnender u n d befehlender N a ­
tur zu sein sche int 6 5 . Was das Recht hier leisten k a n n , ist die V e r w i r k l i ­
chung. D i e elementare R i c h t u n g des Wollens kann es nicht ersetzen, auch 
u n d gerade nicht d u r c h ein verfassungsrechtliches P r i n z i p . Das gi l t u m so 
mehr, als Ob jekte (»Anliegen«) u n d Subjekte, Le i tb i lder u n d reale Spiel­
räume der Sozia lpol i t ik reich variieren u n d der N a m e des »Sozialen« die 
Viel fal t i n der Sache h inder t u n d die Einhei t i n der Sache nicht stiften 
kann . Das schließt nicht aus, daß ein verfassungstextliches Epi the ton die 
A r t i k u l a t i o n u n d die A r g u m e n t a t i o n fördert oder doch wenigstens er­
leichtert u n d auch den Integrat ionswert der Verfassung s te igert 6 6 . 

Diese These potentiel ler , ja tendenzieller Irrelevanz einer allgemeinen 
Sozialstaatsnorm erscheint befremdl ich . G l e i c h w o h l läßt sie sich i n der 

Diskussion, Archiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit , 3. Jahrg. (1972), S. 
241 ff. 

6 5 Siehe dazu und zum Folgenden vor allem Gerhard Schnorr, Sozialstaat - ein Rechtsbe­
griff? i n : Festschrift für Hans Schmitz zum 70. Geburtstag, Bd. I I 1967, S. 256 ff. Es liegt 
nahe, daß die »natürliche« Sozialstaatlichkeit moderner Staaten gerade jemandem auffallen 
mußte, der, wieSchnorr, aus einem Sozialstaat mit verfassungstextlicher Sozialstaatsaussage 
(Bundesrepublik Deutschland) in einen Sozialstaat ohne verfassungstextliche Sozialstaats­
aussage (Bundesrepublik Österreich) übergewechselt ist. Siehe vom österreichischen 
Standpunkt aus Herhert Schamheck, Die Grundrechte im demokratischen Verfassungsstaat, 
i n : Ordnung im sozialen Wandel, Festschrift für Johannes Messner, 1976, S. 445 ff (468 f) . 
Siehe aber auch Dieter Grimm, Verfassungsfunktion und Grundgesetzreform, AöR Bd. 97 
(1972), S. 489 ff, insbes. S. 498 f, wo sich eingebaut in ein Plädoyer für eine die »formal-
rechtsstaatliche Statur« überschreitende Verfassung der Satz findet: »Der Sozialstaat hat. . . 
seine eigene politische Zwangsläufigkeit und kann deswegen in der Tat verfassungsrechtli­
cher Garantien eher entbehren als andere Staatsziele.« - Betont dagegen in Richtung auf den 
Rechtsatzcharakter des Sozialstaatsprinzips z. B. Stern, Sozialstaat ( A n m . 58). 

6 6 Siehe dazu noch einmal Grimm, Verfassungsfunktion und Grundrechtsreform (Anm. 
65). Siehe zu der Frage gerade der evozierenden, motivierenden Wirkung des Sozialstaats­
prinzips (und dazu, ob nicht gerade insofern das Grundgesetz »unerfüllt« geblieben ist) noch 
einmal Arndt, »Das nichterfüllte Grundgesetz« ( A n m . 49), S. 8 f. 
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Verfassungs Wirklichkeit erschreckend leicht beweisen. Sicher bedeutet es 
n icht a l lzuvie l , daß unter der Decke des grundgesetzlichen Sozialstaats­
pr inz ips ( A r t . 20 A b s . 1 , 28 A b s . 1 G G ) Länder m i t einem allgemeinen 
Sozialstaatsprinzip (Baden-Württemberg, Bayern , H a m b u r g , N i e d e r ­
sachsen, Rheinland-Pfalz u n d Saarland) u n d Länder ohne ein allgemeines 
Sozialstaatsprinzip (Hessen u n d Schleswig-Holstein) ex i s t i e ren 6 7 , ohne 
daß dies etwa ein Gefälle zwischen »sozialeren« u n d »unsozialeren« L ä n ­
dern beschreiben würde. U m so eindrucksvol ler ist der internationale 
Vergleich. 

Sieht man sich i n Europa - außerhalb des Ostb locks , w o »sozial« d u r c h 
»sozialistisch« verdrängt ist - u m , so f indet man eine allgemeine Sozial­
s taa tsproklamat ion 6 8 n u r i n der Verfassung F r a n k r e i c h s 6 9 u n d der T ü r ­
k e i 7 0 sowie i n den Grundgesetzen Spaniens 7 1 . D i e Verfassung Ir lands be­
kennt sich zur »sozialen O r d n u n g « 7 2 . U n d die Verfassung Italiens ver­
bindet eine konzentr ier tere , allgemeinere soziale P r o g r a m m a t i k 7 3 m i t ei ­
ner eingehenderen, differenzierteren Sozia lprogrammatik (wie sie hier 
generell als ein gewisser Gegensatz z u m allgemeinen Sozialstaatsprinzip 
außer Betracht gelassen w e r d e n m u ß ) 7 4 . D e r D e u t l i c h k e i t halber sei be­
t o n t , daß eine Sozialstaatsklausel i n den Verfassungen der skandinavi ­
schen Staaten ebenso fehl t w i e etwa i n den Nieder landen , u n d daß sie i n 
Großbri tannien schon mangels einer geschriebenen Verfassung fehlen 
muß - u m n u r die sprichwörtlichsten »Wohlfahrtsstaaten« zu nennen. 

Sieht man sich i n der übrigen Welt u m , so fällt ein Negativattest ebenso 
s c h w e r 7 5 w i e eine klare T r e n n u n g zwischen kommunis t i schen u n d an­
deren Staaten. A b e r auch bei allen Vorbehal ten ble ibt es aufschlußreich, 
w o sich allgemeine Sozialstaatsdeklarationen - außerhalb typisch k o m -

6 7 Siehe dazu (und zum Bremischen Sonderfall) noch einmal oben A n m . 53. 
6 8 Anders dagegen steht es mit einzelnen sozialen Rechten. Siehe z. B. Georg Brunner, 

Die Problematik der sozialen Grundrechte, 1971; Badura ( A n m . 52). 
6 9 A r t . 2 Abs. 1 der Verfassung vom 28. September 1958. 
7 0 A r t . 2 der Verfassung vom 27. Mai 1961. 
7 1 A r t . 1 des Gesetzes über die Nachfolge in der Staatsführung vom 26. Juli 1947 in der 

Fassung vom 10. Januar 1967 und A r t . V I I der Grundsätze der Nationalen Bewegung vom 
17. Mai 1958. 

7 2 A r t . 45 der Verfassung vom 1. Juli 1937 i . d . F. v. 3. November 1972. 
7 3 A r t . 2-4 der Verfassung vom 27. Dezember 1947. 
7 4 A r t . 29 ff , 35 ff , aaO. 
7 5 Für das Folgende wurden ausgewertet: Albert Blaustein und Gisbert H. Flanz, Consti­

tutions of the countries of the w o r l d , N e w York 1971 f f ; Corpus constitutionnel (Introduc­
t ion par Bastid), Leiden, 1968 ff , Supplement 1976; Amos J. Peaslee, Constitutions of na­
tions, The Hague, 1974. 
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munistischer L ä n d e r 7 6 - f inden lassen. Besonderer Beliebtheit erfreut sich 
das Sozialstaatsprinzip offenbar in Afrika77. D i e »soziale« Selbstbezeich­
n u n g des Staates f indet sich i n den Verfassungen v o n D a h o m e y 7 8 , Ga­
b u n 7 9 , G u i n e a 8 0 , E l fenbe inküste 8 1 , Madagaskar 8 2 , M a u r e t a n i e n 8 3 , M a ­
r o k k o 8 4 , N i g e r 8 5 , R u a n d a 8 6 , Senegal 8 7 , O b e r v o l t a 8 8 u n d Z a i r e 8 9 . V e r e i n ­
zelte Sozialstaatsproklamationen f i n d e n sich auch i n Lateinamerika u n d 
zwar i n H a i t i u n d Guatemala 9 0 . D o c h w i r d das Bekenntnis z u r sozialen 
Gerechtigkeit bevorzugt i n K u b a , E l Salvador u n d E q u a d o r 9 1 . Eine be­
sondere Variante bietet die Verfassung v o n H o n d u r a s , die Gerecht igkei t 
u n d soziale u n d wirtschaft l iche W o h l f a h r t nebeneinanderstel l t 9 2 . F ü r 
Asien endlich ließ sich - m i t den verfügbaren M i t t e l n 9 3 - eine aktuel l gel­
tendes Sozialstaatsprinzip n icht f i n d e n 9 4 . 

O h n e daß es einer Analyse der Beispiele u n d der m i t ihnen zu vergle i ­
chenden Länder ohne Sozialstaatsprinzip bedarf, k a n n nach dieser D u r c h -

7 6 Wo selbst das Bekenntnis zum »Sozialismus« nicht immer verfassungstextlich nieder­
geschrieben ist. 

7 7 Wohl eine Auswirkung des Vorbildes der französischen Verfassung, deren Protago-
nismus sich nicht auf die frankophonen Länder beschränkt, da die anglophonen Länder im 
britischen Mutterland das Vorbi ld einer geschlossenen Verfassungsurkunde nicht vorfan­
den. 

7 8 A r t . 2 der Charta v. 7. Mai 1970. 
7 9 A r t . 2 der Verfassung vom 21. Februar 1961. 
8 0 A r t . 1 der Verfassung vom 10. November 1958. 
8 1 A r t . 2 der Verfassung vom 3. November 1960. 
8 2 A r t . 2 der Verfassung vom 29. A p r i l 1959. 
8 3 A r t . 1 der Verfassung vom 20. Mai 1961. 
8 4 A r t . 1 der Verfassung vom 9. März 1972. 
8 5 A r t . 2 der Verfassung vom 8. November 1960. 
8 6 A r t . 1 der Verfassung vom 24. November 1962. 
8 7 A r t . 1 der Verfassung vom 3. März 1963. 
8 8 A r t . 2 der Verfassung vom 29. Juni 1970. 
8 9 A r t . 1 der Verfassung vom 24. Juni 1967. 
9 0 A r t . 1 der Verfassung von Hai t i vom 25. Mai 1964. N u r noch schwer zu vergleichen 

A r t . 123 der Verfassung von Guatemala v. 15. September 1965: »The economic and social 
regime has at its aim . . .« . 

9 1 A r t . 1 der Verfassung von Cuba vom 7. Februar 1959 (die neue Verfassung Cubas 
konnte noch nicht eingesehen werden); A r t . 2 der Verfassung von El Salvador v. 8. Januar 
1962; Präambel der Verfassung von Equador v. 25. Mai 1967. 

9 2 A r t . 1 der Verfassung von Honduras v. 3. Juni 1965. 
9 3 Siehe noch einmal oben A n m . 75. 
9 4 Die Verfassung von Afghanistan v. 1. Oktober 1964 enthielt eine Verpflichtung auf po­

litische, wirtschaftliche und soziale Demokratie. 

15 Festschrift Ipsen 
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sieht gesagt werden , daß eine »soziale« oder »sozialstaatliche« Verfas­
sungsklausel offenbar keinen klaren I n d i z w e r t für N i v e a u u n d D i c h t e der 
Sozia lpol i t ik eines Landes hat. 

2. Wirkungsmöglichkeit der Sozialstaatsnorm unter der Voraussetzung des 
»politischen« Charakters des Sozialstaates 

D e r internationale Vergleich bestätigt also die tendenzielle Irrelevanz ei­
ner Sozialstaatsnorm. Zugle ich aber zeigt er auch einen W e g , u m die m ö g ­
liche F u n k t i o n einer Sozialstaatsnorm auszumachen. Das Beispiel G r o ß ­
britanniens etwa weist darauf h i n , daß eine Sozialstaatsnorm überhaupt 
n u r denkbar ist , w o das Rechtssystem einen Platz dafür vorhält . W o eine 
geschriebene Verfassung fehl t , darf man auch ein geschriebenes Sozial­
staatsprinzip nicht vermissen. Anders gewendet: eine Sozialstaatsnorm 
v o n der A r t der A r t . 20 A b s . 1 , 28 A b s . 1 S. 1 G G setzt eine geschriebene 
Verfassung nach A r t des Grundgesetzes voraus. Daß ein Staat ein Sozial­
staat ist, hängt so allgemein dagegen nicht v o n der Existenz einer geschrie­
benen Verfassung ab. N u r : ein Sozialstaat m i t den spezifischen Integra­
t ionswerten - u n d Garantien - einer geschriebenen Verfassung kann ein 
solcher Staat nicht sein. 

K a n n die Verfassung n u n aber d u r c h die Sozialstaatsnorm als solche 
n icht kons t i tu t iv entscheiden u n d b e w i r k e n , ob u n d i n w i e w e i t der Staat 
ein Sozialstaat sein darf oder muß, so k a n n die explizite Sozialstaatsnorm 
nur Bedeutungen haben, die einerseits dem System des Verfassungsstaats 
immanent sind u n d andererseits der pol i t ischen Vorgegebenheit der So­
zialstaatlichkeit Rechnung tragen. M a n kann u n d soll w o h l unterscheiden 
zwischen zwei Dimensionen: den F u n k t i o n e n der verfassungstextlichen 
Sozialstaatsdeklaration, welche die S t rukturen des demokratischen 
Rechtsstaats transzendieren; u n d den F u n k t i o n e n , die i n diesen demokra­
tisch-rechtsstaatlichen Strukturen w i r k e n 9 5 . 

D i e organisationstranszendente Funktion zielt auf In tegra t ion . I n die­
sem Sinne sagt das Sozialstaatsprinzip, daß der Verfassunggeber das Ge­
meinwesen nicht n u r organisieren, sondern auch i n der Sache bestimmen 
w o l l t e , daß der Bürger i n der Verfassung n icht nur den Rahmen seiner 
M i t w i r k u n g s r e c h t e u n d der Herrschaft über i h n , sondern daß er dar in 
auch die Sorge u m seine N ö t e sehen kann , daß die Verfassung alle - A m t s -

9 5 Nicht übereinstimmend mit dem Folgenden, aber doch eng verwandt die Unterschei­
dung zwischen einem politischen und einem verfassungsrechtlichen Sozialstaatsprinzip bei 
Herzog, Sozialstaatlichkeit (Anm. 47) Rdnr. 172. 
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träger u n d Bürger - auf ruf t , ein soziales Z i e l zu f inden u n d zu verfolgen 
und daß sie ihnen m i t hohem Rang einen N a m e n für ihre Sache, u n d ein 
A r g u m e n t , sie zu verfechten, gibt . 

D i e dem demokratisch-rechtsstaatlichen System immanente Funktion 
dagegen ist k o m p e t e n z g e b u n d e n 9 6 . Sie steigt auf v o n der L e g i t i m a t i o n 
und M a h n u n g an die Adresse der originären pol i t ischen Entscheidungs­
träger (Gesetzgebung u n d Regierung), die polit ische G r u n d w e l l e durch 
das M e d i u m ihrer Kompetenz an die Oberf läche zu tragen, zu ebenfalls 
L e g i t i m a t i o n u n d M a h n u n g an die Faktoren des Rechtsvollzugs (Verwal ­
tung u n d Rechtsprechung), die pol i t i sch getroffenen sozialstaatlichen 
Entscheidungen zu realisieren u n d d o r t , w o sie ausgeblieben sind u n d 
nach Kompetenz u n d Sache v o n den Rechtsanwendern substituiert wer­
den können, auch zu substituieren. Gerade i m letzteren w i r d das System­
immanente besonders deut l i ch : w e i l die N o t w e n d i g k e i t der Ermächti­
gung d u r c h das »übrige« System vorgegeben erscheint; u n d w e i l die W i r ­
k u n g einer so allgemeinen Ermächtigung, einer pol i t ischen Strömung 
W i r k l i c h k e i t zu geben, n icht wesentlich größer sein k a n n , als sonst i m Sy­
stem impl iz ier te politische Kompetenzen i m Verhältnis zu den Legi t ima­
tionsschwellen, Schranken u n d Garantien des Systems. 

D i e das demokratisch-rechtsstaatliche System transzendierende F u n k ­
t ion verströmt i m polit ischen Prozeß . D i e Existenz eines verfassungstext­
l ichen Sozialstaatsprinzips ist ein Konst i tuens seiner nationalen I n d i v i ­
dualität. Genauer: so w i e der polit ische Prozeß eines Staates durc h die 
Existenz einer geschriebenen Verfassung - m i t welchem G e w i c h t auch 
i m m e r - mi t be s t immt w i r d , so w i r d die Individualität eines Sozialstaates, 
der auch ein Verfassungsstaat ist, - w i e d e r u m : m i t welchem G e w i c h t auch 
immer - auch davon m i t b e s t i m m t , daß die Verfassung den Sozialstaat 
text l ich ausweist 9 7 . A b e r diese A p p e l l w i r k u n g der Verfassung liegt neben 
ihren eigentlichen Wirkmöglichkeiten u n d W i r k w e i s e n als Rechtsnorm. 

D i e dem demokratisch-rechtsstaatlichen System immanente Wirkung 
des Sozialstaatsprinzips ist differenzierter zu sehen. Schon für die or igina­
len poli t ischen Entscheidungsträger (Gesetzgeber u n d Regierung) er­
wächst das Problem juristischer Relevanz. Z w a r tragen sie die primäre 
V e r a n t w o r t u n g für das O b u n d das W i e des Sozialstaates. A b e r die Spiel-

9 6 Siehe dazu noch einmal das Bundesverfassungsgericht (oben zu A n m . 12). Siehe im fol ­
genden auch die Bemühungen, kompetenzgerecht differenzierende »Sozialstaatsaufträge« 
zu formulieren bei Schreiber, Sozialstaatsprinzip ( A n m . 48), S. 50 f f ; Schachtschneider, So­
zialprinzip (Anm. 47), S. 71 ff ; eingehende weitere Nachweise siehe dort. 

9 7 Siehe dazu auch Schnorr, Sozialstaat (Anm. 65), S. 262 ff , 268. 

1 5 * 
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räume ihrer Gestaltungsmöglichkeiten sind d u r c h die Verfassung vorge­
geben. U n d somit entsteht die Frage, ob Schranken der Verfassung gegen­
über dem »sozialen« Ausgrei fen der P o l i t i k i n besonderer Weise nachgie­
b i g s ind, ob sie sich i h m öffnen, ja es ermut igen. Es ist das fatale D i l e m m a 
der verfassungsrechtlichen Sozialstaatsdiskussion, daß einerseits die 
Weite u n d U n b e s t i m m t h e i t des sozialstaatlichen Verfassungsauftrags u n d 
die Ursprünglichkeit seiner pol i t ischen Erfüllung eine solche Nachgiebig­
kei t auszuschließen scheinen, während andererseits eine beliebige Gle ich­
gültigkeit der rechtsstaatlichen Hemmnisse gegenüber dem sozialen 
G r u n d a u f t r a g der pol i t ischen Instanzen diesen zu ersticken d r o h t 9 8 . I n 
dem Maße f re i l i ch , i n dem der polit ische u n d ursprüngliche Charakter des 
Sozialstaatsauftrags ernstgenommen w i r d , entschärft sich diese Frage. 
K a n n nämlich den pol i t ischen Entscheidungsträgern die V e r a n t w o r t u n g 
für die Ko nkre t i s i e rung des Sozialstaats n icht abgenommen u n d darf i h ­
nen die sozialstaatliche Gestaltung auch nicht d u r c h par t ikulare Sozial­
staatsinterpretationen vorweggenommen werden , so w i r d es auch sinnlos, 
rechtsstaatliche Garantien - v o r allem also Grundrechte - i m Sinne be­
stimmter Sozialmodelle e inzuschränken 9 9 . D i e Balance k a n n nicht i n der 
Weise gesucht w e r d e n , daß den pol i t ischen Gewal ten ein best immter so­
zialstaatlicher W e g gewiesen u n d gegenüber den rechtsstaatlichen Schran­
ken freigehalten w i r d , sondern dadurch , daß den pol i t ischen Gewalten die 
Entscheidung vorbehalten bleibt u n d dies auch v o n den rechtsstaatlichen 
Schranken her respektiert w i r d 1 0 0 . Das Ergebnis ist n i c h t : »Aufwei­
chung« der Grundrechte . D e n n m i t der Weite möglicher polit ischer Ent ­
scheidung muß auch die grundrechtsinterpretatorische Wachsamkeit z u ­
nehmen. Es geht u m eine Verlagerung der F r o n t e n . Grundrechts interpre­
ta t ion kann n icht damit abgedient w e r d e n , daß sie best immte politische 
M o d e l l e als solche zuläßt oder ablehnt. Sie muß aus sich der polit ischen 
Ent fa l tung des Gemeinwesens, das allein auch die Grundrechte zu tragen 
u n d zu garantieren imstande ist, R a u m geben u n d gegenüber dieser p o l i t i ­
schen Ent fa l tung des Gemeinwesens i n ihrer Universalität den Menschen 
i n seinen grundrecht l ich ar t ikul ier ten Wer ten u n d Bezügen schützen. N u r 
i n diesem wei ten , offenen Sinn ist es r i c h t i g , v o m Sozialstaatsprinzip als 

9 8 Siehe zu dieser Auseinandersetzung etwa Helmut Ridder, Die soziale Ordnung des 
Grundgesetzes, 1975, und seine eingehenden Nachweisungen. 

9 9 Eine Diskussion über »Sozialmodelle« führt vor allem Hartwich, Sozialstaatspostulat 
( A n m . 49). 

1 0 0 Siehe auch Herzog, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 47), Rdnr. 176 ff , insbes. Rdnr. 191 ff. 
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einem Auslegungsbehelf zur Auslegung des materiellen Verfassungsrechts 
zu s p r e c h e n 1 0 1 . 

Ungewißheit u n d Ausfüllungsbedürftigkeit des Sozialstaatsprinzips 
u n d ursprüngliche sozialstaatliche Realisierungskompetenz v o n Gesetz­
geber u n d Regierung best immen auch die Bedeutung des Sozialstaatsprin­
zips i m Bereich v o n V e r w a l t u n g 1 0 2 u n d R e c h t s p r e c h u n g 1 0 3 . D a n k der 
N o t w e n d i g k e i t der L e g i t i m a t i o n r ichterl icher u n d administrat iver Ent ­
scheidung durch das Gesetz, dank auch der Zuständigkeit der poli t ischen 
Autorität , Sozialstaatlichkeit k o n k r e t z u def inieren, fügt das Sozialstaats­
p r i n z i p der B i n d u n g an Gesetz u n d Recht ( A r t . 20 A b s . 3 G G ) zunächst 
nichts Wesentliches h i n z u . A u c h als »Auslegungsbehelf« - besser: als Sti­
mulans u n d A r g u m e n t - bedarf das Sozialstaatsprinzip der »Materialisie­
rung« d u r c h die polit ische Vorentscheidung. Sozialstaatliche Gesetzesin­
terpretat ion ist »Integration« - i m Sinne v o n Wesensf indung - der primä­
ren poli t ischen Sozialstaatsverwirklichung. W i e i m m e r hat der Gesetzes­
anwender den A u f t r a g zur H a r m o n i s i e r u n g u n d Konsequenz. Gle ich­
w o h l mag die Möglichkeit , dafür eine verfassungstextliche V o k a b e l anru­
fen zu können, h i l f re ich sein. M i t den Entscheidungsspielräumen - v o m 
Einzelfallermessen bis h i n zur lückenfüllenden Rechts f indung, vor allem 
aber i m Bereich der gesetzlich nicht oder k a u m vorweggenommenen u n d 
vorwegnehmbaren Verwaltungsleistungen - wächst die eigene K o m p e ­
tenz v o n V e r w a l t u n g u n d Rechtsprechung, den Sozialstaat zu definieren. 
Je originärer u n d weiter diese Entscheidungskompetenz ist, desto ähnli­
cher w i r d i h r Verhältnis z u m Sozialstaatsprinzip dem Verhältnis , i n dem 
sich der polit ische A u f t r a g v o n Gesetzgeber u n d Regierung dazu befindet. 
I m m e r deutlicher zeigt sich, w i e wenig es dem elementar pol i t ischen Cha­
rakter der Sozialstaatlichkeit Rechnung trägt, w e n n gemeinhin u n d i f f e ­
renziert v o m Sozialstaatsprinzip als einem Auslegungsbehelf gesprochen 
w i r d 1 0 4 . 

D ie skizzierten Parameter sozialstaatlicher Kompetenz scheinen zu ei­
nem K o n f l i k t zu führen, w o originär pol i t ischer A u f t r a g (insbesondere 
des Gesetzgebers) u n d Fähigkeit zu allgemeiner O r d n u n g auseinanderge­
hen. Das ist exemplarisch d o r t der Fa l l , w o der Gesetzgeber durc h den 

1 0 1 Für eine ausgewogene Berücksichtigung z. B. Scheuner, Grundgesetz in der Entwick­
lung (Anm. 62), S. 359, 402, 405; siehe zum Text auch Dieter Suhr, Rechtsstaatlichkeit und 
Sozialstaatlichkeit, Der Staat, Bd. 9 (1970), S. 166 ff , insbes. S. 176. 

1 0 2 Siehe dazu z. B. Badura, Auftrag und Grenzen ( A n m . 50), S. 448 f, 450 ff. 
1 0 3 Hier dazu noch einmal oben A n m . 96. 
1 0 4 In diesem Sinne auch Schachtschneider, Sozialprinzip ( A n m . 47), S. 82. 
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normenkontro l l ierenden Richter gehindert werden k a n n , bestehende 
N o r m e n u n d Ins t i tu t ionen zu verändern. D i e n o r m e n k o n t r o l l i e r e n d e 
Gewalt des Richters ist in gewissem Sinne negative Gesetzgebungsge­
w a l t 1 0 5 . U n d genau dem entspricht die Versuchung, die vorgefundenen 
Ausprägungen des Sozialstaats durch das Sozialstaatsprinzip i n s t i t u t i o n e l l 
gesichert zu s e h e n 1 0 6 , so daß der Richter die Möglichkeit hat , verändernde 
Gesetze als »sozialstaatswidrig« aufzuheben. Das t r i f f t sich m i t der nahe­
liegenden Erwägung, daß es schwierig sei festzustellen, was »sozialstaats-
gerecht« sei, vie l leichter aber möglich, das »Sozialstaatswidrige« zu k o n ­
s ta t i e ren 1 0 7 . Gerade daraus erwächst aber die Gefahr, daß der Pr imat der 
P o l i t i k u n d der Pr imat des Gesetzgebers, den pol i t ischen Sozialstaatsauf-
trag zu v e r w i r k l i c h e n , schädlich mißachtet w e r d e n 1 0 8 . D e r A u f t r a g , den 
Sozialstaat zu realisieren, muß auch die K o m p e t e n z umschließen, drän­
gende soziale Probleme v o n heute den sozialen Lösungen v o n gestern 
vorzuziehen u n d part ikulare soziale Besitzstände weitergreifenden so­
zialen O r d n u n g e n zu o p f e r n 1 0 9 . D e m Mißbrauch des sozialstaatlichen 
Auftrages ist f re i l i ch ebenso entgegenzutreten w i e jedem anderen M i ß ­
brauch. Unnötiger u n d ersatzloser - genauer: weder durc h den Z w a n g der 
Verhältnisse noch d u r c h den W i l l e n u n d das Voranschreiten i n R ichtung 
auf ein plausibles sozial »Besseres« gerechtfertigter - Beseitigung sozialer 
Ins t i tu t ionen w i r d i n der Tat eine S p e r r w i r k u n g des Sozialstaatsprinzips 
entgegengehalten werden k ö n n e n 1 1 0 . 

1 0 5 Siehe dazu im näheren Zusammenhang Zacher, Soziale Gleichheit ( A n m . 24), S. 
341 ff, insbes. S. 350 f. 

1 0 6 Siehe dazu auch oben A n m . 13. 
1 0 7 Siehe dazu z. B. Herzog, Sozialstaatlichkeit (Anm. 47), Rdnr. 173. 
1 0 8 Die Gefahr hat ein Gegenstück im Vordergrund der Polit ik: soziale Reformen werden 

mit dem Vorwurf der »sozialen Demontage« inhibiert. Sozialpolitik von gestern steht der 
Sozialpolitik von heute und morgen im Wege! 

1 0 9 Zur Abwägung zwischen dem Gestaltungsauftrag des Gesetzgebers und einem 
»Rückschrittsverbot« siehe auchSuhr, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 101), S. 177; Schreiber, So­
zialstaatsprinzip (Anm. 48), S. 23 ff (insbes. dessen Vorbehalt S. 24 f ) . 

1 1 0 Siehe dazu etwa Erich Fechner, Sozialer Rechtsstaat und Arbeitsrecht, Recht der Ar­
beit 8. Jahrg. (1955), S. 161 ff (166 f f ) ; Ernst Rudolf Huber, Der Streit um das Wirtschafts­
verfassungsrecht, D Ö V 9. Jahrg. (1956), S. 97 ff, 135 ff, 172 ff, 200 ff (202); Werner Thie-
me, Liberalismus und Grundgesetz, Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 113 
(1957) S. 285 ff (297 f f ) . Kritisch dazu (auch im Sinne des Textes) Ernst Forsthoff, Begriff 
und Wesen des sozialen Rechtsstaates, VVDStRL Heft 12 (1954), S. 8 ff (25 ff , 35 f ) . - Ipsen 
hat die Problemlösung auf die folgende Formel gebracht: »und insoweit der Staat heute vor­
nehmlich und überwiegend der legislativen A k t i o n bedarf und sie auch benutzt, um sich zur 
Darstellung zu bringen, w i r k t der Gleichheitssatz« in Verbindung mit dem Sozialstaatsprin-
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D i e systemimmanente juristische Restfunktion des Sozialstaatsprinzips 

ist i m wesentlichen also die einer notwendigen Denks ta t ion u n d eines 

ranghohen A r g u m e n t s i m »normalen« Prozeß der Rechtsschöpfung, 

Rechtsf indung u n d Rechtsanwendung, das nur i n V e r b i n d u n g m i t eindeu­

tigen, legit imen - als pol i t isch kompetent gesetzte V e r w i r k l i c h u n g des So­

zialstaats z u interpretierenden - E n t w i c k l u n g s - u n d Tendenzbefunden, 

deren Autorität nicht durch neuere kompetente u n d legitime polit ische 

Entscheidungen u n d E n t w i c k l u n g e n aufgehoben oder doch einschlägig 

eingeschränkt ist, zur E r m i t t l u n g des als sozialstaatlich Rechtsnotwendi­

gen führen k a n n 1 1 1 . 

IV. »Geschichtlichkeit und Ungeschichtlichkeit des Sozialstaatsprinzips« 

1. Kein historisch mitgebrachter Sinn 

D i e Geschichte des verfassungsrechtlichen Sozialstaatsprinzips ist noch 

nicht geschrieben 1 1 2 , auch nicht die Geschichte der Benennung der Sache 

»Sozialstaat« durch den N a m e n »Soz ia l s taa t« 1 1 3 . Al lenfal ls f indet sich die 

Geschichte der Sache »Sozialstaat« beschr ieben 1 1 4 . So war die Stellung des 

zip »in der Tat als ein Gebot der Sozialgestaltung, in diesem Sinne auch als >Bindung< des Ge­
setzgebers. Aber die Verfassung, die diesen Gleichheitssatz enthält, bindet den Gesetzgeber, 
nicht der prüfende Richter« ( in: Gleichheit ( A n m . 22), S. 175 f ) . 

1 1 1 Siehe dazu auch Zacher, Sozialstaatsprinzip ( A n m . 41), S. 159. 
1 1 2 Zum Vorhandenen siehe statt ander-er Hartwich, Sozialstaatspostulat (Anm. 49), S. 

21 ff. 
1 1 3 Siehe dazu z. B. Ernst-Rudolf Huber, Nationalstaat und Verfassungsstaat. Studien 

zur Geschichte der modernen Staatsidee, 1965, S. 127 f f ( = Lorenz von Stein und die Grund­
legung des Sozialstaats) und S. 255 f ( = Rechtsstaat und Sozialstaat in der modernen Indu­
striegesellschaft). - Den Ausdruck »sozialer Rechtsstaat« hat nach. Suhr, Sozialstaatlichkeit, 
( A n m . 101) S. 67 ff, erstmals Hermann Heller (Rechtsstaat und Diktatur? 1930, S. 9 f, 26) 
gebraucht. Siehe aber aus dem gleichen Jahr auch eine so »unideeologische« Schrift wie Ro­
bert Piloty und Hans Schneider, Grundriß des Verwaltungsrechts, 4. und 5. A u f l . 1930, 
S. 1 f, wo der Staat im Zeichen des A r t . 151 der Reichtsverfassung als »Sozialer Rechtsstaat 
(Sozialstaat)« bezeichnet w i r d . - Prägend für die Nachkriegszeit dann vor allem die Schrift 
von Werner Kägi, Rechtsstaat - Sozialstaat - Sozialer Rechtsstaat, Die Schweiz - Ein natio­
nales Jahrbuch, 1945, S. 129 ff. - Zur weiteren Begriffsgeschichte wie sie auf das Grundge­
setz zuführt, vor allem Noack, Sozialstaatsklausel ( A n m . 47), S. 25 ff. 

1 1 4 Siehe z. B. Karl Erich Born, Idee und Gestalt des Sozialstaates in der deutschen Ge­
schichte, i n : Sozialer Rechtsstaat - Weg oder Irrweg? Schriftenreihe des Deutschen Beam­
tenbundes Heft 31, 1963, S. 81 ff ; ergänzend etwa Hans Achinger, Sozialpolitik als Gesell­
schaftspolitik, 2. A u f l . 1971; Michael Stolleis, Quellen zur Geschichte des Sozialrechts, 
1976. 
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Sozialstaatsprinzips i m Grundgesetz v o n A n f a n g an »überschattet . . . 
v o n der Einsicht , daß die Begriffe Bundesstaat, D e m o k r a t i e u n d Rechts­
staat des A r t . 20 ihre gewachsene u n d anerkannte Inha l t sbes t immung 
d urch sich selbst äußern, während die v o n A r t . 20, 28 G G ihnen gleichge­
ordnete Sozialstaats-Erklärung dieser sich selbst genügenden Aussage­
kra f t noch e n t b e h r t « 1 1 5 . D i e kurze Geschichte der Erklärungen i n den 
Landesverfassungen, die dem Grundgesetz vorausgegangen w a r 1 1 6 , hatte 
sicher nicht ausgereicht, u m den - vermißten - Sinn zu prägen. G r u n d g e ­
setz u n d Landesverfassungen stehen vie lmehr i n der gleichen verfassungs­
geschichtlichen Si tuat ion, die d u r c h den Mangel an Vorläufern gekenn­
zeichnet ist. 

2. Herausforderung und Antwort 

O b diese Frage nach einem verfassungsgeschichtlich mitgebrachten Sinn­
gehalt der Sozialstaats-Erklärung auf der Voraussetzung beruht , daß das 
W o r t »sozial« v o n äußerster U n b e s t i m m t h e i t ist , oder ob diese äußerste 
U n b e s t i m m t h e i t des Wortes »sozial« den Mangel an histor isch mitge­
brachter Aussagefähigkeit verschärft, k a n n offenbleiben. W i e jedenfalls 
sollte man den Sinn einer so »offenen« F o r m e l verstehen? 

M a n kann daran vielleicht m i t den folgenden einander ergänzenden 
Fragestellungen herangehen. Welche Frage ist an die Verfassung gestellt 
u n d sollte m i t dem Sozialstaatsprinzip beantworte t werden? Welche 
A n t w o r t sucht die Verfassung auf diese Frage z u geben? U n d wei ter : i n ­
wiewei t ist der B e f u n d der Entstehung (allein) v e r b i n d l i c h , oder i n w i e w e i t 
können sich Nachfrage u n d A n t w o r t m i t der Z e i t ändern? Das sind die 
Dimens ionen , i n denen sich die Sinngebung des Sozialstaatsprinzips ele­
mentar zu vol lz iehen hat. D i e Probleme intersubjekt iver Verständigung 
(Konsense u n d Dissense) überlagern sich m i t den Problemen in ter tempo­
ralen Wandels . 

N u n scheint es Sinn einer Verfassungsnorm zu sein, dem inter tempora­
len Wandel Widerstände entgegenzusetzen - unter Umständen auch in der 
Weise, daß der Sinn einer N o r m , der unter einer zunächst gegebenen H e r -

1 1 5 Siehelpsen, Anmerkung zu dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 19. 12. 
1951 (Anm. 14), S. 218; siehe auch ders., Gleichheit, (Anm. 22), S. 1973; siehe aus der Fülle 
der weiteren möglichen einschlägigen Zitate etwa Wolf gang Abendroth, Z u m Begriff des 
demokratischen und sozialen Rechtsstaats im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch­
land, zit. nach: Ernst Forsthoff (Hrsg.) , 1968, S. 114 ff (117 f f ) . 

1 1 6 Siehe dazu noch einmal die Hinweise A n m . 53 und A n m . 57. 
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ausforderung eine bestimmte A n t w o r t er fordert hat , unter einer neuen 
Heraus forderung neu zu erforschen ist , u m die der neuen Situation ent­
sprechende konkre te A n t w o r t geben zu können. I n dem Maße aber, i n 
dem der Sinn unbes t immt ist , w i r d das Spiel erneuter Konkre t i s i e rung 
schwieriger, i n W a h r h e i t o f t unmöglich u n d , w o doch vo l lzogen , u n k o n ­
t r o l l i e r t . Jedenfalls w i r d das weite Spiel intersubjektiver Konsense u n d 
Dissense i m intertemporalen Ver lauf doppelbödig - als Wandel des Sinns 
u n d als neue Konkre t i s i e rung . 

D a ß diese Problemat ik das Sozialstaatsverständnis gleichsam m i t vol ler 
W u c h t treffen mußte , ist of fensicht l ich. D i e verbale Vagheit des Begriffs , 
der Mange l an historischer Prägung, die Bedeutung sozialer W e r t u n g u n d 
H a n d l u n g für die G r u n d b e f i n d l i c h k e i t des Staates, die Vielgestaltigkeit 
u n d die Unbegrenzthe i t der benannten Aufgabe u n d der stetige Wandel 
gerade der sozialpolit ischen Bedürfnisse, E r w a r t u n g e n , Möglichkeiten 
u n d Gegebenheiten haben potentiel le Weite u n d Vie l fa l t des Sinnwandels 
maximal erfahrbar werden lassen 1 1 7 . 

3. Einige ursprüngliche Nachfragen und Antworten 

U m ein Beispiel für die Problemat ik z u geben, sei an die drei Deutungen 
erinnert , die - v o n einer i m einzelnen reich dif ferenzierten, n icht ohne Be­
denken i n drei G r u p p e n z u gliedernden L i t e r a t u r 1 1 8 - dem Sozialstaats­
p r i n z i p gegeben w u r d e n : 

(1) D a w u r d e zunächst der Sozialstaat als ein Staat verstanden, der sich 
n icht aus der Gesellschaft auf sich selbst zurückzieht, u n d das Sozialstaats­
p r i n z i p als N e g a t i o n extremer gesellschaftlicher A u t o n o m i e (und eines l i ­
beralen »Nachtwächterstaates«). Das Sozialstaatsprinzip erscheint als ein 
sehr allgemeiner Sozialgestaltungsauftrag des Staates 1 1 9 . 

Diese In terpre ta t ion entspricht einem sehr allgemeinen, wert f re ien Sinn 
des Wortes »sozial«, der i n etwa m i t »gesellschaftlich« u n d »gesellschafts-

1 1 7 Alle dogmengeschichtlich angelegten Untersuchungen sind freilich gerade im Auslo­
ten dieser Zusammenhänge unbefriedigend: z. B. Menzel, Sozialstaatlichkeit (Anm. 42), 
Hartwich, Sozialstaatspostulat (Anm. 49), Noack, Sozialstaatsklausel (Anm. 47). Zum So­
zialstaatsprinzip im Verfassungswandel siehe z. B. Scheuner, Das Grundgesetz in der Ent­
wicklung (Anm. 62), S. 355 ff , 366. 

1 1 8 Aus der nur jeweils einige frühe Zeugnisse ausgewählt werden können. 
1 1 9 Siehe z. B. Ipsen, Enteignung und Sozialisierung ( A n m . 9), S. 74 f; Gunther Dürig, 

A r t . 2 G G und die Generalermächtigung zu allgemein-polizeilichen Maßnahmen, AöR Bd. 
79 (1953), S. 57 f f (83 f ) ; Otto Bachof, Begriff und Wesen des sozialen Rechtsstaates 
V V D S t L Heft 12 (1954), S. 37 ff , (39 f, 80). 
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bezogen« z u übersetzen ist. U n d der Rückgrif f darauf entspricht einer 
Nachfrage nach verfassungsrechtlicher Klärung, die aus der Unsicherhei t 
der ersten Jahre nach dem »Zusammenbruch« i n bezug auf die Frage er­
wachsen ist, ob nach dem totalitären Pendelschlag des Ubermaßes an Staat 
u n d Herrschaf t das Pendel zurückschlagen w i r d u n d darf zu dem anderen 
E x t r e m des Rückzugs des Staates aus der Gesellschaft. 

(2) Eine andere Sozialstaats-Interpretation h o b statt der nehmenden 
Teilhabe des einzelnen an der Gemeinschaft seine gebende V e r s t r i c k u n g in 
sie, statt der Berechtigung u n d Begünstigung des I n d i v i d u u m s seine Ver­
pflichtung an die Gemeinschaft u n d seine Belastung z u ihren u n d ihrer an­
deren Glieder Gunsten h e r v o r 1 2 0 . 

Diesem Sozialstaats-Verständnis liegt ein »Sozial«-Begriff zugrunde , 
der i m allgemeinen unter seinem Gegensatz, dem Begri f f »asozial« be­
kannter ist. U n d es entspricht einer Nachfrage nach verfassungspolit i ­
scher A n t w o r t , die Angst hat v o r der gefährlichen Einseit igkeit eines nur 
passiv nehmenden wohlfahrtsstaatl ichen Staatsbewußtseins u n d getragen 
ist v o n der Erkenntn is , daß staatliche H i l f e n icht v o n »irgendwoher«, 
sondern aus der Gesellschaft geschöpft w i r d , u n d daß sozialer Ausgleich 
nicht bloß Begünstigung der einen, sondern auch Belastung der anderen 
Glieder der staatlichen Gemeinschaft b e d e u t e t 1 2 1 . 

(3) D e r H a u p t s t r o m der Meinungen ging dagegen v o n vornhere in auf 
einen »Sozialstaat«, der den Schwächeren h i l f t 1 2 2 , der die Teilhabe an den 

1 2 0 Siehe z. B. Wolany, Vom Sozialstaat und sozialen Recht, i n : »Forum der Rechtsphilo­
sophie«, herausgegeben von Ernst Sauer, 1950, S. 141 f f (145 ff , 153 ff , 164); Karl-August 
Bettermann, Grundfragen des Preisrechts für Mieten und Pachten, 1952, S. 119 ff ; Chri­
stian-Friedrich Menger, Der Begriff des sozialen Rechtsstaats im Bonner Grundgesetz, 1953, 
S. 8 f f ; Erich Fechner, Freiheit und Zwang im sozialen Rechtsstaat, 1953, S. 8 ff , insbes. S. 
14. - M i t besonderem Nachdruck Huber, Streit um das Wirtschaftsverfassungsrecht ( A n m . 
110), S. 201 f (freilich ergänzt um »die Sozialpflichtigkeit des Gemeinwesens gegenüber sei­
nen Gliedern«, ebenda S. 202). 

1 2 1 Darin war von Anfang an der Dissens angelegt, ob dies mehr auf die Bindung der »Rei­
cheren« zugunsten der »Ärmeren« zielt, oder mehr auf die Solidarität möglichst vieler (siehe 
dazu vor allem Huber, Streit um das Wirtschaftsverfassungsrecht [ A n m . 110], S. 201). 
Letztere Deutung erwies sich angesichts eines Umverteilungsprozesses, der immer mehr 
darauf angewiesen ist, denselben Schichten zu geben und zu nehmen, als zukunftsträchtiger. 

1 2 2 Vgl . Hans Nawiasky, Grundgedanken des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 1950, S. 66; Theodor Maunz, Der deutsche Standpunkt zu den Empfehlungen 
des Europarates zur Schaffung einer europäischen Sozialversicherungsordnung, Deutsche 
Versicherungszeitschrift, 5. Jhrg. (1951), S. 272 ff (273);Bettermann, aaO, S. \\9;Günther 
Dürig, Verfassung und Verwaltung im Wohlfahrtsstaat, JZ8 . Jhrg., (1953), S. 193 ff (196); 
Bachof, Begriff und Wesen des sozialen Rechtsstaates ( A n m . 119), S. 40 f und passim. 
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wirtschaft l ichen Gütern nach den Grundsätzen der G e r e c h t i g k e i t 1 2 3 m i t 
dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für je­
d e r m a n n 1 2 4 ordnet . Es ist der Sozialstaat gegen Not und für Gleichheit. 

D a r i n mündet die his tor isch-konkrete polit ische Sozialbewegung, die 
»sozial« als Kennzeichen einer kri t ischen H a l t u n g gegenüber den beste­
henden innergesellschaftlichen Wohlstandsdifferenzen u n d als ein H a n ­
deln gegen menschliche N o t , vielleicht auch als M e h r u n g menschlichen 
Glücks schlechthin versteht. Diese In terpre ta t ion entspricht (so) auch 
dem geläufigen Sinne des Wortes » s o z i a l « 1 2 5 . 

Dieser Sozialstaatsbegriff ist die A n t w o r t auf die Nachfrage nach einem 
Sinn des Staates für den Menschen - eines Staates, der i n seiner konkre ten 
Geschichte desavouiert w a r : für einige noch v o n Ungerechtigkeiten der 
»Kaiserzeit« her; für mehr schon durch zu vie l oder zu w e n i g R e v o l u t i o n 
1918/19 u n d d urch die polit ischen u n d wirtschaft l ichen K r i s e n , die darauf 
fo lg ten ; d urch sein Versagen i n den frühen dreißiger Jahren, das für viele 
die Rechtfert igung w a r , sich selbst der nationalsozialistischen Herrschaft 
u n t e r w o r f e n zu haben; durch E n t a r t u n g , H y b r i s u n d Scheitern dieser 
Herrschaf t ; d urch den Zusammenbruch nicht n u r des Reiches, sondern 
anscheinend einer ganzen Geschichte; u n d durch die Anfänge neuer deut­
scher Staatlichkeit unter ausländischer V o r m u n d s c h a f t . Was konnte da 
H o f f n u n g sein auf diesen Staat? Was konnte auch u n d gerade i n der u n m i t ­
telbar erlebten N o t der zerstörten Städte, der hungernden Menschen, der 
O p f e r v o n K r i e g u n d Ver t re ibung dem Staat einen Sinn geben 1 2 6 ? H i n z u 

1 2 3 Siehe dazu z. B. Bachof aaO; Günther Dürig, Besprechung zu »Menger, Der Begriff 
des sozialen Rechtsstaates i m Bonner Grundgesetz«, A Ö R Bd. 79 (1963/54), S. 254 ff 
(255 f ) . Eine extreme Deutung, die den Sozialstaat nur als Gerechtigkeitsstaat und zwar ohne 
soziale Materialisierung der Gerechtigkeit verstehen w i l l , findet sich bei Menger. Der Begriff 
des sozialen Rechtsstaats (Anm. 120), S. 24 ff . Kritisch dazu Ipsen, Besprechung zu Menger 
( A n m . 28), S. 219. 

1 2 4 Zur Menschenwürde als Telos der Sozialstaatlichkeit siehe z. B. von Mangoldt, Das 
Bonner Grundgesetz (1 . Auf l . ) 1953 A r t . 20, A n m . 2 b. Zum Sozialstaat als Garant eines 
menschenwürdigen Daseins siehe z. B. auch Wernicke, Bonner Kommentar, A r t . 20, A n m . 
I I 1 a und d. Zur Verwandtschaft des Sozialstaatsprinzips mit A r t . 151 Abs. 1 Satz 1 WV »Die 
Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen.« (s. z. B. Ernst Ru­
dolf Huber, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Bd. 1, 1953, S. 36 i;Forsthoff, Begriff und Wesen 
des sozialen Rechtsstaats (Anm. 110), S. 27. 

1 2 5 Sie ist in diesem Sinn die »demokratischste« Interpretation. 
1 2 6 Auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wurde mit diesem zeitbe­

dingten Thema eröffnet: Der sozialstaatlichen Pflicht des Gesetzgebers, sich um die Herstel­
lung erträglicher Lebensbedingungen für alle zu bemühen, die durch die Folgen des Hit ler-
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k a m die Nachfrage der »Linken« unter den pol i t i sch Interessierten, daß 
der Staat, der sie v o r 1918 u n d nach 1933 zurückgewiesen hatte, endl ich 
v o n ihren Ideen best immt werde, aber auch die Nachfrage derjenigen 
»Konservativen«, die nach der Sorge für den Menschen als M i t t e der staat­
l ichen Integrat ion suchten. 

Das his tor isch-konkrete polit ische Sozialstaatsverständnis schloß den 
allgemeinen Sozialstaatsauftrag ebenso ein w i e die B i n d u n g der einzelnen, 
ohne welche die soziale Aufgabe des Staates n icht z u leisten war u n d ist. 
Das »dritte« Sozialstaatsverständnis i m p l i z i e r t so das »erste« u n d »zwei­
te« , gibt ihnen R i c h t u n g , »verfälscht« sie dami t , w e i l es sie u m ihre reine 
Al lgemeinhei t b r i n g t , aber erübrigt sie dami t auch. A b e r dieses »Verfäl­
schen« u n d Erübrigen wäre nicht möglich gewesen, w e n n der W o r t s i n n 
des »ersten« Sozialstaatsverständnisses n icht z u akademisch, der W o r t ­
sinn des.»zweiten« Sozialstaatsverständnisses nicht z u moral isch , z u sehr 
gegen den Eigennutz gewendet u n d auf die Solidarität m i t den anderen 
u n d auf das G e m e i n w o h l gerichtet gewesen wäre, u m der D y n a m i k jener 
Erwar tungen standzuhalten, die sich m i t dem his tor i sch-konkreten So­
zialstaatsbegriff verbanden. Es wäre ferner n icht möglich gewesen, w e n n 
die U n k l a r h e i t über den Sozialgestaltungsauftrag fortbestanden hätte, 
w e n n es also einer Klars te l lung i m Sinne der »ersten« Sozialstaatsdefini­
t i o n überhaupt weiter bedurf t hätte. U n d ebenso wäre es n icht möglich 
gewesen, w e n n die Nachfrage nach der Solidarität i m Sinne der »zweiten« 
Sozialstaatstheorie weiter angehalten hätte. Gerade sie aber ist dem Be­
wußtsein der indiv iduel len Wohlstandschancen, der H o f f n u n g auf die I n -
pf l i chtnahme der jeweils anderen u n d dem A u f b a u der rechtsstaatlichen 
Schanzen gegen die eigene Inpf l i ch tnahme g e w i c h e n 1 2 7 . 

Regimes in N o t geraten sind ( 1 , 97 [105]). Freilich hat das Thema das Bundesverfassungsge­
richt bis heute nicht verlassen. In BVerfG 41 , 193 (200) spricht es vom großen Komplex der 
Kriegs- und Kriegsfolgeschäden, die aus einem von der Gesamtheit zu tragenden Schicksal 
entstanden sind, und nach der Wertordnung des Grundgesetzes, besonders dem in A r t . 20 
Abs. 1 G G zum Ausdruck gekommenen Sozialstaatsprinzip, von der staatlichen Gemein­
schaft mitgetragen werden müssen. 

1 2 7 I n der »Revolutionszeit« der sechziger und siebziger Jahre gab es noch einmal ein 
Sich-Aufbäumen der sozialen Inpflichtnahme der »Reicheren« zugunsten der »Ärmeren« 
(s. o. A n m . 121), während die realen Spielräume für eine Sozialpolitik dieser A r t längst zu 
einem Minimum reduziert waren und soziale Inpflichtnahme nur noch als Solidarität aller 
mit allen oder wenigstens der meisten mit den meisten sinnvoll war. Typisch etwa für den 
(neuen) Realismus trotz der Romantik der Wortwahl die Rede vom »Generationen-Ver­
trag«, der der Rentenversicherung zugrunde liegt. 
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4. Der überdauernde Konsens, seine Schwäche und seine Kraft 

M a n muß so das Spektrum der Bedürfnisse u n d E r w a r t u n g e n der N a c h ­
kriegsjahre i n Rechnung stellen, u m das Treffende an dem Vorschlag D ü -
rigs v o l l zu würdigen, den »Mindestinhalt« des Begriffes >sozial< zu klä­
ren: 

»Selbstverständlich ist, daß sozial nicht gleich sozialistisch oder sonst im Sinne 
einer bestimmten Sozialtheorie zu lesen ist. Die Entscheidung des Grundgesetzes 
ist eine Entscheidung für das der gesamten Sozialbewegung Gemeinsame. Ge­
meinsam ist der Sozialbewegung, die als Gegenbewegung in die Neuzeit eintrat, 
nach wie vor nur ihre Frontstellung. Diese ist aber so eindeutig, daß vom Negati­
ven her auch positiv der Mindestinhalt dessen, was der Begriff sozial bedeutet, be­
stimmbar i s t . « 1 2 8 

N a c h fast drei Jahrzehnten Grundgesetz kann gesagt w e r d e n , daß ra­
tionale Bemühung u n d Konsens - i m m e r s t imul ier t durch u n d eingebettet 
i n Er fahrung - diese W e n d u n g z u m Posi t iven, die Dürig verheißen hat, 
abstrakt geleistet haben. D e r Sozialstem kann definiert werden als ein 
Staat, der den wirtschaftlichen und wirtschaftlich bedingten Verhältnissen 
in der Gesellschaft wertend, sichernd und verändernd mit dem Ziel gegen­
übersteht, jedermann ein menschenwürdiges Dasein zu gewährleisten, 
Wohlstandsunterschiede zu verringern und Abhängigkeitsverhältnisse zu 
beseitigen oder zu kontrollieren129. N i c h t der Dissens über eine i n dieser 
Weise abstrakte D e f i n i t i o n des Sozialstaats ist heute ein gravierendes Pro­
b l e m 1 3 0 . V ie lmehr hat gerade ein weitreichender Konsens darüber, daß so 

1 2 8 Dürig, Verfassung und Verwaltung im Wohlfahrtsstaat (Anm. 122), S. 196. Dem ent­
spricht ganz auch die Hoffnung, Erfahrung und Erforschung werden aus diesem Sozialstaat­
sprinzip - um es salopp auszudrücken - »schon etwas machen«. Siehe dazu noch einmal oben 
I 1. 

1 2 9 So der Verfasser in »Sozialstaatsprinzip« ( A n m . 51), S. 154. Zur Entwicklung der So­
zialstaatsdefinition des Verfassers siehe: Bayern als Sozialstaat, BayVBl. n . F. 8. Jhrg. 
(1962), S. 257 ff (257); Freiheit und Gleichheit in der Wohlfahrtspflege, 1964, S. 120 f. Bün­
dige Zusammenfassungen der herrschenden Lehre s. etwa bei Karl Brinckmann, Grund­
rechtskommentar zum Grundgesetz, 1967 f f A r t . 20, A n m . I 1 c; Friedrich E. Schnapp, i n : 
Ingo v. Münch (Hrsg.), Grundgesetz, 1974, A r t . 20 Rdnr. 16 ff. Siehe ferner noch einmal die 
Hinweise oben (Anm. 47 und A n m . 48). 

1 3 0 Eine kleine »Blütenlese« der Vielfalt etwa bei Noack, Sozialstaatsklausel ( A n m . 47), S. 
14 ff . Die Divergenzen hier zu analysieren ist unmöglich. Eine genauere Aufnahme hätte ins­
besondere zu unterscheiden zwischen (1) den Ausgangspunkten »Sozialstaat als Zustand und 
Beschreibung« oder »Sozialstaatsprinzip als Rechtsnorm«, (2) den Erörterungen der Gel­
tungsweise des Sozialstaatsprinzips und den Stellungnahmen hierzu und endlich (3) den i n ­
haltlichen Dimensionen, wobei die Unterschiede sehr häufig darin beruhen, daß die Inter­
pretationen teils prinzipieller, teils konkret-exemplarischer Natur sind, und daß andererseits 
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oder ähnlich der Sozialstaat zu definieren ist, zu der Ernüchterung ge­
führt, daß eine Sozialstaatsnorm dieses Inhalts zu unbes t immt ist , u m die 
für »das Sozialstaatliche« notwendigen pol i t ischen Kräfte zu b i n d e n u n d 
die sie kontrol l ierenden Richter zu ermächtigen. D i e A u f g a b e n des Sozial­
staats u n d die E r w a r t u n g e n , die sich an i h n r ichteten, erwiesen sich i m m e r 
mehr als ungemessen weitläufig, als k o m p l e x verf lochten u n d v o r allem als 
permanent sich verändernd. Teils änderten sich die Verhältnisse. Teils än­
derten sich die Wer tungen , unter denen sie gesehen w u r d e n . So zeigte sich 
immer deutlicher das Mißverhältnis zwischen Konsens u n d Aufgabe . I n 
einer idealen Darste l lung könnte man unterscheiden, daß sich der K o n ­
sens relativ rasch eingestellt u n d stabilisiert habe, während sodann der A n ­
spruch der wei ten , komplexen u n d permanent variierenden Aufgabe er­
kennen ließ, daß der Konsens die Aufgabe n icht bewältigte, sondern stell­
te. I n W i r k l i c h k e i t aber v o l l z o g sich der Prozeß der Bewußtwerdung u n d 
Klärung des Konsenses u n d seines Mißverhältnisses zur sozialstaatlichen 
Aufgabe i n intensiver Verf lochtenhei t . In terpre ta t ion des Konsenses u n d 
Ident i f i z ie rung der Aufgabe erschienen u n d erscheinen i m m e r wieder ver­
tauschbar. 

F ü r die Länderverfassungen wie für das Grundgesetz gi l t also, daß das 
Sozialstaatsprinzip i n der konkre ten historischen Situation der Verfas­
sungsgebung der Jahre nach 1946 einem breiten Bedürfnis entsprach, den 
wohltätigen Sinn dieses neuen Staates für den Menschen i n der Verfassung 
namhaft zu machen. D i e Sozialstaatsdeklaration, als Verfassungsbestand­
tei l geschichtslos, vermochte durch die Summe der geschichtlich über­
k o m m e n e n , vertrauten Verwendungen des Wortes »sozial« diesen Bedarf 
an einer die demokratisch-rechtsstaatlichen S trukturen transzendierenden 
Sinngebung u n d entsprechend integrierenden Benennung des Staates zu 
befriedigen. D a ß die allgemeine V o k a b e l keine historische K o n z e p t i o n 
des »Sozialen« absolut setzte, erleichterte die A n n a h m e . D i e Dissense, 
soweit sie n icht durch die geschichtliche E n t w i c k l u n g überholt waren, 
blieben g le i chwohl . I h r Uberleben war - unbewußt - gerade die W o h l t a t 
des Sozialstaatsprinzips. So etablierte das Sozialstaatsprinzip einen Rah­
men für eine Summe übereinstimmender u n d divergierender Erwar tungen 
an diesen Staat, deren Ubere ins t immungen u n d Divergenzen i n recht u n ­
terschiedlichem Maße durch historisch überkommene Le i tb i lder des »So-

viele Interpretationen einzelne Aspekte hervorheben, ohne darüber Rechenschaft zu geben, 
mit welchen prinzipiellen oder anderen konkret-exemplarischen Auffassungen die jeweils 
besondere Stellungnahme vereinbar oder unvereinbar gemacht sein soll. 
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zialen« bes t immt waren. E i n elementarer Konsens, der sich gegen N o t 
richtete, Abhängigkeiten u n d Wohlstandsunterschiede i n Frage stellte 
und (wieviel?) »mehr Gleichheit« w o l l t e , ließ alle konkre te Gestaltung 
ebenso of fen w i e den Versuch einer pol i t i sch realen Gesamtkonzept ion 
sozialer O r d n u n g . 

W a r aber zunächst die Summe der Konsense u n d Dissense weitgehend 
unklar u n d unausgeschieden, so klärte die Geschichte seither unter den 
sich stets, vielfältig u n d wesentlich wandelnden Herausforderungen den 
elementaren Charakter des Konsenses u n d seine wesentlichen Elemente 
ebenso w i e viele der Dissense u n d die Ungewißheit der Konsequenzen 
hieraus. D i e Konsequenzen aus Konsens, Dissensen u n d Herausforde­
rungen erwiesen sich als pol i t ische, nicht als juristische Aufgabe. D e r 
Konsens war nicht der A u t o m a t , aus dem die Entscheidungen »von 
selbst« kamen. M i t n i c h t e n jedoch war er bedeutungslos. D e r Konsens 
erwies sich als die tragende K r a f t , die notwendigen Entscheidungen zu 
treffen. H i e r ist ein tiefer Zusammenhang zwischen dem das demokra­
tisch-rechtsstaatliche System transzendierenden Charakter der verfas­
sungstextlichen Sozialstaatsdeklaration u n d dem elementaren Charakter 
des sozialstaatlichen Konsenses zu beobachten. Verfassungstextliche So­
zialstaatsdeklamation u n d elementarer sozialer Konsens s ind Kräfte, die 
zu sozialen Entscheidungen u n d ihrer A n n a h m e beitragen. Sie ersetzen sie 
n icht , u n d sie ersparen nicht den Prozeß ihrer F i n d u n g u n d Durchset­
z u n g . Sie s ind Energien, u m Entscheidungen u n d ihre gesellschaftliche 
Annahme zu leisten. 

V. Der Sozialstaat als Prozeß 

TAX den wicht igsten Ursachen u n d Erscheinungsweisen dieser Ernüchte­
r u n g gehört die Erkenntnis , daß der Sozialstaat i n Spannung u n d Bewe­
gung existiert. Soweit der Sozialstaat N o t abwendet, ist dies v o l l n u r spür­
bar, w e n n N o t oder doch die Gefahr v o n N o t real empfunden w i r d . W o 
das sozialstaatliche System N o t langfr is t ig vermeidet , so daß sie keine Be­
d r o h u n g mehr darstellt , löst dies keine Befr iedigung mehr aus. Soweit der 
Sozialstaat auf W o h l b e f i n d e n z ie l t , w i r d auch dies n u r i n der Periodizität 
v o n E r w a r t u n g u n d Erfüllung v o l l w a h r g e n o m m e n . Beständiges Glück 
hört auf, als solches empfunden zu werden . Soweit der Sozialstaat auf 
Gleichheit zielt , sind die Menschen u n d Situationen zu ungleich, ist die 
Bereitschaft zur Gleichheit zu gering, ist die Uberzeugung v o n der 
Rechtmäßigkeit des eigenen Vorte i l s zu groß u n d ist die G e d u l d , den 
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f remden V o r t e i l zu ertragen, z u gering, als daß Gle ichhei t für sich Befr ie ­
d u n g schaffen k ö n n t e 1 3 1 . 

1. Allgemeine Bedingungen demokratischer Innenpolitik 

a) Aggregat ion u n d Phasierung als notwendige Voraussetzungen 
u n d Ins trumente 

P o l i t i k , die i rgendwie Z u s t i m m u n g der B e t r o f f e n e n 1 3 2 sucht - also d e m o ­
kratische P o l i t i k i m »westlichen« Sinne, aber auch die P o l i t i k i n autoritä­
ren Systemen, soweit sie, aus welchen Gründen auch i m m e r , darauf ach­
ten muß, v o n den Betroffenen bejaht oder wenigstens ohne U n r u h e ertra­
gen zu werden - ist darauf angewiesen, v o m »Publikum« w a h r g e n o m m e n 
zu werden. Sie muß Gestalt u n d W i r k s a m k e i t suchen. Das geschieht 
d u r c h Zäsur und Formation in der intersubjektiven und in der zeitlichen 
Dimension - intersubjekt iv d u r c h Aggregat ion , in ter tempora l d u r c h V e r ­
änderung, u n d intersubjekt iv und ze i t l ich durc h V a r i a t i o n der Aggrega­
t i o n 1 3 3 . 

In tersubjekt iv ist Aggregation1^ eine Bedingung der V e r o r t u n g der i n ­
div iduel len Si tuat ion, der Schaffung v o n sozialen O r t e n u n d L a n d ­
schaften, aber als G r u p p e n b i l d u n g auch Bedingung ko l lek t iver Selbstbe­
wußtheit u n d A r t i k u l a t i o n , le tz t l ich auch Organisat ion . Organisa t ion 
u n d A r t i k u l a t i o n sind Bedingungen des Konsenses zwischen H e r r s c h e n ­
den u n d Betroffenen. Aggregat ion ist zugleich aber ein M i t t e l der staatl i-

1 3 1 Siehe z. B. Helmut Schoeck, Der Neid und die Gesellschaft, 4. A u f l . 1974. 
1 3 2 Daraus erwachsen wesentliche Unterschiede zwischen Innen- und Außenpolitik. A u ­

ßenpolitik ist deshalb - tendenziell - eine Versuchung der Politik (auf sehr unterschiedliche 
Weise der »formal-demokratischen« wie der autoritären), weil sie nicht an der Kette not­
wendiger Begünstigung Betroffener liegt. Sie ist aber auch hinsichtlich des demokratischen 
»Lohnes« schwerer zu kalkulieren. Sie kann sich eben, wenn sie wirkl ich »inlandsneutral« 
ist, auch keine speziellere »Dankbarkeit« verdienen als die der »Nation«. - Siehe aber auch 
die Hinweise zum Zusammenhang zwischen sozusagen sozialer »Innenpolitik« und sozialer 
»internationaler Politik«, wie sie Hanno Kesting, Herrschaft und Knechtschaft, 1973, ins­
bes. S. 66 ff , darstellt. 

1 3 3 Aggregation heißt i m Zusammenhang von Sozialpolitik: Aktivierung von Gruppen 
gleichartig Interessierter und Konstitution von Gruppen (begünstigend, belastend oder 
sonstwie) Betroffener, insbesondere auch durch Ausbildung von Prinzipien, an denen sich 
das Bewußtwerden von Gemeinsamkeit orientieren kann oder denen die Ermitt lung gemein­
samer Betroffenheit in Rechtsgestaltung und Rechtsvollzug folgt. 

1 3 4 Siehe zum Folgenden etwa Elisabeth Liefmann-Keil, ökonomische Theorie der So­
zialpolitik, 1961, S. 101 ff . 
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chen P o l i t i k , sich den gesellschaftlichen G r u p p e n gegenüber als originär 
und unabhängig zu beweisen, i n d e m die staatliche P o l i t i k als Adressaten 
ihrer Maßnahmen andere G r u p p e n anspricht, als die Gesellschaft sie i n 
sich f o r m i e r t . Das geschieht bei der Berücksichtigung genuin nicht oder 
schwer organisierbarer Interessen (wie Randgruppen oder Verbraucher­
gruppen, auf besonders k o m p l i z i e r t e Weise bei pol i t i sch »Unmündigen« 
wie K i n d e r n u n d psychisch Behinderten) . Es geschieht aber auch i n Ge­
stalt v o n Q u e r - G r u p p e n - B i l d u n g e n , wie sie etwa i m Steuerrecht (z. B . 
Förderung der W o h n u n g s - oder der E igentumsbi ldung) , v o r allem aber 
i m Bereich inst i tut ionel ler Leistungen (Bi ldungs- , Pflege- u n d ähnlicher 
»Service«-Angebote) vertraut s ind. M i t u n t e r ist dies ein M i t t e l des Staates, 
sich v o n der U m k l a m m e r u n g durch die Verbände zu befreien. Ganz al l ­
gemein ist Vie l fa l t der Aggregat ion aber ein W e g , u m die Transparenz der 
Gesellschaft, die durch eine G r u p p e n b i l d u n g möglich würde, wieder 
»einzutrüben«. Dies ist w i c h t i g ; denn nur i n einer Mehrheit v o n Maßstä­
ben der Gleichsetzung u n d V e r b i n d u n g v o n »Gleichen« u n d i n der Span­
n u n g zwischen gegebenen, erwarteten, erhoff ten u n d befürchteten M a ß ­
stäben u n d Aggregat ionen kann der Mensch hic et n u n c 1 3 5 leben. Diese 
labile Gl iederung u n d wohltätig eingetrübte Transparenz einer m u l t i p e l 
aus sich u n d d u r c h die staatliche P o l i t i k s t ruktur ier ten Gesellschaft ist 
endlos das M e d i u m umfassender E r w a r t u n g maximaler Vorte i le u n d m i ­
nimaler Nachtei le möglichst vieler, die , wegen der Schwierigkeit der V o r -
u n d Nachteilsbemessung u n d der Angst vor dem Ris iko des U b e r v o r ­
te i l t -Werdens , sich als Versuch der U b e r v o r t e i l u n g aller d u r c h alle dar­
s t e l l t 1 3 6 . 

A l l dies weist n u n schon auf die temporale Dimension h i n . D i e Labilität 
u n d »Trübe« gesellschaftlicher S t rukturen verdankt ihre wohltätig emp­
fundene W i r k u n g weitgehend dem Erlebnis oder der E r w a r t u n g v o n Ver­
änderung: der Befreiung v o n L e i d , oder wenigstens der Beseitigung v o n 

1 3 5 Das »hic et nunc« ist wesentlich! Das Gegenbild ist ein Kastensystem endgültiger 
Zuordnung. 

1 3 6 Ob es wirkl ich statische Gesellschaften gab (oder gibt), in denen gegebene Strukturen 
mit - worauf viel ankommt - allen jeweils implizierten Vor- und Nachteilen akzeptiert wer­
den, kann hier nicht vertieft werden. Vermutlich gab es immer nur Geschwindigkeitsunter­
schiede. Für die europäische Gegenwart ist diese Frage uninteressant. - Eine andere Frage 
ist, ob der Grad des egalitären Bewußtseins die im Text beschriebene Gesetzmäßigkeit beein­
flußt. Jedenfalls im historisch-realen Bereich aber ist nicht erfahrbar, daß egalitäres Bewußt­
sein die im Text angenommene Regel aufhebt. Zwar vereinfacht es den Komplex der Gleich­
heit. Aber Gleichheit bleibt immer »hinreichend« unsicher und kompliziert, so daß die Regel 
nicht aufgehoben w i r d . 

16 Festschrift Ipsen 
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Nachte i len , der H o f f n u n g darauf oder auch dem Ausbleiben des befürch­
teten Leides oder Nachteiles. U n d die Widersprüche, i n denen sich die 
verschiedenen Erwar tungen v o r allem verschiedener G r u p p e n zueinander 
verhalten, können n u r dadurch scheinbar aufgehoben u n d also entschärft 
w e r d e n , daß die einander widersprechenden E r w a r t u n g e n - i m M o d e l l 
gedacht - »abwechselnd« erfüllt oder enttäuscht werden . I n der Realität 
w i r d dies dadurch erleichtert, daß eine gewisse Befr iedigung u n d Befrie­
d u n g auch so erreicht werden k a n n , daß G r u p p e n ihre E r w a r t u n g e n ab­
wechselnd wenigstens teilweise erfüllt sehen, oder auch, daß E r w a r t u n g e n 
sich i m Zeitablauf erledigen, etwa auch, i n d e m sie neuen, n u n wicht igeren 
Erwar tungen (auch Befürchtungen) weichen, ehe sie enttäuscht w o r d e n 
s ind. 

I n d e m Glück u n d L e i d - abgesehen w o h l v o n extremer N o t u n d ent­
rückender »Seligkeit« - nur i m Vergleich erfahren w e r d e n , ist Verände­
r u n g auch das einzig bleibende M i t t e l , u m Vor te i l e spürbar w e r d e n z u las­
sen. Selbst Glück u n d L e i d , das aus intersubjekt iver Ungle ichhe i t er­
wächst u n d also statisch erfahrbar erscheint, ver l iert d u r c h Gewöhnung 
u n d Selbstverständlichkeit an W i r k u n g u n d w i r d d u r c h die Möglichkeit 
der Veränderung anders spürbar oder sogar erst wieder wahrnehmbar -
w o b e i günstige Veränderung oder die H o f f n u n g darauf u n d lästige Verän­
derung u n d die Angst davor weitgehend vertauschbare Var ianten s ind. 

M a n kann also sagen, daß das intertemporale , historische Element auch 
das intersubjektive erst v o l l valorisiert . P o l i t i k »für das Volk« entspricht 
dem durch die Phasen v o n 
- W a h r n e h m u n g der Chance, F o r d e r u n g und/oder Versprechung, Be­

w i r k e n u n d E r f a h r u n g oder Ausble iben v o n günstiger Veränderung; 
- oder W a h r n e h m u n g der Bedrohung , Bekämpfung u n d / o d e r Verspre­

chen der V e r h i n d e r u n g oder auch A n d r o h u n g , E i n t r i t t u n d Er fahrung 
oder Ausbleiben einer lästigen Veränderung. 
P o l i t i k als scheinbar oder w i r k l i c h gemachte Geschichte u n d F ü h r u n g -

i m Sinne einer Wechselbeziehung m i t den Geführten - u n d also »formale« 
und »materielle« D e m o k r a t i e ist somit n o t w e n d i g i n Phasen zu denken, in 
denen allein sie die erforderliche attraktive u n d bestenfalls integrative D y ­
namik entwickeln kann . »Gebündelt« vo l lz ieht sich das i n der Abfo lge 
v o n P r o g r a m m u n d Erfüllung (oder v o n Programmen u n d i h r e m Fehlge­
hen u n d v o n Erfüllungssurrogaten wie der Beschuldigung u n d der Bestra­
f u n g V e r a n t w o r t l i c h e r ) . 

Dabei spielen die »formalen« Strukturen der Herrschaf t eine merkwür­
dige - aber doch auch wieder über die »formalen« Gattungen der H e r r -
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schaft h i n w e g verbindende - Rol le , indem sie die Perioden der P o l i t i k be­
gründen, unterstützen, überlagern oder unter laufen. I n den »westlichen« 
Demokat ien prägen die Wahlper ioden weitgehend die Phasen der P o l i ­
t i k 1 3 7 . I n den kommunist ischen Ländern dagegen schafft der Plan die 
notwendige Spannung zwischen P r o g r a m m u n d Erfüllung (oder Fehlge­
hen). Eine dynamische Al ternat ive zu dem bürokratisch-kommunist i ­
schen Plan sind w o h l die Wel len der chinesischen »Kulturrevolution«. 

Andererseits ist die folgende elementare K o n k o r d a n z zwischen dem 
Periodisierungsbedürfnis der P o l i t i k u n d »natürlichen« sozialen Phasen, 
soweit zu sehen, noch nicht genügend aufgehellt. D e r Verfasser möchte 
die These wagen, daß K o n j u n k t u r p h a s e n nicht unabhängig zu denken 
sind v o n den Phasen, aber auch v o m Phasenbedürfnis der P o l i t i k 1 3 8 . N i c h t 
nur die Aufschwungphasen k o m m e n der P o l i t i k zuhi l fe , auch die A b -
schwungphasen (und zwar über ihre selbstverständliche Bedeutung als 
Gegenstück z u den Aufschwungphasen hinaus). Abschwungphasen 
schaffen eine Gefahr, einen »Feind«, der Möglichkeiten dynamischer 
Führung eröffnet - sei es, indem polit ische Befr iedigung i n der Di f ferenz 
zwischen Befürchtetem u n d tatsächlichem E i n b r u c h gesucht u n d erzielt 
(oder verfehlt) w i r d ; sei es auch n u r , daß die Angst v o r der Gefahr die A l ­
ternative eröffnet, v o n lästigen oder unerfüllbaren Programmen loszu­
k o m m e n oder wenigstens a b z u l e n k e n 1 3 9 . 

Dabei zeigt sich, daß - analog zur Interferenz v o n intersubjektiven A g ­
gregationen - auch die Interferenz v o n Phasen nicht nur z u beobachten 
ist, sondern auch nützlich zu sein scheint. M a n stelle sich den pol i t isch u n ­
erträglichen »Spannungsabfall« v o r , w e n n die Wahlper ioden nicht durch 

1 3 7 Siehe dazu grundlegend Elisabeth Liefmann-Keil, Intertemporale Spillovereffekte 
und öffentlicher Haushalt, i n : Theorie und Praxis des finanzpolitischen Interventionismus, 
Festschrift für Neumark, 1970, S. 483 ff ; dies., Sozialpolitische Entscheidungen, Wahl und 
Legislaturperioden, in : Aspekte der Friedensforschung und Entscheidungsprobleme in der 
Sozialpolitik, herausgegeben von Sahnmann, 1971, S. 61 ff. Siehe dazu zuchZacher, Fakto­
ren und Bahnen (Anm. 64), S. 241 ff (252); ders., Soziale Indikatoren als politisches und 
rechtliches Phänomen VSSR Bd. 2 (1974), S. 15 f f (37 f f ) . - Von einem wesentlich anderen 
Ausgangspunkt her dazu auch Ulrich Muckenberger, Thesen zur Funktion und Entwick­
lung des Sozialrechts, Kritische Justiz 1976, S. 341 ff (344 f ) . 

1 3 8 Dazu materialreich, jedoch nicht spezifisch im Sinne des Textes Werner Kaltefleiter, 
Wirtschaft und Politik in Deutschland, 1966. 

1 3 9 Das jüngste Beispiel in der »bundesdeutschen« Geschichte ist die Liquidation des 
»Zeitalters der Reformen« - die, in ihrer Masse und Widersprüchlichkeit ein insgesamt uner­
füllbares Reformprogramm darstellten - durch die wirtschaftliche Krisenkette, die von der 
Erhöhung der Erdölpreise 1973 eingeleitet wurde. 

16 : : ' 
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intermit t ierende E n t w i c k l u n g e n - etwa parteipolit ische Veränderungen, 
wirtschaft l iche Einbrüche, außenpolitischer Konste l la t ions-Wandel u n d 
dergleichen - überlagert würden. 

»Volksbezogene« P o l i t i k vo l lz ieht sich demnach, indem sie die Massen 
»Betroffene u n d Interessen« u n d »Zeit« d u r c h Aggregat ion u n d G r u p p e n 
( v o n organisatorischer Integrat ion oder A b g r e n z u n g bis zu der b loß ge­
meinsamen Betrof fenhei t v o n N o r m e n u n d M a x i m e n der G l e i c h - oder 
Ungleichbehandlung) u n d Veränderungen ( in Gestalt der Phasierung v o n 
Ankündigungen, E r w a r t u n g e n , Maßnahmen u n d Erfüllung oder Fehlge­
hen) gleichsam zweidimensional s t r u k t u r i e r t u n d i n d e m sie dabei ver­
schiedene P r i n z i p i e n (Systeme der Aggregat ion u n d Phasierung) neben­
einander w i r k e n läßt. 

b) Z u r konkre ten Situation i n der Bundesrepubl ik 

D i e konkre te Situation i n der Bundesrepubl ik entspricht dem etwa auf 
folgende Weise. Das Feld unserer Gesellschaft ist besetzt m i t einer u n e n d ­
lichen Fülle einander widersprechender E r w a r t u n g e n . D i e Erfüllung aller 
dieser Erwar tungen ist n icht möglich. Sie überschritte absolut das, was die 
Gemeinschaft leisten k a n n . Darüber hinaus h i n d e r n die Widersprüche 
zwischen den E r w a r t u n g e n , sie gleicherweise zu erfüllen. Das führt zu 
der Technik der part ikularen Erfüllung v o n Te i lerwartungen. Dabei 
wechseln die Aspekte der Tei lhaf t igkei t (personale u n d sachliche P r i n z i ­
pien u n d Abgrenzungen der B e t r o f f e n h e i t 1 4 0 ) ab. D i e Wirkungsweise der 
teilhaften Erfüllung ist komplex . Die jenigen, welche die erfüllte E r w a r ­
t u n g gehegt haben, sind insoweit befr iedigt . H i n s i c h t l i c h ihrer verble i ­
benden E r w a r t u n g e n s ind sie damit beschäftigt, ihre Prioritäten, Aussich-

1 4 0 Ein interessantes Phänomen in diesem Zusammenhang beobachtet Kurt Sontheimer, 
Die Bundesrepublik aus der Perspektive linker Theorie (Aus Polit ik und Zeitgeschichte, Bei­
lage zur Wochenzeitung des Parlaments, B 6 (76 S. 3 ff, S. 16). Während nämlich herkömm­
lich Personengruppen (verschiedener Zusammensetzung) miteinander verglichen werden, 
hat eine neue Argumentationsweise die Kategorie der vernachlässigten Sachbereiche (die 
»depressed areas«) hinzu entwickelt. Unter Berufung auf C. Offe (Politische Herrschaft und 
Klassenstrukturen. Zur Analyse spätkapitalistische Gesellschaftssysteme, i n : G. Kreß, D. 
Senghaas (Hrsg.), Politikwissenschaft, 1969, S. 155 ff) zitiert Sontheimer die Bereiche Bi l ­
dung, Verkehr, Wohnung und Gesundheit als wichtigste Beispiele. Während - w i r d gesagt -
den Beschaffern von Kriegsgerät für die Bundeswehr nur das Aufwendigste und Teuerste gut 
genug sei, fehle es unserer Gesellschaft an Schulen, Krankenhäusern, Kindergärten, Erho­
lungsheimen, Psychoanalytikern etc. etc. etc. 
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ten u n d K o a l i t i o n e n neu z u definieren. G r u p p e n m i t k o n k u r r i e r e n d e n , 
verwandten Erwar tungen sind ebenso damit befaßt, ihre Prioritäten, A u s ­
sichten u n d K o a l i t i o n e n neu zu best immen, darüber hinaus aber auch da­
m i t , die beobachtete Erfüllung der m i t ihren E r w a r t u n g e n k o n k u r r i e r e n ­
den, ihnen verwandten Erwar tungen i n die N e u b e s t i m m u n g ihrer Strate­
gien einzubeziehen. Potentiel l w i r d bei allen übrigen G r u p p e n die H o f f ­
nung darauf gesteigert, daß n u n die Erfüllung ihrer Erwar tungen näher­
rückt, w e i l die Erfüllung v o n E r w a r t u n g e n überhaupt exemplarisch Reali­
tät geworden ist, u n d w e i l - sei es w i e durch das L o s , sei es kra f t ausglei­
chender Gerechtigkeit - die nächste Erfüllung w o h l auf andere z u k o m ­
men muß. M a n kann also davon sprechen, daß die Erfüllung v o n E r w a r ­
tungen i m m e r drei W i r k u n g e n erzeugt: Befr iedigung, V e r w i r r u n g u n d 
N e u o r i e n t i e r u n g sowie H o f f n u n g . Je mehr man dieses M o d e l l auf die 
Realität zuführen w o l l t e , desto mehr müßte es u m die Vie l fa l t möglicher 
Verläufe angereichert w e r d e n : insbesondere u m das Fehlgehen v o n Er ­
war tungen , u m das Versickern u n d U b e r h o l t - W e r d e n v o n Erwar tungen . 
D o c h sind E r w a r t u n g u n d Erfüllung die primären, alles andere bedingen­
den Elemente dieses »Spiels«. 

Das entscheidende Positive an diesem System ist, daß es eine - nach 
Streuung u n d Intensität - maximale H o f f n u n g begründet u n d beläßt, m i t 
der jeweils eigenen Zie lvors te l lung berücksichtigt zu werden . Das schafft 
die Möglichkeit der I d e n t i f i k a t i o n m i t dem System u n d das gibt i h m die 
K r a f t der In tegrat ion . I m Gegenteil dazu würde die endgültige Enttäu­
schung v o n H o f f n u n g e n desintegrierend w i r k e n . 

D e r soziale Friede i n der Bundesrepubl ik hängt i n diesem Sinne damit 
zusammen, daß eine relativ optimale Streuung der poli t ischen E r w a r t u n ­
gen - wegen (erstens) der nach »klein« tendierenden Größenordnung 
komplexer , unteilbarer Erwar tungen u n d wegen (zweitens) der breiten 
Streuung divergierender Erwar tungen über jeweils sehr verschieden k o m ­
ponierte G r u p p e n h i n u n d der damit gegebenen Fähigkeit u n d Bereit­
schaft zu wechselnden K o a l i t i o n e n - so ist, daß dieses »Umlaufverfahren« 
sich ohne große Brüche vol lziehen k a n n , u n d daß die H o f f n u n g , v o n dem 
System früher oder später begünstigt zu werden , breit vertei l t ist. D i e 
Möglichkeit dieses sozialpolit ischen »Umlaufverfahrens« w i r d aufgeho­
ben, w e n n B lockb i ldungen auftreten, die n u r mehr die umfassende Be­
f r iedigung der Erwartungen der einen oder anderen Seite zulassen. Das ist 
der Fal l einer typischen Klassengesellschaft ebenso w i e der eines radikalen 
poli t ischen Auseinandertretens »rechter« u n d »linker« Kräfte . A u f andere 
Weise w i r d das System paralysiert , w e n n eine übermäßige Homogenis ie -
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r u n g der pol i t ischen Forderungen e i n t r i t t . D a n n w i r d die Erfüllung p o l i t i ­
scher Forderungen zu einer E i n b a h n s t r a ß e 1 4 1 . 

2. Zu den besonderen Bedingungen demokratischer Sozialpolitik 

a) D i e N o t w e n d i g k e i t permanenter Veränderung 

Trägt man diese zunächst allgemeineren Erwägungen auf den besonderen 
Bereich der Sozia lpol i t ik u n d des Sozialrechts - als dem v o n der Sozialpo­
l i t i k geprägten R e c h t 1 4 2 - auf, so f inden sie sich vielfach bestätigt u n d ver­
f e i n e r t 1 4 3 . U n t e r dem N e n n e r der Soz ia lpol i t ik erscheint - »materiell« 
oder »formell« demokratische - Herrschaf t »für das V o l k « 1 4 4 konkre ter 
u n d deutlicher durch das Doppelziel der Freiheit von wir tschaft l icher Not 
u n d wir tschaf t l i ch bedingter Unterdrückung (Negativziel) u n d eines ge­
wissen wirtschaft l ichen Wohlstandes (Positivziel) für möglichst viele be­
s t i m m t u n d legi t imier t . Daß n u n dieses Z i e l auf »möglichst viele« - p r i n ­
z ip ie l l u n d idealiter »alle«, realiter aber eben doch nur »möglichst viele« -
angelegt ist, bedeutet zugleich, daß Sozia lpol i t ik »mehr Gleichheit« 
w i l l 1 4 5 . (Dabei muß die Frage nach den logischen oder historischen Be­
dingungszusammenhängen - ob die D e m o k r a t i e als die Staatsform der 
kleinsten auf Dauer vernachlässigten M i n d e r h e i t 1 4 6 »zuerst« ist oder die 
Gleichheit - dahingestellt bleiben.) U n d »mehr Gleichheit« heißt dabei i n 

1 4 1 Das außerhalb der kommunistischen Länder typischste Beispiel hierfür ist Schweden. 
Kurz vor den schwedischen Wahlen, Herbst 1976, schilderte OlofPalme in einem Interview 
in einer englischsprachigen Zeitung (der Verfasser dieser Zeilen hat es gelesen, jedoch die ge­
naue Fundstelle nicht mehr in Erinnerung), in welcher Weise die schwedische Regierung -
im selbstverständlichen Einvernehmen mit der Sozialdemokratischen Partei und den Ge­
werkschaften - Reformvorhaben entwickelt. Vieljährige Phasen für die Entwicklung von 
Vorschlägen, deren Diskussion usw. sind vorgesehen. Die notwendige Phasenbildung (von 
der Erwartung zur Erfüllung) ist in einem hochentwickelten Wohlfahrtsstaat, der pluralisti­
sche Alternativen so gut wie nicht mehr kennt, außerordentlich schwierig. Die Führung muß 
sichtlich haushälterisch mit den Reformvorhaben umgehen, um nicht die letzte mögliche 
Spannung zu tilgen. 

1 4 2 Siehe zu diesem Sozialrechtsbegriff Hans F. Zacher, Grundfragen theoretischer und 
praktischer sozialrechtlicher Arbeit, VSSR Bd. IV (1976), S. 1 ff (6 f f ) . 

1 4 3 Siehe zum Folgenden Zacher, Faktoren und Bahnen ( A n m . 64), S. 248 f, 250 f f ;Mate-
rialien zum Sozialgesetzbuch, 1974 ff, Teil A S. 38 f f ; und insbesondere Grundfragen (Anm. 
142), S. 2 ff, 26 f. Weitere Nachw. siehe dort. 

1 4 4 Was nicht heißen muß: Herrschaft für den Menschen, für letztlich also den einzelnen. 
1 4 5 Siehe z. B. Liefmann-Keil, ökonomische Theorie ( A n m . 134), S. 13 ff. 
1 4 6 Siehe Zacher, Freiheitliche Demokratie (Anm. 63), S. 20. 
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erster L i n i e : »mehr Gleichheit« i m M e d i u m Wir tschaf t - i m Zugang zu 
den wirtschaft l ichen Gütern u n d i n den wir tschaf t l ichen Bedingungen 
nicht wirtschaft l icher E n t f a l t u n g 1 4 7 . Versteht man einmal Sozialrecht u n d 
(in U b e r e i n s t i m m u n g m i t der o b e n 1 4 8 skizzierten D e f i n i t i o n ) Sozialstaat 
so, so zeigt sich leicht eine Vie lzahl v o n Gründen, w a r u m sich die aggre­
gierende u n d periodisierende N a t u r einer gegenüber dem V o l k zu recht­
fertigenden Herrschaf t i n der Sozia lpol i t ik m i t größter Intensität darstellt 
- oder anders ausgedrückt: w a r u m sich der Sozialstaat i n stetiger Verände­
rung realisiert. 

b) Sozialpoli t ik-externe Gründe 

Da sind zunächst die sozialpol i t ik-externen Gründe zu nennen. Der 
»größte Brocken« ist die stetige Veränderung eben des genuinen Mediums 
des Sozialstaates: der Wirtschaft149. D a ß die E n t w i c k l u n g der Wirtschaft 
selbst d urch Maßnahmen u n d F e r n w i r k u n g e n der Sozia lpol i t ik mi tbe ­
s t i m m t ist, ja daß Sozialpol i t ik n icht ohne wirtschaft l iche Konsequenz 
denkbar i s t 1 5 0 , ist die eine Seite. H i e r aber ist vor allem hervorzuheben, 
daß Sozia lpol i t ik eine K o r r e k t u r wirtschaft l icher Verhältnisse m i t w i r t ­
schaftlichen M i t t e l n ist. Sie ist so n icht nur »ressourcenabhängig« 1 5 1 , son­
dern i n viel wei terem Sinne ökonomisch sensibel, p r o v o z i e r t u n d bedingt. 
I n welchem U m f a n g aber sich die wirtschaft l ichen Gegebenheiten verän­
dern , braucht hier nicht dargestellt zu werden . A u c h der Beitrag, den die 
K o n j u n k t u r p h a s e n der W i r t s c h a f t 1 5 2 zur Phasierung der Sozia lpol i t ik le i -

1 4 7 Siehe dazu noch unten S. 261-266. 1 4 8 Siehe oben S. 237. 
1 4 9 Siehe dazu statt anderer etwa Liefmann-Keil, ökonomische Theorie ( A n m . 134) ins­

besondere S. 79 ff, 202 f f , 335 ff , 362 ff , 405 f f ; Ludwig Preller, Sozialpolitik, 1962, insbe­
sondere S. 78 f f ; Achinger, Sozialpolitik ( A n m . 114), S. 33 ff, 114 ff ; Helmuth Meinhold, 
ökonomische Grundfragen der sozialen Sicherheit, i n : Sozialpolitik - Ziele und Wege, her-
ausgeg. vonAlfred Christmann, u. a., 1974, S. 41 tf;Herbert Ehrenberg, Von der Notwen­
digkeit und den Möglichkeiten einer umfassenden, auf die gleichen Ziele ausgerichteten 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, ebenda S. 79 ff. 

1 5 0 Siehe dazu z. B. Kurt Jantz, Zur wirtschaftlichen Funktion sozialer Leistungen, in : 
Der Mensch im sozio-ökonomischen Prozeß, Festschrift für Wilfried Schreiber, 1969, S. 
253 ff . 

1 5 1 So Herzog, Sozialstaatlichkeit (Anm. 47) Rdnr. 170. 
1 5 2 Zu der den Konjunkturphasen eigentümlichen Spannung zwischen Allgemeinheit 

(Berechenbarkeit) und Individualität (Unberechenbarkeit), Wahrnehmbarkeit und Gestalt­
armut sieht Knut Bor char dt, Wandlungen des Konjunkturphänomens in den letzten hundert 
Jahren, Bayerische Akademie der Wissenschaften, philosophisch-historische Klasse, Sit­
zungsberichte, Jg. 1976, Heft 1. 
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sten, braucht n u r i n E r i n n e r u n g gebracht w e r d e n 1 5 3 . W i c h t i g ist i n jeder 
H i n s i c h t , daß er angesichts der i m m e r bewußteren staatlichen V e r a n t w o r ­
t u n g für die Wir tschaf t u n d der Aktivität der staatlichen W i r t s c h a f t s p o l i ­
t i k n i c h t 1 5 4 u m das schlichte Verhältnis v o n »Sozialpolitik« u n d »wirt­
schaftlichem Rahmen« gehen k a n n , sondern u m eine Vierecksbeziehung 
zwischen »Sozialpolit ik«, »sozialen Verhältnissen«, »wirtschaftlichen 
Verhältnissen« u n d »Wirtschaftspolit ik«. 

D i e vielen anderen sozialpolitik-externen Gründe der Veränderung 
können hier n icht einmal aufgezählt w e r d e n . D i e Bevölkerungsentwick­
l u n g gehört ebenso hierher wie die Fähigkeit u n d Möglichkeit zu Erzie­
h u n g u n d berufl icher B i l d u n g , die gesundheitl ichen Verhältnisse u n d die 
Techniken u n d Einr ichtungen für medizinische Behandlung u n d Pflege 
sowie die sozialen Attitüden i n bezug hierauf. So haben i n den letzten Jah­
ren die A l t e r s s t r u k t u r der Bevölkerung, ihre geringe »Sterblichkeit« i n al­
len Lebensabschnitten - auch u m den Preis wachsender Zahlen u n d Zeiten 
v o n Behinderung u n d Pflege - u n d die E n t w i c k l u n g u n d A u s b r e i t u n g 
neuerer u n d teuerer Behandlungsmethoden das Gesicht der Sozia lpol i t ik 
rasch verändert. U n d noch wechselhafter waren die Veränderungen i n der 
Gestalt der A r b e i t , i n der Nachfrage nach A r b e i t s k r a f t u n d nach A r b e i t s ­
gelegenheit, i n dem A n g e b o t an A r b e i t u n d i n dessen Best immungsfakto­
ren , vor allem den Systemen u n d W i r k u n g e n v o n Erz iehung u n d b e r u f l i ­
cher B i l d u n g . A n g e b o t u n d Nachfrage auf dem A r b e i t s m a r k t w e r d e n je­
weils i m m e r spezieller u n d die Gefahren des Ungleichgewichts - k o n k r e ­
ter : der Gleichzeit igkeit v o n Arbei ts los igkei t u n d offenen Stellen je ande­
rer A u s r i c h t u n g - werden so i m m e r größer. Das qualitative u n d quanti ta­
t ive W i e des Sich-Verfehlens v o n A n g e b o t an A r b e i t u n d Nachfrage nach 
A r b e i t verändert sich zunehmend rasch u n d spürbar. D i e H o l p r i g k e i t u n d 
katastrophenträchtige Unzulänglichkeit , m i t der versucht w i r d , B i l ­
dungsplanung u n d A r b e i t s m a r k t mittels B i ldungs- u n d Berufsplanung zu 
k o o r d i n i e r e n , ist ein I n d i z dafür. 

1 5 3 Siehe dazu etwa Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministe­
rium für Wirtschaft v. 19. Oktober 1973 zu stabilitätspolitischen Problemen der gesetzli­
chen Rentenversicherung, abgedr. i n : VSSR Bd. 2 (1974), S. 379 ff ; dazu WinfriedSchmähl, 
Stabilitätspolitische Aspekte der gesetzlichen Rentenversicherung, ebenda S. 346 ff . Siehe 
zum Text auch Mückenberger, Thesen zur Funktion u . Entwicklung des Sozialrechts (Anm. 
137), S. 350. Siehe auch noch einmal oben zu A n m . 138. 

1 5 4 Siehe dazu i m Verhältnis zum Sozialstaatsprinzip Badura, Auftrag und Grenzen 
( A n m . 60), S. 449; Schmidt, Der soziale Auftrag ( A n m . 41), S. 51 f f ; Zacher, Sozialstaat­
sprinzip (Anm. 51), S. 148 f. Siehe zur Einwirkung des Sozialstaatsprinzips auf die Wir t -
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c) Sozia lpol i t ik- interne Gründe 

A l l e diese Beispiele zeigen aber auch schon, w i e bedenklich es ist , z w i ­
schen sozialpol i t ik-externen u n d soz ia lpol i t ik - in ternen Gründen des Ver ­
änderungsbedürfnisses der Sozia lpol i t ik z u unterscheiden. N u r typis ie­
rend kann es geschehen - m i t allen Vorbehal ten gegen die Gefahr der Ver­
einfachung. Sozia lpol i t ik - intern s ind v o r allem folgende Gesetzmäßig­
keiten z u beobachten, die einander f re i l i ch durchdr ingen u n d überlagern 
u n d deren Reihung hier keinen sachlogischen A n s p r u c h i m Sinne v o n A b ­
folge oder Gleichrangigkeit erheben kann oder so l l . 

aa) D i e Verfe inerung der Maßstäbe, die U n e n d l i c h k e i t sozialen Unbeha­
gens u n d die wachsende soziale E m p f i n d l i c h k e i t 

W o elementare soziale Sicherung fehl t , beherrscht die Spannung zwischen 
N o t , A u s k o m m e n u n d W o h l s t a n d den B l i c k . W o elementare Sicherung 
das A u s k o m m e n allgemein gemacht hat, wächst möglicherweise die 
Spannung zwischen A u s k o m m e n u n d W o h l s t a n d , jedenfalls aber werden 
- j e länger desto mehr - die Unterschiede des Auskommens wahrnehmbar 
u n d k r i t i s c h , während sie v o r d e m d u r c h die Angst vor der N o t u n d infolge 
des Neides auf den fernen W o h l s t a n d weniger empfunden w u r d e n . U n ­
terschiede innerhalb der Rentenversicherung etwa waren sicher am Ende 
des vor igen Jahrhunderts ein anderes P r o b l e m als heute. U n d die unge­
zählten K o r r e k t u r e n an der Gerechtigkeit der Rentenversicherung - Er­
stattungszeiten, Ausfal lze i ten, Zurechnungszeiten, Deckungszeiten, 
Nachentr ichtungszeiten usw. - s ind nicht allein m i t den v o n der Renten­
versicherung zu »verdauenden« Kriegs- u n d Nachkriegsverhältnissen u n d 
nicht allein m i t der Öffnung der Rentenversicherung v o r allem für die 
Selbständigen zu erklären; sie müssen auch m i t der i m Ver lauf des Sozial­
staates zunehmenden sozialpolitischen M i k r o s k o p i e erklärt werden . 

Sozialpolitische Problemlösungen haben i m »gesunden« Fal l z w e i W i r ­
kungen. D i e eine ist die befriedigende u n d befriedende W i r k u n g der Pro ­
blemlösung. D i e andere ist, daß die sozialen Probleme auf den nächsten 
Plätzen der Prioritätenliste n u n die drängendsten sind (wobe i der K a m p f 
u m diese Prioritätenliste ein Kriegstheater besonderer A r t sein kann) . Es 
zählt zu den eisernen Gesetzen der Sozia lpol i t ik , daß jede Problemlösung 
die noch ungelösten Probleme z u den n u n dringl icheren werden läßt. ( I m 

schaftspolitik z. B. auchH'ansHerbert v. Arnim, Volkswirtschaftspolitik, 2. A u f l . 1976, S. 
84 f f m. w . Nachw. 
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»kranken« Fal l hat die soziale Problemlösung v o n vorneherein keinen v o l l 
befriedigenden u n d also keinen befriedenden Ef fek t . D i e Auseinanderset­
z u n g u m ihre K o r r e k t u r k o n k u r r i e r t dann m i t der Lösung der »nächsten« 
Probleme.) 

bb) D i e W a h r n e h m u n g oder Entstehung jeweils neuer Vergleichszusam­
menhänge 

Soziale Probleme sind selten - oder w o h l nie - i n ein eindimensionales 
Schema v o n Ungle ichhei t oder Gleichheit gespannt. Sie impl iz ieren eine 
mehr oder minder große Vie l fa l t v o n Ungle ichhei ten u n d G l e i c h h e i t e n 1 5 5 . 
U n d Problemlösungen selektieren i n der Regel zwischen Gleichheiten, 
die aktualisiert , u n d Gleichheiten, die vernachlässigt werden, u n d U n ­
gleichheiten, die aufgehoben oder gemindert w e r d e n , u n d zwischen U n ­
gleichheiten, die bleiben werden . Jede Einkommenssteuerreform läßt das 
deut l ich werden . Es können aber auch neue Ungleichheiten entstehen. 
Z . B . hat die unternehmerische M i t b e s t i m m u n g zwar die Ungleichheiten 
zwischen Arbe i tnehmern u n d Antei lseignern i n mi tbes t immten U n t e r ­
nehmen i n gewisser H i n s i c h t verminder t , zugleich aber neue U n t e r ­
schiede zwischen den A r b e i t n e h m e r n u n d Antei lseignern jeweils i n m i t ­
best immten u n d nicht mi tbes t immten U n t e r n e h m e n geschaffen u n d alte 
Unterschiede zwischen A r b e i t n e h m e r n u n d Nichtarbe i tnehmern ver­
schärft. D a ß Sozialpol i t ik i n diesem Sinne i n variierenden Sinnzusam­
menhängen steht u n d w i r k t 1 5 6 , steht i n engem Wechselbezug z u dem al l ­
gemein poli t ischen Rahmen, der darauf angelgt ist, i m m e r neue Aggrega­
t ionen i n i m m e r neuen Phasierungen spürbar werden z u lassen. 

I n der Unentwegthe i t sozialpolitischer N e u e r u n g 1 5 7 drücken sich die 
Eigentümlichkeiten demokratischer H e r r s c h a f t 1 5 8 u n d die »Natur der Sa­
che« der S o z i a l p o l i t i k 1 5 9 gleichermaßen aus, ohne daß eine primäre K a u ­
salität des einen oder anderen Elements konstat iert werden könnte. Jur i ­
stisch fre i l ich liegt - jedenfalls i m grundgesetzlich geformten Verfassungs-

1 5 5 Siehe z. B. Jürgen Krüger, Soziale Ungleichheit und Sozialpolitik, Archiv für Wissen­
schaft und Praxis der sozialen Arbeit 6. Jahrg. (1975), S. 247 ff m. zahlr. Nachw. ;Kar l Mar­
tin Boke, Dieter Kappe, Friedhelm Neidhardt, Soziale Ungleichheit, 4. A u f l . 1975. 

1 5 6 Siehe dazu Zach er, Grundfragen (Anm. 142), S. 1 ff , allgemein 36 f. m. w. Nachw. 
1 5 7 Die oft auch nur eine Erneuerung und Wiedererneuerung alter Aspekte ist. 
1 5 8 Auch in dem weiten Sinn einer als Herrschaft für das Volk gerechtfertigten, »for­

mal«-organisatorisch aber autoritären Herrschaft. 
1 5 9 Siehe zur »Natur der Sache des Sozialrechts« Zacher, Grundfragen ( A n m . 142), S. 

36 f. 
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Staat - gerade i n dieser permanenten V a r i a t i o n der unendlichen Z a h l be­
troffener Gleichheiten u n d Ungleichheiten eine besondere Schwierigkeit 
und Versuchung. D i e Unendl i chke i t des Hervor t re tens , der Verfe inerung 
und der Bündelung v o n Gleichheiten u n d Ungleichhei ten auf der einen 
Seite u n d die juristische Bedeutung der Kategorien u n d A r g u m e n t e des 
Gleichheitssatzes u n d des Sozialstaatsprinzips auf der anderen Seite ste­
hen i n fruchtbarer Wechse lwirkung. Sie br ingen i m m e r wieder St imulan­
tia weiterer E n t w i c k l u n g h e r v o r 1 6 0 . 

cc) T y p i s i e r u n g u n d Zentr ierung der Problemlösungen 

Teils als Folge des Bedürfnisses nach - pol i t i sch wahrnehmbarer u n d 
w i r k s a m e r - A g g r e g a t i o n , teils aber auch aus Gründen der Regelungstech­
nik neigt Sozia lpol i t ik dazu, zu t y p i s i e r e n 1 6 1 . 

D i e Gründe der Regelungstechnik haben eine bestimmte Ausprägung 
i m Rechtsstaat, der sozialpolitische Lösungen unter die Gewähr des 
Rechts stellen w i l l u n d für diese der klaren Tatbestände bedarf. Soziale Si­
cherung hat darüber hinaus aber ihre eigene Tendenz zur Typis ie rung . Je 
mehr sie sich auf Typisches konzentr ie r t , desto »sicherer« kann »soziale 
Sicherheit« sein. Je mehr s i e - i m m e r unter dem natürlichen Vorbehal t be­
schränkter Ressourcen - auch alles A t y p i s c h e , Indiv iduel le aufzunehmen 
sucht, desto »unsicherer« w i r d sie. Zwischen den deutschen Tradi t ionen 
v o n Sozialversicherung u n d Rechtsstaatlichkeit besteht hier eine enge 
V e r b i n d u n g 1 6 2 . M a n denke nur daran, m i t welcher Stringenz das Sozial­
versicherungsrecht auf das Typische gerichtet ist u n d die Leistungen dem 
atypisch Bedürftigen, aber nicht Berechtigten, ebenso vorenthält w i e es 
sie dem atypisch nicht Bedürftigen, aber Berechtigten, gewährt. A b e r der 
Stil ist nicht auf die Sozialversicherung beschränkt. A u c h die Veredelung 
der Fürsorge zur Sozialhilfe etwa v o l l z o g sich durch die Hereinnahme der 
T e c h n i k der T y p i s i e r u n g , deren sich das Bundessozialhilfegesetz für die 
»Hilfen i n besonderen Lebenslagen« bedient. 

T y p i s i e r u n g geschieht vor allem d u r c h die F o r m u l i e r u n g typischer so­
zialer N o t l a g e n , für die i rgendwie standardisierte A b h i l f e vorgekehrt 
w i r d , u n d gegen die, w e n n - wie h ins icht l ich der klassischen sozialen R i -

1 6 0 Siehe dazu Zacher, Soziale Gleichheit ( A n m . 24); siehe auch Ipsen, oben zu A n m . 24; 
Herzog, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 47), Rdnr. 183 ff , insbes. Rdnr. 183. 

1 6 1 Siehe hierzu und zum Folgenden Hans F. Zacher, Vorfragen einer Methodik der So-
zialrechtsvergleichung, i n : Methoden der Sozialrechtsvergleichung, 1977, S. 45 f, 48 ff. 

1 6 2 Hierher gehört auch das Stichwort der »Verrechtlichung« der Sozialpolitik. 
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siken der K r a n k h e i t , der Invalidität usw. - möglich, k o l l e k t i v u n d i n s t i t u ­
t ione l l vorgesorgt w i r d . T y p i s i e r u n g geschieht andererseits d u r c h G r u p ­
penbi ldung - historisch v o r allem hins icht l i ch der A r b e i t n e h m e r . U n d 
nicht selten - v o r allem i m Bereich vorsorgender sozialer Sicherung - ver­
b inden sich beide M e t h o d e n der T y p i s i e r u n g (wie das i n der Vers icherung 
der deutschen Arbe i te r gegen die Ris iken der K r a n k h e i t , der Invalidität, 
des Alters u n d des Arbeitsunfal ls durch die Bismarcksche Sozialgesetzge­
bung geschehen ist) . D i e A n e r k e n n u n g eines »sozialen Risikos« als Ge­
genstand vorheriger Vorsorge u n d nachgängiger Kompensa t ion ist ein 
Vorgang sozialer u n d rechtlicher Ins t i tut ional i s ierung, dessen Bedeutung 
n icht hoch genug veranschlagt werden k a n n . Sie setzt einen k o m p l e x e n 
Prozeß i n Gang. Sie i m p l i z i e r t eine Selektion zwischen E r w a r t u n g e n -
nämlich solchen, deren Enttäuschung d u r c h öffentliche Leis tung k o m ­
pensiert w i r d , u n d solchen, m i t deren Enttäuschung der einzelne u n d 
seine personale G r u p p e (insbesondere seine Familie) sich selbst überlassen 
bleiben. U n d sie verbindet die Möglichkeit der Enttäuschung m i t dem 
Kalkül der Kompensat ion - die nie identisch sein kann m i t dem A u s b l e i ­
ben der Enttäuschung, u n d die unzulänglich, adäquat oder le tz t l i ch er­
wünschter V o r t e i l sein kann . Derze i t liegt etwa das Beispiel »Arbeitslo­
sigkeit« auf der H a n d . Es i m p l i z i e r t die A n e r k e n n u n g des Gutes »Be­
schäftigung« für die Beschäftigten i m I n t e r v a l l zwischen z w e i Beschäfti­
gungen (wei l grundsätzlich nicht i m primären Zugang zur Beschäftigung). 
U n d Voraussetzungen, Zuschni t t u n d Einschätzung der Kompensat ion 
sind v o n tiefgreifender Bedeutung einerseits für das M a ß der A n g s t vor 
dem Ris ikofa l l u n d für den Zustand i m R i s i k o f a l l , andererseits für die al l ­
gemeine u n d indiv iduel le Einschätzung des Gutes Beschäftigung selbst. 
Dies für andere soziale Ris iken u n d N o t l a g e n zu verfolgen, ist hier nicht 
der O r t 1 6 3 . 

H i e r kann es n u r d a r u m gehen, die eminente Bedeutung sichtbar zu ma­
chen, die es für das ganze Sozial- u n d Rechtsleben hat , w e n n gegen ein 
»Soziales Risiko« vorsorgend u n d kompensierend vorgekehrt w i r d 1 6 4 . 

1 6 3 Für die Privatversicherung siehe die verdienstvollen Studien Werner Mahrs, zum 
»moralischen Risiko«: Ethik und Moral im Versicherungswesen, Schriftenreihe des Semi­
nars für Versicherungsbetriebslehre an der Universität München, Heft 65 (ohne Jahr); zur 
Interdependenz von Prämien und Schäden: Das moralische Risiko, i n : Praxis und Theorie 
der Versicherungsbetriebslehre, Festgabe für H . L . Müller-Lutz 1972, S. 241 ff ; siehe auch 
Edgar Forster und Heinz Steinmüller, Gleichgewicht bei moralischem Risiko, Blätter der 
Deutschen Gesellschaft für Versicherungsmathematik, Bd. X X I I (1976), S. 29 ff . 

1 6 4 Siehe dazu auch Matthias Haller, Sicherheit durch Versicherung? 1975. 
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D i e sozial- u n d rechtspolitische K o n s t i t u t i o n »sozialer Risiken« u n d ana­
loger typischer N o t l a g e n aber ist der unvermeidl iche W e g sozialer Siche­
r u n g , zumal sozialer Sicherung i m Rechtsstaat. 

Typis ie rung zeigt sich i n der Sozia lpol i t ik auch v o n einer ganz anderen 
Seite her, nämlich i n der Soz ia larbe i t 1 6 5 . 

Sozialarbeit ist zunächst i m m e r unspezifische A b h i l f e gegen private u n d 
gesellschaftliche Insuff iz ienzen. G l e i c h w o h l tendiert sie dazu, sich zu t y ­
pisieren ( u n d entsprechend z u professionalisieren): i n R i c h t u n g auf K i n ­
der- , Jugend- oder auch Al tenarbe i t , auf Gefangenen-, Entlassenen- u n d 
Bewährungsarbeit , auf H e i m e , auf gewisse Randgruppen usw. Eine stets 
relativ orientierungsarme u n d ungesicherte »Spitze« allgemeiner Sozialar­
beit w i r d i m m e r weiter gegen die noch nicht typisierten N ö t e einer Gesell­
schaft vorangetrieben, während sich v o m »Schaft« dahinter typisierte, 
speziellere Sozialarbeit abspaltet. Diese i n sich wieder so vielfältigen T y p i -
sierungsprozesse lassen i m m e r Problempotentiale des Atypischen als Ge­
genstand unspezifischer Sozialarbeit übrig. Das erscheint zunächst durch 
die Priorität des Typischen u n d Typis ier ten legi t imier t . U b e r k u r z oder 
lang w i r d diese Vernachlässigung jedoch i n Frage gestellt: z. B . w e i l die 
Selektion nicht auf sachlicher D r i n g l i c h k e i t , sondern auf der Machbarkei t 
der typisierenden Lösung beruht , so daß die Ungleichbehandlung v o n 
Gleichem sichtbar w i r d oder doch behauptet werden k a n n ; oder w e i l die 
Lösung des Problems w i r k l i c h die Energien f re i macht, u m sich dem U n ­
gelösten zuzuwenden , zumal die ungelösten Probleme für die P o l i t i k 
wicht ige Reserven an Kl iente l bereithalten; oder einfach, w e i l die allge­
meine »Sauberkeit« die bleibenden »Flecken« schmerzlicher hervortreten 
läßt. 

D a aber durchgreifende Problemlösungen i m bisher A t y p i s c h e n neue 
Verallgemeinerungen u n d damit zumeist neue Typis ierungen (nicht selten 
auch die Öf fnung »alter« T y p e n für die Lösung weiterer P r o b l e m e 1 6 6 ) nö­
t i g machen, hält insgesamt der Prozeß der T y p i s i e r u n g u n d der Vernach­
lässigung v o n A t y p i s c h e m oder doch v o n früher Typis ie r tem an. U n t e r ­
einander eng verflochtene Beispiele s ind etwa der Zusammenhang z w i ­
schen der H e b u n g u n d Ausbre i tung des allgemeinen Wohlstandes u n d 

1 6 5 Siehe dazu z. B. Rupert Scholz, Soziale Dienste und Verwaltungsreform, VSSR Bd. 1 
(1973), S. 283 ff ; Rainer Pitschas, Die Neuorganisation der sozialen Dienste im Land Berlin. 
Zur Analyse und K r i t i k eines Modells der Strukturreform staatlicher Sozialverwaltung, A r ­
chiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit , 7. Jg. (1976), S. 50 ff. 

166 >Y/ j e j j g V/ohnungspolitik für die Nichtseßhaften oder die Sozialversicherung für die 
Selbständigen. 
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dem Wandel u n d der N e u b i l d u n g v o n R a n d g r u p p e n 1 6 7 , die D i a l e k t i k 

zwischen der »alten sozialen Frage«, der Arbei terfrage , u n d der »neuen 

sozialen Frage«168, oder auch das neue A u f k o m m e n der »Armuts«-Frage 

gerade dann, w e n n die Sozia lpol i t ik gewisse maximale Grade erreicht zu 

haben s c h e i n t 1 6 9 . 

E i n engeres Beispiel ist das Bemühen, die Sozialversicherungsrente z u m 

Eigentum zu e r k l ä r e n 1 7 0 . Gerade i n der aktuellen Krise der Rentenversi­

cherung, die zeigt, w i e l a b i l , entwicklungs- u n d entscheidungsabhängig 

die Summe aller Renten u n d damit auch der individuel le A n t e i l daran ist, 

zeigt sich die Spannung zwischen den Besitzenden u n d der Summe der 

Bedarfe. Was i n der Wachstums- u n d Wohlstandsphase selbstverständlich 

erschien, nämlich die Rente als E igentum zu qual i f iz ieren, w i r d i n Frage 

gestellt. D i e Knapphei t der M i t t e l für alle w i r d z u m Feind der »Eigentü­

m e r « 1 7 1 . 

Das Typische w i r d v o m Atypischen angefochten. I m m e r wieder also 

zeigt sich diese revolvierende D y n a m i k : Sozia lpol i t ik geschieht d ur ch 

T y p i s i e r u n g ; die Typis ie rung führt zur Spannung zwischen dem Einge-

1 6 7 Siehe dazu etwa »Sozialpolitik kooperativ«, Sozialbericht für Baden-Württemberg 
1972/74, herausgegeben vom Baden-Württembergischen Ministerium für Arbeit , Gesund­
heit und Sozialordnung, 1974, S. 82 f f ;AlfredKöhler , Die Entwicklung von »Randgruppen« 
in der BRD, 1976. 

168 Art ikuliert durch Heinz Geißler, Neue soziale Frage - Zahlen, Daten, Fakten, 1975. 
Siehe dazu etwa auch Erich Standfest, Die »neue soziale Frage« und gewerkschaftliche So­
zialpolitik, Soziale Sicherheit 25. Jg. (1976), S. 257 f f 

1 6 9 Siehe dazu Zacher, Faktoren und Bahnen ( A n m . 64), S. 241 ff . (245); Grundfragen 
(Anm. 142), S. 35; je m. w. Nachw. Siehe ergänzend etwa Wulf Fink, A r m u t : Eine neue so­
ziale Frage?, Soziale Sicherheit 25. Jg. (1976), S. 289 f f ; Karsten Brenner, Ein leichtfertiges 
Spiel mit dem Begriff der A r m u t , ebenda S. 293 ff ; Klaus Kortmann, Zur Armutsdiskussion 
in der Bundesrepublik Deutschland, Nachrichten des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge 56. Jg. (1976), S. 144 ff ; Stephan Leibfried, Armutspotential und Sozial­
hilfe in der Bundesrepublik, Kritische Justiz 9. Jg. (1976), S. 377 ff ;Ferdinand öter, Armut 
in der Bundesrepublik - Ihre Ursachen und ihre Uberwindung, Soziale Sicherheit 26. Jg 
(1977), S. 4 ff ; Bodo Scharf, A r m u t : Eine neue soziale Frage? i n : Soziale Sicherheit 26. Jg. 
(1977), S. 43 ff . 

1 7 0 Siehe etwa die Diskussionen des 4. rechtspolitischen Kongresses der SPD vom 
6.-8. Juni 1975, in : Diether Posser und Rudolf Wassermann (Hrsg.) , Freiheit in der sozialen 
Demokratie, 1975, S. 165 ff mit einschlägigen Beiträgen von Helmut Simon, Alexander Ga­
gel, Max Dietlein, Harry Roh wer-Kahlmann und Klaus H. Wigginghaus; Georg Wannagat, 
Die umstrittene verfassungsrechtliche Eigentumsgarantie für die Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung, i n : Soziale Sicherung durch soziales Recht, Festschrift für Horst Pe­
ters, 1975, S. 171 ff. 

1 7 1 Siehe Zacher, Grundfragen (Anm. 142), S. 17 f, 22, 35 f. m. w. Nachw. 
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schlossenen u n d dem Ausgeschlossenen; u n d die Spannung drängt zu 
neuen T y p e n , zur U m b i l d u n g der alten oder zu einer Veral lgemeinerung, 
wenn nicht Auflösung der T y p e n , die w o h l unverzüglich wieder das Be­
dürfnis neuer Typis ie rung auslöst. 

E i n verwandtes, g le ichwohl n icht identisches Phänomen sol l hier als 
tendenzieller »Zentrismus» aller Sozia lpol i t ik bezeichnet werden . Ge­
meint ist damit folgendes. Aus vielerlei Gründen zielt Sozia lpol i t ik dar­
auf, durchschnit t l iche Lebensmuster zu ermöglichen u n d auszubreiten. 
»Westliche« Sozialpol i t ik zielt i n diesem Sinne auf (klein)-bürgerliche Le­
bensmuster ( u n d selbst der osteuropäische K o m m u n i s m u s verfährt h i n ­
sichtlich der pr ivaten Lebensumstände ähnlich). Selbst w e n n der Impuls 
sozialer Schritte v o m Elend u n d v o n der Peripherie der Gesellschaft 
k o m m t , liegt die K o r r e k t u r d a r i n , zur M i t t e hinzuführen. D e r M i t t e z u -
zugehören w i r d dann z u m Besitzstand, z u m Rechtsgut. U n d die neue Pe­
r ipherie , das neue Elend »unten«, haben zunächst den Richtigkeitsan­
spruch eines Systems gegen sich, das m i t der Abs ich t etabliert w u r d e , Pe­
ripherie u n d »unten« zu absorbieren. Außer den Eigengesetzlichkeiten 
der Sozia lpol i t ik hat dieses auch Gründe , die etwa m i t dem Bedürfnis der 
Gesellschaften zusammenhängen, sich mittels des Außenseiters zu inte­
grieren. Sozia lpol i t ik »für das Volk« aber ist i n ganz besonderer Weise auf 
diesen »Zentrismus« festgelegt. N i c h t die Randgruppe, n icht der Außen­
seiter entscheiden über H i n n a h m e u n d Unterstützung des Regimes, son­
dern die M e h r h e i t , die Masse. I n den »formalen« D e m o k r a t i e n fo lg t dieser 
»Zentrismus« der Zentra l f igur des Grenzwählers. Gehört dieser, wie i n 
der Bundesrepubl ik , auch sozial der »Mitte« an, unterstreicht dies den na­
türlichen »Zentrismus« der S o z i a l p o l i t i k 1 7 2 . 

Jedenfalls vo l lz ieht sich Sozia lpol i t ik so in einer pulsierenden Bewe­
gung. D u r c h die K o n z e n t r a t i o n der Problemlösung auf das Typische w i r d 
das Atypische z u m Potential der K r i t i k u n d neuer Problemlösung. Diese 
k a n n zu neuer Typis ie rung führen, w o b e i sich das »Spiel« der Freisetzung 
des Problempotentials des Atypischen unmit te lbar wiederho l t . O d e r die 
Auflösung der Spannung zwischen Typischem u n d A t y p i s c h e m fo lgt z u m 
Allgemeineren h i n . So w i r d die Veral lgemeinerung z u m neuen Ansatz für 
die speziellere Typis ie rung . A n a l o g begründet u n d schützt Sozialpol i t ik 
W o h l s t a n d u n d Besitzstand einer sozialen »Mitte« , so daß die Spannung 
zu Randgruppen u n d Unterschichten n o t w e n d i g steigt. Erre icht diese 

1 7 2 Siehe dazu Zacher > Faktoren und Bahnen (Anm. 64), insbes. S. 244 ff m. w. Nachw. 
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Spannung ein gewisses M a ß , so f inden sich Anlässe, sie aufzuheben. D i e 
»Mitte« w i r d erweitert . Randgruppen u n d Unterschichten werden absor­
bier t , einbezogen, i m ungünstigsten Fal l jedenfalls w a h r g e n o m m e n u n d 
betreut. D i e K o r r e k t u r setzt zunächst die Spannung herab, u m gerade da­
d u r c h aber die neue E n t w i c k l u n g kri t ischer Potentiale u n d Spannungen zu 
ermöglichen, ja zu begünstigen. 

dd) D i e Unendl i chke i t u n d Widersprüchlichkeit der E r w a r t u n g e n u n d 
die Endl ichkei t harmonischer Erfüllung 

Diese Gründe für die D y n a m i k der Sozia lpol i t ik f inden sich le tz t l i ch auf­
gehoben i n den z w e i allgemeinsten. D e r eine sei n a c h f o l g e n d 1 7 3 als die an­
thropologische Unmöglichkei t einer statischen Sozia lpol i t ik skizzier t . 
D e r andere ist der der U n e n d l i c h k e i t u n d Widersprüchlichkeit der sozial­
poli t ischen E r w a r t u n g e n . W e i l - q u a l i t a t i v gesehen-Sachschau, W e r t u n g 
u n d Lösungsmodelle verschiedener G r u p p e n für identische oder einander 
berührende Probleme einander ausschließen, u n d w e i l - quant i tat iv gese­
hen - die maximalen Forderungen aller das M a ß des Verte i lbaren über­
schreiten, steht der Sozialstaat v o r der Al ternat ive zwischen der endgülti­
gen Privi legierung der Interessen u n d Le i tb i lder eines Teiles zu Lasten des 
anderen oder der umlaufenden, nie »ewigen« Berücksichtigung i m m e r 
wieder verschiedener G r u p p e n . Es ist die Al ternat ive zwischen endgülti­
ger »Besitzeinweisung« der einen u n d endgültiger Enttäuschung der ande­
ren oder der F l u k t u a t i o n v o n F o r d e r u n g , E r w a r t u n g , Erfüllung, Enttäu­
schung, N e u o r i e n t i e r u n g , neuer F o r d e r u n g u n d neuer E r w a r t u n g . Dort 
desintegrieren Erfüllung u n d E n t t ä u s c h u n g 1 7 4 . H i e r i n t e g r i e r e n 1 7 5 Erfül­
l u n g u n d H o f f n u n g eine »offene G e s e l l s c h a f t « 1 7 6 . U n d je stärker die P r i n ­
z ipien der Aggregat ion der befriedigten, enttäuschten u n d neu erwarten­
den G r u p p e n vari ieren, desto weniger b i lden sich »Klassen«. U n d umge­
k e h r t : je weniger die Gesellschaft sich durch harte u n d dauernde Grenzen 

1 7 3 Siehe ee. 
1 7 4 Siehe oben 1 b (S. 245 f ) . 
1 7 5 Zur sozialen Integration im Sozialstaat siehe z. B. Huher, Der Streit um das W i r t ­

schaftsverfassungsrecht ( A n m . 110), S. 201; ders., Rechtsstaat und Sozialstaat, i n : »Natio­
nalstaat und Verfassungsstaat« (Anm. 113), S. 260 ff ; Walter Bogs, Der soziale Rechtsstaat 
im deutschen Verfassungsrecht, i n : Sozialer Rechtsstaat - Weg oder Irrweg? Beamtenpoliti­
sche Arbeitstagung des Deutschen Beamtenbundes, 1963, S. 44 ff , insbes. S. 50; Ernst Ben-
da, Industrielle Herrschaft und sozialer Staat, 1966, S. 99 f, m. w. Nachw. 

1 7 6 Z u m Zusammenhang zwischen Sozialstaat und Offenheit und Dynamik der Gesell­
schaft siehe vor allem auch Herzog, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 47), Rdnr. 202 ff. 
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u n d Gegensätze - w i e sie für »Klassen« typisch sind - gliedert, desto re i ­
bungsärmer u n d befriedigender laufen Erfüllung, Enttäuschung u n d 
H o f f n u n g auf diese Weise u m . 

E i n freiheit l icher Sozialstaat, der n icht etwa ein Staat der Arbeiterklasse 
oder ein Staat korrumpierender Ver te id igung v o n Privi legien u n d A b w e h r 
v o n Egalität ist - muß sich also dem Bi lde nähern, das oben als konseku­
tive R u n d u m - B e f r i e d i g u n g divergierender polit ischer E r w a r t u n g e n skiz­
ziert w u r d e . I n diesem Sinne kann die Qualität eines freiheit l ichen Sozial­
staates daran gemessen werden , w i e k l e i n die M i n d e r h e i t ist , deren H o f f ­
n u n g auf Freiheit v o n N o t , auf M i l d e r u n g v o n Abhängigkeit u n d auf A n -
gleichung des Wohlstandes gerichtete E r w a r t u n g endgültig enttäuscht 
i s t 1 7 7 . 

ee) D i e anthropologische Unmöglichkei t eines statischen Sozialstaates 

A l l e diese Überlegungen münden schließlich i n der Erkenntn is , daß es 
dem Menschen nicht gegeben ist, i n einem endgültigen irdischen Zustand 
seine Erfüllung z u f inden . D a z u bleibt nicht n u r zuvie l L e i d i n jeder, auch 
der besten menschlichen Gesellschaft. D a z u bleibt n i cht nur zuvie l Last, 
Gleichsetzung u n d Ungleichsetzung, Nähe u n d Ferne zu anderen zu er­
tragen. D a z u ist der Mensch zu sehr gegen das Endgültige angelegt - auch 
gegen das endgültige Gute , das m i t seiner Endgültigkeit an W e r t u n d 
Wahrnehmbarke i t ver l ier t , sicher aber gegen die Endgültigkeit komplex 
u n v o l l k o m m e n e r Lagen. 

Wäre der Sozialstaat das Haus am Ende des Weges, i n das die Gesell­
schaft geführt werden sol l , so wäre er ein Gefängnis - allenfalls ein golde­
ner Käfig. W e r w o l l t e schon je entscheiden, daß das »große Ziel« erreicht 
ist. W a n n ist vorstellbar, daß alle oder doch fast alle sagen: das ist der 
Platz, den w i r gesucht haben! A b e r unterstel l t , das V o l k würde einmütig 
das »große Ziel« das »Haus am Ende des Weges« erkennen, was wäre die 
Folge? N i c h t s anderes ist vorstel lbar , als daß, dar in angekommen, die Ge­
sellschaft anfinge, Befreiung u n d A u s b r u c h zu wünschen. Sicher nicht alle 
- aber doch viele genug. D e r Sozialstaat muß W e g u n d Fata Morgana blei­
ben - eine Fata Morgana , die sich ändern kann . K e i n Sozialstaat kann die 
Lage aller so gestalten, daß n icht viele Veränderung wünschen würden. 
U n d jeder Sozialstaat, der sich als endgültig betrachtet, muß z u m U n t e r ­
drücker des Wunsches nach Veränderung werden . 

1 7 7 Analog zur Definition der Demokratie als »das Herrschaftssystem der kleinsten auf 
Dauer vernachlässigten Minderheit« {Zacher, Freiheitliche Demokratie [ A n m . 63], S. 20). 

17 Festschrift Ipsen 



258 Hans F. Zacher 

I n diesem Sinne ist Sozialstaat nicht nur, was o f t gesagt w u r d e , die ste­

tige Aufgabe der Annäherung an das Z i e l v o n weniger N o t u n d m e h r 

G l e i c h h e i t 1 7 8 . I n diesem Sinne ist Sozialstaat nicht nur »Fortschritt« i m 

Sinne v o n Verbesserung 1 7 9 . I n diesem Sinne ist Sozialstaat l e tz t l i ch sogar 

Offenheit um der Zukunft willen, Prozeß um der Veränderbarkeit wil­

len1*0. 

d) D e r sozialstaatliche H o r i z o n t v o n Glück u n d Sicherheit 

D i e verfassungsrechtliche Rede v o m Sozialstaat ist w o h l eine s o w o h l blas­

sere als auch vermeint l i ch konkretere A u f n a h m e des Gedankens, der i n 

den Grundrechten v o n V i r g i n i a v o m 12. Juni 1776 A u s d r u c k gefunden 

hat, w e n n d o r t den Menschen »das Erstreben u n d Erlangen v o n G l ü c k 

u n d Sicherheit« gewährleistet u n d zugleich den Regierungen die A u f g a b e 

gestellt ist , »den höchsten G r a d v o n Glück u n d Sicherheit h e r v o r z u b r i n ­

gen«. O d e r sollte das Sozialstaatsprinzip etwa eine soziale Gerechtigkeit 

w o l l e n , die nicht glücklich u n d sicher macht? E i n solchermaßen asketi-

1 7 8 Siehe z. B. Badura, Auftrag und Grenzen ( A n m . 60), S. 446, 449: Die staatliche Tä­
tigkeit . . . soll die in der Gesellschaft vorgefundene und sich reproduzierende Verteilung 
von Gütern, Lasten und sozialen Chancen nicht als gerechtfertigt ansehen und hinnehmen, 
sondern auf ihre fortdauernde evolutionäre Umschaffung im Sinne der sozialen Gerechtig­
keit hinwirken. . . Es ist . . . grundsätzlich nicht möglich, aus dem sozialstaatlichen Verfas­
sungsauftrag, der eben ein >der konkreten Ausgestaltung in hohem Maße fähiges und bedürf­
tiges Prinzip< ist, bestimmte Gestaltungen und Entscheidungen als verfassungsrechtlich ge­
boten abzuleiten. Der Sozialstaatssatz ist nicht ein >Verfassungsbefehl< mit einem gegen­
ständlich begrenzten und inhaltlich bestimmten Regelungsauftrag an den Gesetzgeber . . ., 
sondern ein >Verfassungsprogramm<, ein sachlicher Richtsatz, der dem Gesetzgeber fort­
dauernd eine bestimmte Richtung vorschreibt. Es ist Sache der politischen Entscheidung des 
Gesetzgebers, über die A r t und Weise der Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit und 
damit über die fortdauernde notwendige Ausgestaltung des sozialstaatlichen Verfassungs­
auftrages zu befinden.« - Siehe auch Werner Maihof er, Rechtsstaat und Sozialstaat, i n : 
Rechtsstaat ~ Sozialstaat, herausgegeben von Wi l l i Weyer, 1972, S. 13 ff (35): »Damit 
kommt allem Recht des Staates . . . d i e . . . wichtige und gewichtige Aufgabe einer ständigen 
sozialkritischen und ideologie-kritischen Infragestellung und Richtigstellung der bestehen­
den Verhältnisse, auf gerechtere und damit menschlichere Verhältnisse hin« zu. Zu konkre­
ten Problemen in diesem Sinne etwa Benda, Industrielle Herrschaft ( A n m . 175), S. 99 ff. 
Zum Sozialstaatsprinzip als Zielbestimmung siehe insbes. auch BVerfGE 5, 85 f f (198). 

1 7 9 So vor allem herausgearbeitet vonSchachtschneider, Sozialprinzip (Anm. 47), insbes. 
S. 40 ff. 

180 £ ) u r c n seine Änderbarkeit bewahrt sich der Sozialstaat Geltung und Legitimität. Zu 
diesem Zusammenhang siehe Niklas Luhmann, Rechtssoziologie, 1972, S. 152 f, 208 ff , 
237 ff , 242 ff. 
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sches Z i e l könnte i n eine sozialistische Verfassung hineingelesen werden, 
oder viel leicht auch i n eine religiös determinierte Verfassung, die den 
Menschen auf dem Weg zur jenseitigen V o l l k o m m e n h e i t halten w i l l . Es 
kann aber nicht das Z i e l eines bürgerlich-sozialdemokratischen Parla­
ments wie des parlamentarischen Rates gewesen sein u n d nicht der K o n ­
sens einer so undoktrinär »diesseitigen« Wohlstandsgesellschaft wie der 
Bundesrepubl ik . Es wäre r e i z v o l l , hier mehr über das Zwil l ingspaar 
Glück u n d Sicherheit schreibend nachzudenken. D e r Verfasser muß es 
sich versagen. Aber soviel scheint i h m evident, daß m i t »Glück u n d Si­
cherheit« n icht der »Himmel auf Erden« , n icht das »irdische Paradies« 
gemeint ist , das weder Mangel noch Ris iko kennt , sondern durchaus 
Menschliches und Irdisches m i t Chance, Gefahr u n d H o f f n u n g , w o r i n 
auch Sicherheit nicht D e t e r m i n a t i o n u n d Sterilität meint , sondern E i n ­
grenzung der Gefahr u n d N e g a t i o n der beherrschenden K a t a s t r o p h e 1 8 1 . 
Gemeint ist auch nicht die Vors te l lung einer absoluten Gleichheit aller, 
die es n icht g ibt , u n d deren g le ichwohl versuchte Durchsetzung die Ver­
nachlässigung der Ungleichheiten u m so schmerzlicher empfinden läßt. 

Das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes sollte gewiß keine marxis t i ­
sche E n d z e i t h o f f n u n g i n das Grundgesetz e i n b a u e n 1 8 2 . G l e i c h w o h l u n ­
terl iegt der Rede v o m Sozialstaat n u r a l lzuoft die vage Vors te l lung , es gäbe 
ein O r d n u n g s b i l d des Sozialstaates, das zu realisieren u n d v o n seiner Rea­
l is ierung an zu erhalten s e i 1 8 3 . Entsprechend der poli t ischen Konsensbasis 
des Grundgesetzes könnte man sagen, man habe i m Sozialstaatsprinzip 

1 8 1 Siehe dazu auch Hans Ryffel, Soziale Sicherheit in der modernen Gesellschaft, Der 
Staat 9. Bd. (1970), S. 1 ff. 

1 8 2 Zur Gleichsetzung von »sozial« und »sozialistisch« im Hinbl ick auf das Sozialstaats­
prinzip siehe außer Dürig, Wohlfahrtsstaat ( A n m . 122) aaO: z. B. Wolany, Sozialstaat 
( A n m . 120), S. 144 {;Hugo Berger, Bedeutung und Tragweite des Grundsatzes vom sozialen 
Rechtsstaat, Die Betriebsverfassung 2. Jg. (1955), S. 4 f f ; Hans Gerber, Die Sozialstaat­
sklausel des Grundgesetzes, AöR Bd. 81 (1956), S. 1 ff (7, 31 f ) ; Franz Klein, Christ und 
Kirche in der sozialen Welt, 1956, S. 123 ff. Aus neuerer Zeit dazu etwa Stern, Sozialstaat 
( A n m . 58), Sp. 2410. 

1 8 3 Die Unterstellung findet sich kaum im zentralen, allgemeinen Sozialstaats-Schrifttum. 
In der Nähe wohl Abendroth, Demokratischer und sozialer Rechtsstaat (Anm. 115), S. 
114 f f , 117; Hartwich, Sozialstaatspostulat (Anm. 49), S. 49 ff . Eigentümlicherweise ist sie 
jedoch dort fast selbstverständlich, wo einzelne Folgerungen aus dem Sozialstaatsprinzip 
hergeleitet werden. Nur als ein Beispiel sei die Heranziehung des Sozialstaatsprinzips zur 
Konstitution des Ordnungsbildes der sozialen Marktwirtschaft durch Hans Carl Nipperdey, 
erwähnt: Soziale Marktwirtschaft und Grundgesetz, 3. Auflage 1965, S. 56 ff. Einen Kos­
mos solcher Einzelforderungen verbindet Stern, Sozialstaat ( A n m . 58) mit der Behauptung 
weitgehend bindender Natur des Sozialstaatsprinzips. - In der Mitte zwischen der allgemei­
nen Annahme eines sozialstaatlichen Ordnungsbildes und der konkreten Voraussetzung 

17» 
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eine chrisdich-bürgerlich-sozialdemokratische E n d z e i t h o f f n u n g , ein 
christlich-bürgerlich-sozialdemokratisches »Haus am Ende des Weges« 
vermutet . U n d vielleicht konvergierten h ier in auch die O r d n u n g s b i l d e r 
der christ l ichen Soziallehre (jedenfalls katholischer P r o v e n i e n z ) 1 8 4 m i t 
marxistischen Kräften i n der Sozialdemokratie, o b w o h l das allgemeinere 
Mißverständnis des Sozialstaatsprinzips gewiß viel einfacherer, vulgärer 
N a t u r war . W e r sich aber bewußt macht , daß ein statisches Sozialstaats­
b i l d eben irgendeinen »Endzeit«-Charakter hat, sieht w o h l auch u n m i t ­
telbar ein, daß dies n icht der Sinn des Grundgesetzes u n d seines Sozial­
staatsprinzips gewesen sein kann . Sozia lpol i t ik kann sich nicht erfüllen, 
n u r v e r w a n d e l n 1 8 5 - so auch der Sozialstaat. 

e) D e r demokratische Rechts- u n d Sozialstaat als Prozeß 

D a ß dies alles pos i t iv auch m i t den G r u n d r e c h t e n , u n d insbesondere den 
Freiheiten, u n d m i t der Of fenhe i t des demokratischen Prozesses zusam­
menhängt u n d erklärt werden k ö n n t e 1 8 6 , k a n n u n d braucht hier n i cht aus­
geführt zu werden . D e r K a m p f zwischen »Rechtsstaat« u n d »Sozial­
s t a a t « 1 8 7 , für den der N a m e Fors thof f ( f re i l ich zu U n r e c h t so allein) i m 
B u c h der Staatsrechtsgeschichte der Bundesrepubl ik steht, wäre v o n bei­
den Seiten n icht so unverständlich hef t ig geführt w o r d e n , w e n n nicht 
beide Seiten sich gegen die O f f e n h e i t der E n t w i c k l u n g gewandt hätten, 
w e n n nicht beide Seiten materielle Le i tb i lder der gesellschaftlichen u n d 
wirtschaft l ichen Verhältnisse hätten durchsetzen w o l l e n oder doch be­
fürchtet hätten, ein interpretatorisches »Nachgeben« erlaube solches der 
Gegenseite. Rechtsstaat u n d D e m o k r a t i e haben sich als das M e d i u m des 
sozialstaatlichen Prozesses zu verstehen. U n d der Sozialstaat als Prozeß 
muß sich i n diesem M e d i u m der permanenten komplexen Spannung u n d 
Entscheidung v o n I n d i v i d u e n u n d K o l l e k t i v e n sehen. E i n p o l i t i s c h u n d 
prozeßhaft verstandener Sozialstaat steht zu Rechtsstaat u n d D e m o k r a t i e 

liegt die Annahme, das Sozialstaatsprinzip enthalte jedenfalls ein negatives Verbot unsozia­
len Handelns (S. 230) und eine institutionelle Garantie vorhandener »sozialer Errungen­
schaften« (S. 230 und A n m . 106). 

1 8 4 Siehe z. B. Hans Barion, Vorbesinnung über den Wohlfahrtsstaat, D Ö V 23. Jg. 
(1970), S. 15 ff (S. 17 rechts unten). 

1 8 5 Siehe dazu Zacher, Materialien zum Sozialgesetzbuch, (Anm. 143), S. A 39. 
1 8 6 Siehe auch noch einmal Suhr, Rechtsstaatlichkeit und Sozialstaatlichkeit ( A n m . 101); 

Herzog, Sozialstaatlichkeit (Anm. 47), Rdnr. 204 ff . 
1 8 7 Siehe dazu noch einmal die Anthologie von Forsthoff, Rechtsstaatlichkeit und Sozial­

staatlichkeit ( A n m . 47). 
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im Verhältnis der wechselseitigen Verwiesenheit u n d Herausforderung, 
nicht aber i m Verhältnis des Uberwindens oder der Ausschl ieß l ichkei t 1 8 8 . 

VI. Ökonomiseber und nichtökonomischer Auftrag des Sozialstaats 

D i e Unergiebigkei t der bisherigen Sozialstaatsdiskussion liegt ferner darin 
begründet, daß die Spannung zwischen ökonomischer u n d nichtökono­
mischer Gleichheit n icht gesehen w u r d e . Sozialstaatlichkeit w u r d e immer 
- w i e selbstverständlich - primär i n einen ökonomischen Zusammenhang 
gestellt. G l e i c h w o h l w u r d e n auch i m m e r nichtökonomische Ungle ichhei ­
ten v o m Sozialstaatsprinzip her kr i t i s ier t . Bachof geht für seine Sozial­
staatsdefinition v o n folgender U m s c h r e i b u n g sozialer Gerechtigkeit aus: 

Soziale Gerechtigkeit sei »die speziell dem Geschick der wirtschaftlich, gesund­
heitlich, kulturell oder sonstwie Gefährdeten und Schwachen zugewandte Ge­
rechtigkeit, eine die abstrakte Gleichheit zugunsten der Schaffung konkreter 
Gleichheit durchbrechende Gerechtigkeit, staatliche Intervention zur Beseitigung 
natürlicher Unterlegenheit und damit Schaffung von Ungleichheit zur Wiederher­
stellung der Gleichheit« 1 8 9 . 

D o c h war u n d ist es eigentümlich, daß der »Dunstkreis« des ö k o n o m i ­
schen i rgendwie gewahrt blieb u n d ble ibt . Nichtökonomische U n t e r ­
schiede werden beanstandet, w e n n sie ökonomische Ursachen haben. Das 
gi l t schon für die herkömmlichen Kernbereiche r ichterl icher Konkret i s ie ­
r u n g des Sozialstaatsprinzips: das Arbei tsrecht - v o n dem angenommen 
w i r d , Arbei ts le id ( i m weitesten Sinn) sei eine I m p l i k a t i o n des ökonomi­
schen Systems - u n d den gleichen Zugang z u m gerichtl ichen Rechts­
s c h u t z 1 9 0 . Erst i m Verlaufe der Diskuss ion über das Sozialstaatsprinzip ist 
die Gleichheit der Bildungschancen als ein sozialstaatliches Z i e l hervorge-

1 8 8 Siehe etwa die materialreiche Darstellung bei Bernd Bender, Rechtsstaat und Sozial­
staat, i n : Laissez-Faire-Pluralismus, herausgegeben von Goetz Briefs, 1966, S. 319 ff. Siehe 
ergänzend Ulrich Scheuner, Die neuere Entwicklung des Rechtsstaats in Deutschland, i n : 
Forsthoff usw.: S. 460 ff , insbes. Seite 486 ff ; Huber, Rechtsstaat und Sozialstaat in der mo­
dernen Industriegesellschaft, (Anm. 113) S. 589 ff. M i t besonderer Betonung des sozialstaat­
lichen Elements etwa Walter Auerbach, Klärung um den sozialen Rechtsstaat, i n : Sozialpoli­
t ik - Ziele und Wege, herausgegeben von Christmann, u . a. ( A n m . 149), S. 271 ff. 

1 8 9 Bachof, Sozialer Rechtsstaat ( A n m . 119); siehe in sehr ähnlichem Sinn Maihofer, 
Rechtsstaat und Sozialstaat (Anm. 178), S. 34 f. Siehe zur transökonomischen Bedeutung 
des Sozialstaatsprinzips insbes. Badura, Auftrag und Grenzen ( A n m . 60), S. 447; Menzel, 
Sozialstaatlichkeit ( A n m . 42), S. 545. 

1 9 0 Siehe zur einschlägigen Praxis etw&Zacber, Das Sozialstaatsprinzip in der Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts ( A n m . 48), S. 114 f; Schreiber, Das Sozialstaatsprin­
zip ( A n m . 48), passim. 



262 Flans F. Zacher 

t r e t e n 1 9 1 , w o b e i die Frage, ob nur die ökonomischen Ursachen der M ö g ­
l ichkei t der Bildungschancen, oder auch andere v o m Sozialstaatsprinzip 
her kr i t i s ier t werden können, - so wei t zu sehen - n icht erörtert w i r d . U n d 
ebensowenig w i r d klar ausgeschieden, ob die Gleichheit der B i ldungs­
chancen hinsicht l ich der Gleichheit der daraus folgenden berufl ichen u n d 
also ökonomischen Chancen eine sozialstaatliche F o r d e r u n g , i m übrigen 
aber keine i s t 1 9 2 . I m Bereich der sozialen Sicherheit w e r d e n n ichtökono­
mische Unterschiede m i t ökonomischen M i t t e l n kompensier t , soweit sie 
ökonomische Voraussetzungen oder Folgen haben: wie H e i l u n g s a u f w a n d 
u n d Einkommensausfal l i m Fall v o n K r a n k h e i t , U n f a l l oder (entschädi­
gungspfl ichtigem) Personenschaden. A b e r nicht alle ökonomischen F o l ­
gen v o n nichtökonomischen Unterschieden werden einem Ausgle ich z u ­
geführt, so werden etwa Unterschiede der Gesundheit , der K o m m u n i k a ­
tionsfähigkeit (etwa auch der sprachlichen Gewandthe i t ) , der Fähigkeit 
zur E i n o r d n u n g , der Fähigkeit , den Standort zu verändern (Mobil i tät) , 
oder auch der äußeren Ansehnl ichkei t (bis h i n z u m »Kapital« der Manne­
quins u n d Schönheitsköniginnen), die sich i n den - gewiß z. T . sehr er­
heblichen - Unterschieden v o n Einkommenschancen u n d E i n k o m m e n 
niederschlagen, weder durch »Ausgleichsrenten« v o n unten her aufge­
f ü l l t 1 9 3 , noch d u r c h spezifische Abgaben v o n oben her abgebaut. Die 
Steuer ist ein den Ursachen der Einkommensunterschiede gegenüber 
reichlich unspezifisches M i t t e l u n d Rehabi l i ta t ion geht gewisse Kapazi ­
tätsdefizite an, nicht aber die Einkommensunterschiede unmit te lbar und 
gewiß nicht alle Ursachen unterschiedlicher E i n k o m m e n . 

1 9 1 Siehe dazu z. B. Manfred Abelein, Recht und Bildung, D Ö V 20. Jg. (1967), S. 375 ff, 
insbes. S. 377; Klaus-Dieter Heymann und Ekkehard Stein, Das Recht auf Bildung, AöR 
Bd. 97 (1972), S. 185 ff, insbes. S. 193; Ingo Richter, Bildungsverfassungsrecht, 1973, S. 
194 ff . Zur schul- und bildungspolitischen Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips siehe 
insbes. auch die Beispiele bei Schreiber, Sozialstaatsprinzip ( A n m . 48), S. 7 ff. 

1 9 2 So wird Gleichheit des Hochschulzugangs letztlich zu einem sozialstaatlichen Wert 
per se. Siehe BVerfGE 33, 303 (321, 331 f ) ; 37,104 (113); 39, 258 (269), 276 (293); 43, 34 (44, 
46). 

1 9 3 Der Verfasser hatte zweimal Gelegenheit, eigentümliche Reaktionen auf diese Fest­
stellung wahrzunehmen. Als er bei einem internationalen Kongreß auf diese »Grenzen des 
Sozialstaats« speziell unter Bezugnahme auf Begabungsunterschiede hinwies, bekam er vor 
allem von jüngeren Teilnehmern begeistert Zustimmung, weil er im Sinne der Forderung 
verstanden wurde, einen ökonomischen Begabungs-Unterschieds-Ausgleich tatsächlich 
durchzuführen. Als er einen deutschen Politiker einmal auf dieses elementare Phänomen -
auch wiederum zunächst nur im Sinne einer differenzierenden Erkenntnis sozialstaatlicher 
Problematik - hinwies, reagierte dieser mit Erwägungen über einen »vorweggenommenen 
Berufsschadensausgleich«. 
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Wie aber steht es le tzt l ich m i t den nichtökonomischen Unterschieden, 
die weder auf ökonomische Unterschiede zurückgeführt werden können, 
noch - u n d das ist bedeutsamer - ökonomisch kompensiert werden kön­
nen 1 9 4 ? Unterschiede der Gesundheit u n d Begabung - n icht n u r i m Sinne 
v o n »schulischer« Begabung, sondern auch v o n körperlichen Fähigkeiten, 
Geschicklichkeiten, musischen u n d k o m m u n i k a t i v e n Talenten - , Schä­
den an solchen »mitgebrachten« Begabungen u n d Unterschiede der ent­
sprechenden Bedingungen der Talententfal tung u n d -relevanz sind ö k o ­
nomischen K o r r e k t u r e n v o n den Ursachen und v o n den Ergebnissen her 
nur sehr begrenzt z u g ä n g l i c h 1 9 5 . Oder man denke an die Unterschiede, 
die es ausmacht, auf persönliche Dienste u n d Pflegeleistungen angewiesen 
zu sein oder nicht - bis h i n zur Angewiesenheit auf U n t e r b r i n g u n g u n d 
Pflege i n H e i m e n , w o fast alle Menschenrechte des Pflegebedürftigen ent­
leert s ind, nicht d u r c h die Willkür der Pflegenden, sondern durc h die N o t 
der U m s t ä n d e 1 9 6 . Was kann da ökonomischer Ausgleich w i r k l i c h leisten? 
D i e Übernahme der Kosten. D e r »immaterielle Schaden« ist einem ö k o ­
nomischen Ausgleich i m Ernst k a u m zugänglich. U n d w e n n er es wäre: 
welche Gesellschaft wäre bereit, für alle ihre Elenden - ihre D u m m e n , gei­
stig oder körperlich K r a n k e n , Behinderten, Verunstalteten - »Schmer­
zensgeld« zu zahlen, w o sie ohnedies schon so vie l Kosten machen! U n d 
was wäre damit auch getan! 

Es ist eine der erbärmlichsten Vereinfachungen i n der Diskuss ion u m 
den Sozialstaat, w i e sehr man sich auf das ö k o n o m i s c h e - das ö k o n o ­
misch bedingte u n d das ökonomisch Änderbare, das Umverte i lbare -
konzentr ier t . Natürlich setzt hier der E i n w a n d ein , man dürfe die ö k o ­
nomischen Wege zur Hers te l lung v o n Gleichheit u n d die Ziele ökonomi­
scher Gleichheit nicht deshalb vernachlässigen, w e i l es Ziele nichtöko-

1 9 4 Siehe dazu schon Zacher, Soziale Gleichheit (Anm. 24), S. 342 f; ders., Faktoren und 
Bahnen ( A n m . 64), S. 241 f und passim. 

1 9 5 Zu Sozialstaatsprinzip und Berufsrecht siehe ergänzend etwa Schreiber, Sozialstaats­
prinzip (Anm. 48), S. 121 ff. 

1 9 6 Man denke sich einmal, welche allgemeinen Grundrechte in einem schweren Dauer­
pflegefall notwendigerweise leerlaufen: Körperlich-räumliche Bewegungsfreiheit und kör­
perliche Integrität (Ar t . 2 Abs. 2 G G ) , Freiheit der Mitteilungen und ihres Empfangs (Art . 
5 GG) , Freiheit zu und in der Familie ( A r t . 6 GG) , Versammlungsfreiheit (Art . 8 GG) , 
weithin auch Vereinigungsfreiheit ( A r t . 9 G G ) , in verbreiteten Einzelfällen auch das Brief­
geheimnis (Art . 10 GG) , Freiheit der Wohnung (Art . 13 GG) , weitgehend auch das Eigen­
tum (Art . 14 GG) . Siehe zum Vorigen auch Hans F. Zacher, Sozialpolitik und Menschen­
rechte in der Bundesrepublik Deutschland, 1968, insbesondere S. 50 ff , 64 f f ; Materialien 
zum Sozialgesetzbuch (Anm. 143) Teil A S. 54 f, 55 f f ; Grundfragen ( A n m . 142), S. 34 f. 
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nomischer u n d ökonomischer Gleichheit gebe, die m i t ökonomischen 
M i t t e l n n icht erreicht werden könnten. H i e r i n der Tat erwächst die Gefahr 
des Scheingefechts - v o n beiden Seiten, v o n Freunden u n d Feinden des 
»Sozialstaates« her. Was hier kr i t i s ie r t werden sol l , ist n i c h t , daß das 
ö k o n o m i s c h e beachtet w i r d u n d geschieht, während das u n v e r m e i d l i c h 
u n d unausgleichbar Nichtökonomische ungelöst bleiben m u ß . Was hier 
kr i t i s ier t w i r d , das ist die L u s t am ö k o n o m i s c h e n u n d das Vergessen des 
Nichtökonomischen - ein Spiel, i n dem sich Marx is ten u n d Kapital is ten 
stets zusammenfinden. 

Was pr ivi legier t die ökonomisch bedingten u n d ausgleichbaren U n ­
gleichheiten gegenüber den anderen? Reißt der Unterschied zwischen 
ökonomischen, ökonomisch kontro l l i e rbaren u n d ausgleichbaren u n d 
rein nichtökonomischen Unterschieden nicht sehr eigentümliche, be­
fremdliche Fronten auf? M a n kann die Frage auch anders w e n d e n . M a n 
k a n n fragen, ob die Sozialstaatsnorm w i r k l i c h der Gesellschaft i n der 
Bundesrepubl ik eine i n solcher Weise »materialistische« W e r t o r d n u n g 
gegeben hat, daß die Sorge des Staates für die ökonomische Gleichheit des 
Menschen V o r r a n g hat? D a fällt es auf, daß etwa i n der bayerischen Ver­
fassung ( A r t . 2) die Benennungen des »Rechts - , K u l t u r - u n d Sozialstaats« 
nebeneinandergestellt sind? Fehlt da i m Grundgesetz n icht wenigstens der 
A k z e n t des »Kulturstaats«? 

A u f der anderen Seite ist of fensicht l ich , daß der ökonomische A u s ­
gleich nicht n u r technisch leichter durchführbar ist , sondern wegen der 
tendenziell unpersönlichen N a t u r ökonomischer Güter gerade den Schutz 
der Persönlichkeit weniger berührt als eine P o l i t i k umfassender Egalität 
auch i n nichtökonomischen Bereichen menschlicher Existenz. D i e Gefah­
ren , die hier auftauchen, werden am einfachsten deut l i ch , i n d e m man sie 
m i t dem Grundrechtssystem k o n f r o n t i e r t (wobe i f re i l i ch gerade der 
Gleichheitssatz als das zentrale Steuerungsprinzip des Vorganges außer 
Betracht gelassen werden muß) . U m v e r t e i l u n g ökonomischer Potentiale 
beeinträchtigt d i rek t allenfalls das G r u n d r e c h t des Eigentums. I m übrigen 
beeinträchtigt sie Grundrechte mit te lbar - n icht d u r c h Freiheitsbestim­
m u n g oder -begrenzung, sondern d u r c h M i n d e r u n g oder M e h r u n g der 
indiv iduel len ökonomischen Realfaktoren des G r u n d r e c h t s n u t z e n s 1 9 7 . 
Nichtökonomische U m v e r t e i l u n g aber muß notwendigerweise direkter 

1 9 7 Siehe dazu Zacher, Verwaltung durch Subventionen ( A n m . 1), S. 364 f; Zur Rechts­
dogmatik sozialer Umverteilung, D Ö V 23. Jg. (1970), S. 3 ff , (10); Freiheits- und soziale 
Rechte im modernen Verfassungsstaat, i n : Christliches Gesellschaftsdenken im Umbruch, 
herausgegeben von Stanis-Edmund Szydzik, 1977, S. 75 ff (100 f f ) . 
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E i n g r i f f i n unmit te lbar personale körperliche Integrität, geistige Ent fa l ­
t u n g oder K o m m u n i k a t i o n schützende Grundrechte sein. D i e Problema­
t i k pluralistischer S o z i a l p o l i t i k 1 9 8 , die schon für die U m v e r t e i l u n g m i t 
ökonomischen M i t t e l n oder Zielen k a u m wahrgenommen - geschweige 
denn bewältigt - w i r d , stellt sich be im Versuch einer U m v e r t e i l u n g m i t 
nichtökonomischen M i t t e l n oder Zielen auf dramatische Weise. 

Dabei w u r d e bisher nur der A s p e k t der Gleichheit a r t iku l ie r t . W i e aber 
w e n n man die weiteren I m p l i k a t i o n e n des Sozialstaates h i n z u n i m m t : 
Freiheit v o n N o t u n d A b b a u v o n A b h ä n g i g k e i t 1 9 9 . K a n n der Staat etwas 
gegen seelische N o t tun? (Etwas anderes, als sich dessen zu enthalten, sie 
d u r c h E indr ingen i n die Freiheitsräume des Menschen z u bewirken?) 
K a n n der Staat etwas gegen geistige Abhängigkeit tun? Soll er etwas dage­
gen t u n , daß Menschen sich durch Bande der Uberzeugung u n d der Ge­
fühle i n Abhängigkeiten begeben u n d Abhängigkeit verursachen? 

I n diesem Zusammenhang kann zunächst n u r darauf aufmerksam ge­
macht werden , w i e fragmentarisch bisher die nichtökonomische V e r s t r i k -
k u n g des Sozialstaates u n d der nichtökonomische A u s g r i f f des Sozial­
staatsprinzips bedacht w u r d e n 2 0 0 . I n der k o m p l e x e n Einhei t v o n ökono­
mischer u n d nichtökonomischer Ungle ichhei t v o n W o h l s t a n d u n d N o t , 
M a c h t u n d Abhängigkeit w i r d jedoch eine sozialstaatliche Aufgabe sicht­
bar, die als ganze endlos u n d unerfüllbar i s t 2 0 1 . D e m Z u g r i f f juristischer 
Interpreta t ion des verfassungstextlichen Sozialstaatsprinzips entzieht sie 
sich vollends. L e t z t l i c h w i r d i m wei ten Feld der nichtökonomischen U n -

1 9 8 Siehe dazu Zacher, Faktoren und Bahnen (Anm. 64), S. 262 ff . 
1 9 9 Jedenfalls aber in den allgemeineren Zusammenhang dieser Überlegungen gehört es, 

wenn das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 35, 202 f f [235]; bestätigt in BVerfGE 41 , 
329 ff [331]) in einem resozialisierenden Strafvollzug eine sozialstaatliche Forderung sieht: 
»Von der Gemeinschaft aus betrachtet verlangt das Sozialstaatsprinzip staatliche Vor- und 
Fürsorge für Gruppen der Gesellschaft, die auf Grund persönlicher Schwäche oder Schuld, 
Unfähigkeit oder gesellschaftlicher Benachteiligung in ihrer persönlichen und sozialen Ent­
faltung gehindert sind; dazu gehören auch die Gefangenen und Entlassenen«. 

2 0 0 Siehe dazu auch Bender, Rechtsstaat und Sozialstaat ( A n m . 188), insbes. S. 339 ff, 
346 ff. 

2 0 1 In der Politik ist diese Komplexität vor allem in der Diskussion um die Lebensqualität 
zum Ausdruck gekommen. Die Offenheit und Unbestimmtheit dieses Begriffs und die Miß­
verständnisse, Widersprüche und Unendlichkeiten der Diskussion über die Sache bestätigen 
deshalb die Schwierigkeit, einen komplex ökonomisch-nichtökonomischen Sozialstaat zu 
definieren. Siehe zum Zusammenhang von Sozialstaatlichkeit und Lebensqualität u . a. Ge­
org Wannagat, Soziale Sicherheit, Wirtschaftspolitik, Lebensqualität, Die Sozialgerichts­
barkeit 1972, S. 241 ff. Siehe auch noch einmalZacher, Soziale Indikatoren ( A n m . 137), und 
das dortige Material. 



266 Hans F. Zacher 

gleichheiten die anthropologische Unmögl ichkei t eines perfekten u n d 
endgültigen Sozialstaates auf neue u n d andere Weise sichtbar, als sie oben 
i n der K o n f r o n t a t i o n m i t dem Gegenbi ld eines endl ich stationären Sozial­
staates deut l ich w u r d e . 

Fre i l i ch , selbst w e n n man Sozialstaatlichkeit i rgendwie auf den ö k o n o ­
mischen Bereich beschränken w o l l t e , bliebe die Prob lemat ik sozialstaats-
gerechter W i r t s c h a f t s o r d n u n g 2 0 2 , bliebe etwa die Spannung zwischen 
Priorität v o n Wachs tum u n d Prosperität auf der einen Seite u n d gerechter 
Ver te i lung auf der anderen Se i te 2 0 3 , bliebe die Frage nach den r icht igen 
Strukturen v o n Wir tschaf t , Kapi ta l u n d A r b e i t 2 0 4 , bliebe die Frage nach 
der Rolle u n d nach den Verhaltensweisen des Staates i n der W i r t s c h a f t 2 0 5 . 

VII. Schlußbemerkungen 

M e h r als ein Vier te l jahrhundert der Bemühung u m das Sozialstaatsprinzip 
liegt h inter uns. Es ist an der Z e i t , v o n der E r w a r t u n g Abs tand zu nehmen, 
Verfassungsinterpretation ergäbe den Sozialstaat. D e n Sozialstaat zu def i ­
nieren, ist ein politisches Geschäft . U n d der Sozialstaat ist, der P o l i t i k 
überantwortet, d o r t auch i n kräftigeren, ja i n den allein hinreichend kräf­
tigen Händen. M e h r als ein Vier te l Jahrhundert grundgesetzlicher Verfas­
sungswirkl ichkei t soll ten auch gelehrt haben, daß Staat u n d Gesellschaft 
den sozialstaatlichen A u f t r a g als einen pol i t ischen angenommen haben -
immer unzulänglich, w i e es seiner N a t u r entspricht , aber eben d o c h ange­
n o m m e n . U n d auch das mag es erleichtern, v o m Sozialstaatsprinzip als ei­
nem R e c h t s p r i n z i p 2 0 6 , v o m Sozialstaat als einem der Verfassung zu ent­
nehmenden P r o g r a m m Abschied zu nehmen. 

D a d u r c h w i r d der juristische Gebrauch des sozialstaatlichen A r g u ­
ments nicht i l l e g i t i m 2 0 7 . Es ist eine H i l f e , die pol i t ischen Entscheidungen 

2 0 2 Dem vor allem Bendas monumentales Werk über »Industrielle Herrschaft und sozia­
ler Staat« (Anm. 188) gewidmet ist. 

2 0 3 Zu deren Diskussion Hans Peter Ipsen durch sein mittlerweile geflügeltes Stichwort 
von dem Verfassungsauftrag des Sozialstaats zur »Wachstumsvorsorge« beigetragen hat 
(s. o. A n m . 34). 

2 0 4 Siehe dazu vor allem Benda, Industrielle Herrschaft ( A n m . 188). 
2 0 5 Der in erster Linie das Interesse Hartwichs, Sozialstaatspostulat ( A n m . 49), gilt. -

Siehe zum Vorigen ergänzend auch Herzog, Sozialstaatlichkeit ( A n m . 47), Rdnr. 170, 
208 ff ; Zacher, Sozialstaatsprinzip ( A n m . 51), S. 154 f, 158 f. Siehe zum Vorigen auch noch 
einmal oben A n m . 149 und die dortigen Hinweise. 

2 0 6 Siehe dazu noch einmal die grundlegende Arbeit von Schnorr, Rechtsprinzip (Anm. 
65). 2 0 7 Siehe noch einmal oben S. 226-231. 
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zu f o r d e r n , zu rechtfertigen u n d zu benennen. Es ist eine H i l f e , die 
Grundtendenzen der poli t ischen Entscheidungen d o r t anzurufen, w o sie 
i n den vielfältigen Prozessen der Rechtsanwendung u n d Auslegung f o r t ­
entwicke l t u n d durchgesetzt werden müssen. U n d es ist eine Brücke , den 
Ersatz polit ischer Entscheidungen durch Rechtsschöpfung d o r t zu er­
le ichtern, w o diese Rechtsschöpfung Gerichten u n d Behörden übertragen 
ist, die darauf verwiesen u n d daran gewöhnt s ind, ihre Entscheidung, m ö ­
gen sie dabei auch die originär pol i t ischen Autoritäten vertreten, als recht­
l ich n o t w e n d i g oder doch zulässig zu verstehen u n d auszugeben. D i e V e r ­
a n t w o r t u n g der P o l i t i k für den Sozialstaat kann u n d darf das nicht m i n ­
dern . 


